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EINLEITUNG

Gemél dem Beschluss des Verwaltungsrats des Internationalen Arbeitsamts auf seiner
325. Tagung (Oktober—November 2015) wurde in die Tagesordnung der 107. Tagung (Mai—Juni
2018) der Internationalen Arbeitskonferenz ein Normensetzungsgegenstand zum Thema ,,Gewalt
gegen Frauen und Minnern in der Arbeitswelt im Hinblick auf eine zweimalige Beratung aufge-
nommen. ' Der Begriff ,,Gewalt* wurde spiter auf Vorschlag der dreigliedrigen Sachverstindi-
gentagung iliber Gewalt gegen Frauen und Ménner in der Arbeitswelt, die vom 3. bis 6. Oktober
2016 in Genf stattfand, durch ,,Gewalt und Belédstigung* ersetzt, ,,um sicherzustellen, dass das Aus-
maf inakzeptablen Verhaltens angemessen verstanden und behandelt wird*. ?

Zur Vorbereitung der ersten Beratung im Jahr 2018 und gemif3 Artikel 39 der Geschéftsord-
nung der Konferenz erstellte das Amt zwei Berichte: Bericht V(1) 3 und Bericht V(2). * Der von der
Konferenz eingesetzte Normensetzungsausschuss zum Thema Gewalt und Beléstigung in der
Arbeitswelt (,,Ausschuss®) behandelte diese Berichte und nahm seine eigenen Berichte mit dem
zusammenfassenden Verhandlungsbericht und den Schlussfolgerungen an,° die ihrerseits am
8. Juni 2018 vom Plenum der Konferenz gebilligt und angenommen wurden. ® In derselben Sitzung
verabschiedete die Konferenz auch die folgende EntschlieBung: ’

Die Allgemeine Konferenz der Internationalen Arbeitsorganisation,

nach Annahme des Berichts des zur Priifung des fiinften Punktes der Tagesordnung eingesetzten Aus-
schusses,

insbesondere nach Billigung von Vorschligen fiir ein Ubereinkommen und eine ergéinzende Empfeh-
lung iiber Gewalt und Beléstigung in der Arbeitswelt in Form von allgemeinen Schlussfolgerungen im
Hinblick auf die Befragung der Regierungen,

VIAA: Minutes of the 325th Session of the Governing Body, GB.325/PV, Abs. 33 a).

2 1AA: Report of the Director-General: Fifth Supplementary Report: Outcome of the Meeting of Experts on
Violence against Women and Men in the World of Work, GB.328/INS/17/5, Anhang I, Abs. 33.

3 1AA: Beendigung von Gewalt und Beldistigung gegeniiber Frauen und Mcnnern in der Arbeitswelt, Bericht V(1),
Internationale Arbeitskonferenz, 107. Tagung, Genf, 2018 (erschien 2017).

4 1AA: Beendigung von Gewalt und Beldistigung in der Arbeitswelt, Bericht V(2), Internationale Arbeitskonferenz,
107. Tagung, Genf, 2018.

S TAA: Reports of the Standard-Setting Committee: Zur Annahme durch die Konferenz vorgelegte Entschlieffung
und vorgeschlagene Schlussfolgerungen, in Vorliufiger Verhandlungsbericht Nr. 8A, und Summary of
proceedings, Provisional Record No. 8B(Rev.1), Internationale Arbeitskonferenz, 107. Tagung, Genf, 2018.

®TAA: Plenary sitting: Reports of the Standard-Setting Committee: Violence and Harassment in the World of
Work, in Provisional Record No. 8C, Internationale Arbeitskonferenz, 107. Tagung, Genf, 2018. Im Einklang mit
der 1988 etablierten Praxis wurde der Bericht des Ausschusses verdffentlicht und ist den Mitgliedstaaten vollstén-
dig zugénglich, ebenso wie das Protokoll der Beratung iiber den Gegenstand in der Plenarsitzung der 107. Tagung
der Konferenz.

T1AA: Entschliefung, in die Tagesordnung der néiichsten ordentlichen Tagung der Konferenz einen Punkt mit dem
Titel ,,Gewalt und Beldstigung in der Arbeitswelt” aufzunehmen, Internationale Arbeitskonferenz, 107. Tagung,
Genf, 2018.
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Beendigung von Gewalt und Belastigung in der Arbeitswelt

beschliefit, in die Tagesordnung ihrer nédchsten ordentlichen Tagung einen Punkt mit dem Titel
,»,Gewalt und Beldstigung in der Arbeitswelt” zur zweiten Beratung im Hinblick auf die Annahme eines
Ubereinkommens und einer ergédnzenden Empfehlung aufzunehmen.

In Anbetracht dieser EntschlieBung und im Einklang mit Artikel 39 Absatz 6 der Geschéfts-
ordnung der Konferenz hat das Amt den Bericht V(1) ausgearbeitet. ® Er enthilt die Texte eines
vorgeschlagenen Ubereinkommens und einer vorgeschlagenen Empfehlung, die auf den von der
Konferenz auf ihrer 107. Tagung angenommenen Schlussfolgerungen beruhen. Die Texte wurden
auf der Grundlage der ersten Beratung durch die Konferenz abgefasst und tragen den Antworten
auf den im vorldufigen Bericht enthaltenen Fragebogen Rechnung. * GemiB der Geschiftsordnung
wurde der Bericht den Regierungen so friihzeitig iibermittelt, dass er bei ihnen spétestens zwei
Monate nach Abschluss der 107. Tagung der Konferenz eintrifft.

Die Regierungen wurden gemaf3 Artikel 39 Absatz 6 der Geschiftsordnung der Konferenz
ersucht, dem Amt nach Befragung der mafigebenden Verbénde der Arbeitgeber und der Arbeitneh-
mer spitestens bis zum 8. November 2018 etwaige Anderungsvorschlige oder Bemerkungen zu
tibermitteln.

Die Regierungen wurden ferner ersucht, dem Amt bis zum gleichen Zeitpunkt mitzuteilen, ob
die vorgeschlagenen Texte ihrer Ansicht nach eine geeignete Grundlage fiir die zweite Beratung
der Konferenz auf ihrer 108. Tagung (Juni 2019) darstellen, und anzugeben, welche Arbeitgeber-
und Arbeitnehmerverbdnde von ihnen befragt wurden. Solche Befragungen sind nach Artikel 5
Absatz 1 Buchstabe a des Ubereinkommens (Nr. 144) {iber dreigliedrige Beratungen (internationale
Arbeitsnormen), 1976, auch obligatorisch fiir Linder, die dieses Ubereinkommen ratifiziert haben.
Die Ergebnisse der Befragungen sollten in den Antworten der Regierungen zum Ausdruck kommen.

Zum Zeitpunkt der Abfassung dieses Berichts lagen dem Amt Antworten von Mitgliedsgrup-
pen aus 101 Mitgliedstaaten vor, darunter von den Regierungen der folgenden 57 Mitgliedstaaten:
Agypten, Algerien, Argentinien, Bangladesch, Belgien, Brasilien, Bulgarien, Burundi, Chile, Déne-
mark, Deutschland, Ecuador, Estland, Finnland, Frankreich, Georgien, Indonesien, Islamische
Republik Iran, Israel, Italien, Kamerun, Kanada, Katar, Kolumbien, Kuwait, Mali, Malta, Marokko,
Mauritius, Mexiko, Montenegro, Myanmar, Neuseeland, Niger, Nigeria, Norwegen, Oman, Oster-
reich, Panama, Paraguay, Peru, Philippinen, Polen, Russische Foderation, Schweden, Schweiz,
Senegal, Spanien, Siidafrika, Thailand, Tunesien, Uganda, Ungarn, Uruguay, Vereinigtes Konig-
reich, Vereinigte Staaten und Zypern.

Die meisten Regierungen erklérten, ihre Antworten nach Befragung der Arbeitgeber- und
Arbeitnehmerverbinde erstellt zu haben. Einige dieser Regierungen arbeiteten die Stellungnahmen
dieser Verbénde zu bestimmten Punkten in ihre Antworten ein, wahrend andere die Bemerkungen
dieser Verbinde gesondert iibermittelten. In einigen Fillen gingen Antworten direkt von den Arbeit-
geber- und Arbeitnehmerverbinden ein. Auch der Internationale Gewerkschaftsbund (IGB) und die
Internationale Arbeitgeber-Organisation (IOE) iibermittelten Antworten.

Eine Antwort ging von der Arbeitsgruppe der Vereinten Nationen fiir die Frage der Diskrimi-
nierung von Frauen im Recht und in der Praxis (WGDAW) ein, in der die WGDAW den Prozess
unterstiitzte und Anregungen unterbreitete.

Um sicherzustellen, dass die Regierungen sowohl den englischen als auch den franzosischen
Wortlaut des vorgeschlagenen Ubereinkommens und der vorgeschlagenen Empfehlung innerhalb
der Frist nach Artikel 39 Absatz 7 der Geschéftsordnung erhalten, wurde der Bericht V(2) in zwei
Binden verdffentlicht. Der vorliegende Band, Bericht (2A), wurde auf der Grundlage der von den

8 1AA: Beendigung von Gewalt und Beldstigung in der Arbeitswelt, Bericht V(1), Internationale Arbeitskonferenz,
108. Tagung, Genf, 2019 (erschien 2018).

® IAA: Bericht V(1), erschien 2017, a.a.O.
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Einleitung

Regierungen und den Verbinden der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer libermittelten Antworten
ausgearbeitet und enthélt den wesentlichen Inhalt ihrer Bemerkungen. Er gliedert sich in drei
Abschnitte: allgemeine Bemerkungen, Bemerkungen zum vorgeschlagenen Ubereinkommen und
Bemerkungen zur vorgeschlagenen Empfehlung. Einige Antworten enthielten Informationen zum
spezifischen innerstaatlichen Kontext; diese Informationen sind zwar fiir die Tatigkeit des Amtes
niitzlich, werden jedoch hier nicht wiedergegeben.

Das Amt weist darauf hin, dass einige Antworten detaillierte, technische Kommentare enthiel-
ten, darunter umfangreiche Vorschldge flir einen Alternativtext. In Anbetracht der Beschrinkung
der Lange der Konferenzberichte wurden die Antworten nicht vollstindig wiedergegeben, und das
Amt hat sich bemiiht, die zentralen Gedanken zusammenzufassen. Ahnlich lautende Vorschlige
wurden zusammengefasst. Gingen zu einzelnen Bestimmungen keine Bemerkungen ein, gab das
Amt keinen Kommentar ab.

Viele Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbdnde, darunter auch der IGB und die IOE, haben in
gemeinsamer Arbeit zu zahlreichen Bestimmungen der vorgeschlagenen Texte gleich- oder dhnlich
lautende Bemerkungen vorgelegt, die zusammenfassend als konsolidierte Antwort wiedergegeben
werden. In dieser Weise zusammengearbeitet haben die folgenden Arbeitnehmerverbénde:
ANTUF, CTASI, ATC, BFTUC, BJSD, BJSL, BLF, BMSF, BSSF, CASC, CATP, CCTU, CGIL,
CISL, CMTC, CNUS, CONATO, CONUSI, CS, CSIMP, CST, CTA-T, CTC, CTRN, CTRP,
CUSG, CUT (Brasilien), CUT (Chile), CUT-A, DGB, FEDUSA, FESACI, GEFONT, GSEE,
GTUC, HAK-IS, Histadrut, HKCTU, IndustriALL, ITF, ITUC, IUF, JTUC-RENGO, KUCFAW,
KUDHEIHA, LBAS, NSZZ Solidarnos¢, PWF, SENTRO, UGT (Spanien), UIL, UNSITRAGUA
Historica, ZCTU (Sambia), ZCTU (Simbabwe). In dieser Weise zusammengearbeitet haben die
folgenden Arbeitgeberverbiande: ACCI, AIOE, ALEB, ANDI, APINDO, AZZZ SR, BDA, VCCI,
BEF, Business Mauritius, CEA, CEC (Kanada), CEC (China), CGEA, CGECI, CNP (Senegal),
CNP-Bénin, CNPG, Confindustria, CPC (Ruménien), SN, ECOP, EFI, EFP, EK, FEC, FEI, FKE,
FNCCI, GEM, IOE, MEDEF, MEF, NECA, OEB, RSPP, SA, SLEF, TISK, UPS, USCIB, VNO-
NCW, ZDS. Die meisten Bemerkungen folgten eng der Struktur der vorgeschlagenen Texte und
enthielten Angaben zu den Textteilen, auf die sie sich bezogen. Wo dies nicht der Fall war oder die
vorgelegten Informationen einer anderen Bestimmung entsprachen, hat sich das Amt nach besten
Kriften darum bemiiht, die Bemerkungen den entsprechenden Teilen des Berichts zuzuordnen.

Der Bericht V(2B) enthilt die vorgeschlagenen Texte des Ubereinkommens und der Empfeh-
lung, die aufgrund der eingegangenen Antworten und aus den Griinden, die in den Kommentaren
des Amtes im vorliegenden Bericht angefiihrt sind, geédndert wurden. Dariiber hinaus wurden einige
kleinere redaktionelle Anderungen vorgenommen, insbesondere um eine vollstindige Ubereinstim-
mung des Textes in den verschiedenen Sprachfassungen sicherzustellen. Sofern die Konferenz
einen entsprechenden Beschluss fasst, werden diese Texte als Grundlage fiir die zweite Beratung
auf der 108. Tagung (Juni 2019) im Hinblick auf die Annahme eines Ubereinkommens iiber die
Beseitigung von Gewalt und Beldstigung in der Arbeitswelt und einer ergidnzenden Empfehlung zu
diesem Thema bilden.
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EINGEGANGENE ANTWORTEN UND KOMMENTARE

I. ALLGEMEINE BEMERKUNGEN

Regierungen

Argentinien, Finnland, Frankreich, Kanada, Katar, Kuwait, Mali, Malta, Montenegro, Nigeria, Nor-
wegen, Oman, Peru, Schweiz: Die vorgeschlagenen Texte bieten eine angemessene Grundlage fiir die zweite
Beratung.

Belgien: Auf die sozialen und wirtschaftlichen Kosten von Gewalt und Beléstigung sollte hingewiesen
werden.

Bulgarien, Ungarn, Zypern: Unterstiitzen die Annahme von Instrumenten, die einen angemessenen
Schutz vor Gewalt und Beléstigung in der Arbeitswelt bieten und umfassend ratifizierbar sind.

Burundi: Das Amt hat gute und stimmige Arbeit geleistet.

Diinemark, Norwegen: Das Ubereinkommen sollte allgemeine Grundsitze enthalten und effizient,
durchsetzbar und umfassend ratifizierbar sein.

Finnland: Die vorgeschlagenen Texte bilden eine hervorragende Ausgangsbasis flir weitere Bera-
tungen. Mehrdeutigkeiten bei den Begriffsbestimmungen und dem Geltungsbereich sollten beseitigt werden.

Georgien: Die Texte werden unterstiitzt.
Israel: Die Instrumente miissen praktisch, flexibel und effektiv sein.

Kanada: Unterstiitzt ein Ubereinkommen mit klaren Bestimmungen und einem eindeutig umschrie-
benen Geltungsbereich sowie eine Empfehlung mit praktischen Leitlinien.

Kanada, Mexiko, Paraguay: Geschlechtergerechte/inklusive Formulierungen sollten gefordert werden.
Kamerun: Die Qualitit der Texte des Amtes wird geschétzt.
Mali, Senegal: Die Bedenken der Afrika-Gruppe wurden beriicksichtigt.

Mexiko, Vereinigtes Konigreich: Unterstiitzen die Annahme eines Ubereinkommens und einer
ergidnzenden Empfehlung.

Niger: Die vorgeschlagenen Texte fordern innovative Ansitze und werden begriifit.
Nigeria: Oberstes Ziel ist der Schutz der Opfer.

Peru: Die Instrumente sollten den Auswirkungen von Korruption auf Gewalt gegen Frauen Rechnung
tragen.

Philippinen: Keine Einwinde gegen die Kommentare des Amtes.

Polen: Die Annahme internationaler Normen gegen Belédstigung am Arbeitsplatz ist angemessen.
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Beendigung von Gewalt und Belastigung in der Arbeitswelt

Russische Foderation: Das Instrument geht tiber den urspriinglichen Zweck hinaus und enthilt kontro-
verse Bestimmungen, die den Rahmen des Arbeitsrechts sprengen. Benétigt wird ein rechtlich nicht bin-
dendes Instrument.

Schweden: Die Fragen zur Verantwortung fiir die Bekdmpfung von Gewalt und Beléstigung sollten
geklart werden. Die Empfehlung sollte weniger detailliert sein und mehr Flexibilitét bieten.

Schweiz, Vereinigte Staaten: Die Begriffsbestimmungen und der Geltungsbereich sind zu weit gefasst.

Spanien: Im Spanischen sollte ,trabajadores y/o trabajadoras™ durch ,,personas trabajadoras* (aufer
bei Bestimmungen, die sich nur auf Frauen beziehen) und ,,velar durch ,,asegurar ersetzt werden.

Uruguay: Die dreigliedrige Kommission unterstiitzt die Annahme eines Ubereinkommens und einer
Empfehlung. Die Texte des Amtes stellen einen substanziellen Fortschritt im Hinblick auf einen Konsens
dar.

Vereinigte Staaten: Eine allgemeine Klausel zur staatlichen und diplomatischen Immunitit sollte
hinzugefiigt werden.

Arbeitgeber

Konsolidierte Antwort, CONFIEP, VBO-FEB: Die Feststellung des Amtes, dass es fiir Punkt 1 bis
Punkt 23 ¢ der Schlussfolgerungen in der geénderten Fassung eine ,,deutliche Mehrheit* gegeben habe, wird
bestritten. Zwar wird der Bedeutung und Notwendigkeit einer Einigung zugestimmt, doch enthalten die
vorgeschlagenen Instrumente zu viele Hindernisse fiir Umsetzung und Ratifizierung.

BiznesAlbania: Dem vorgeschlagenen Ubereinkommen und der vorgeschlagenen Empfehlung wird
uneingeschrankt zugestimmt. Die Kommentare der IOE werden voll unterstiitzt.

BUSA: Bei einem Ubereinkommen besteht die Gefahr, dass bestimmte unangemessene Verhaltens-
weisen und die verletzlichsten Gruppen ausgeschlossen werden. Eine Empfehlung wird bevorzugt und
konnte mit dem Ubereinkommen (Nr. 187) iiber den Férderungsrahmen fiir den Arbeitsschutz, 2006, ver-
kniipft werden.

BUSINESSHUNGARY : Der vorgeschlagene Wortlaut kann nicht unterstiitzt werden, da es schwierig
wire, ihn auf nationaler Ebene umzusetzen. In den wesentlichen vorgeschlagenen Begriffsbestimmungen
sind die Verantwortlichkeiten der Arbeitgeber, zu denen auch kleine und mittlere Unternehmen sowie Fami-
lienbetriebe zéhlen, zu weit gefasst.

BusinessNZ: Den Anderungen der IOE wird allgemein zugestimmt. Eine Empfehlung wird bevorzugt.

CACIF: Ein Ubereinkommen wird nicht unterstiitzt, da Gewalt und Belistigung unter das Strafrecht,
nicht das Arbeitsrecht fallen.

CBI: Unterstiitzt ein Ubereinkommen, das mit einer ausgewogenen, praxisbezogenen Empfehlung
einhergeht.

CEC (Kanada): Ein Ubereinkommen wird unterstiitzt, sofern auf die Bedenken der Arbeitgeber einge-
gangen wird.

CEOE, CEPYME: Die Texte tragen den unterschiedlichen Gegebenheiten der Unternehmen nicht
Rechnung, und die SchutzmafBnahmen kommen nur den Arbeitnehmern zugute. Die Zuweisung von Verant-
wortlichkeiten ist auf Arbeitgeber und Regierungen gerichtet.

CIP: Die Texte sind rechtlich unscharf, zu préaskriptiv formuliert und bieten keine Grundlage fiir die
praktische Umsetzung.

COPARMEX: Als Instrument sollte eine Empfehlung gewéhlt werden.

CPG, EK: Die vorgeschlagenen Texte wiirden Anderungen der innerstaatlichen Gesetzgebung erfor-
dern.

DA: Ein Ubereinkommen sollte nur allgemeine Grundsitze enthalten und den Unterschieden zwischen
den Staaten sowie den Kapazitdten der Unternechmen Rechnung tragen. In der Empfehlung ist ,,sollte durch
»konnte*/, kann* zu ersetzen. Ein Priambelabsatz mit folgendem Wortlaut sollte eingefiigt werden: ,,erkennt
an, dass die Mitgliedstaaten den umfassenden Schutz aller vor Gewalt und Belédstigung durch strafrechtliche
Bestimmungen, gerichtliche Verfahren und Institutionen zur Sicherung der Strafjustiz gewéhren®.

ECOT: Der Text sollte praxisbezogen sein, effektiv um- und durchgesetzt werden und seine Wirkung
iiber innerstaatliche Mechanismen entfalten.

EFP, SNEF: Der Standpunkt der IOE wird unterstiitzt.
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Eingegangene Antworten und Kommentare

GEA: Die Ziele und Leitgedanken des vorgeschlagenen Ubereinkommens werden voll und ganz mitge-
tragen.

MALI: Ein Arbeitgeber, der tétig wird, um Félle von Gewalt und Beléstigung zu verhindern bzw. damit
umzugehen, sollte von der Haftung befreit werden.

MEDEEF: Der Text sollte pragmatisch und auf alle Unternehmen anwendbar sein und ihnen die Wahr-
nehmung ihrer Verpflichtungen ermdglichen.

NEF: Eine Empfehlung, die sich mit dem Ubereinkommen (Nr. 155) iiber den Arbeitsschutz, 1981,
verkniipfen lisst, konnte ein stirkeres und wirksameres Instrument als ein weiter gefasstes Ubereinkommen
sein.

NHO: Fiir eine umfassende Ratifizierung und Umsetzung muss das Ubereinkommen allgemeine
Grundsitze enthalten, ohne allzu detaillierte, iiberzogene oder unrealistische Anforderungen zu stellen.

SEV: Die Verantwortlichkeiten der Arbeitgeber miissen der Vielfalt der Unternehmen, einschlieBlich
der Klein- und Familienbetriebe, angemessen sein, die zu ihrer Umsetzung verpflichtet wéiren.

SGV-USAM: Die Texte sind teils schwammig und unklar, in vielerlei Hinsicht aber viel zu detailliert.
Auch wenn es sich im zweiten Dokument um Empfehlungen handelt, konnen diese faktische Verpflichtungen
und einen groBBen Regulierungsbedarf zur Folge haben.

SN: Die Texte sind zu detailliert. Die Verantwortlichkeiten der Arbeitgeber miissen der Vielfalt der
Unternehmen, einschlielich der Klein- und Familienbetriebe, angemessen sein.

UCCAEP: Im gesamten Text ist ,,in der Arbeitswelt™ durch ,,am Arbeitsplatz zu ersetzen.

VBO-FEB: Die vorgeschlagenen Texte enthalten keine eindeutigen Begriffsbestimmungen, sind
unklar in Bezug auf Rollen und Verantwortlichkeiten und sehen keine praktischen Mafinahmen vor. Der
Schwerpunkt des Ansatzes sollte auf der Verhinderung und Beendigung von Gewalt und Beléstigung, nicht
auf der Identifizierung von Opfern und Urhebern/damit zusammenhéngenden Ermittlungen liegen.

WKO: Es besteht kein Bedarf an einem neuen Ubereinkommen, da der Geltungsbereich iiber die
Arbeitswelt hinausgehen soll.

Arbeitnehmer

Konsolidierte Antwort: Die vorgeschlagenen Texte werden generell als geeignete Ausgangsbasis flir
weitere Beratungen angesehen. Dort, wo keine konkreten Bemerkungen angefiihrt sind, wird den vom Amt
vorgeschlagenen Anderungen zugestimmt. Um ein Arbeitsumfeld ohne Gewalt und Belistigung fiir alle zu
gewihrleisten, eignet sich das Ubereinkommen besser als die Empfehlung fiir eine angemessene Behandlung
der grundlegenden Rechte und Prinzipien.

ACTU: Sofern keine speziellen Kommentare angefiihrt sind, wird den vom Amt vorgeschlagenen
Anderungen zugestimmt.

ACTU, ASI, CGIL, CISL, CLC (Kanada), COTU-K, FNV, CNV, FO, GTUC, IFJ, ITF, ITUC, LO
(Danemark), FTF, LO (Norwegen), MTUC, PSI, TUC, UFCW, UGT (Spanien), UIL, Unio, YS: Die
vorgeschlagenen Texte bieten eine zufriedenstellende Grundlage fiir weitere Beratungen.

AFL-CIO: Unterstiitzt ein Ubereinkommen.

BSPSH: Wir stimmen dem vorgeschlagenen Ubereinkommen und der vorgeschlagenen Empfehlung
uneingeschréankt zu.

CCOQO: In der spanischsprachigen Fassung des Textes ist ,.trabajadores” durchgehend mit ,,personas
trabajadoras zu ersetzen.

CGT: In der franzosischsprachigen Fassung des Textes ist ,travailleurs” mit ,,personnes qui
travaillent” zu ersetzen.

CGTM, CTRP, FGTB: Unterstiitzen ein Ubereinkommen und eine Empfehlung.

CITUB: Das zentrale Anliegen der vorgeschlagenen Instrumente besteht darin, alle Arbeitnehmer zu
erfassen.

CNSM: Unterstiitzt den Entwurf des Ubereinkommens ohne Einwinde.

COSATU: Sofern keine konkreten Kommentare angefiihrt sind, werden die vom Amt vorgeschlagenen
Anderungen unterstiitzt. Unterstiitzt die Empfehlung voll und ganz.

CTA-A: Es besteht die Notwendigkeit, eine internationale Norm im Wege eines Ubereinkommen und
einer Empfehlung zu férdern.

CTUM: Die vorgeschlagenen Texte sorgen fiir mehr Klarheit bei den weiteren Beratungen.

KSSH: Befiirwortet die endgiiltige Fassung des ,,braunen Berichts*.

LO (Schweden), TCO, Saco: Es sollte erklart werden, dass die Empfehlung kein verbindliches Instru-
ment ist.
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Beendigung von Gewalt und Belastigung in der Arbeitswelt

NLC, NTUC (Philippinen): Der Text muss klar und stimmig sein.

NZCTU: Sofern keine konkreten Kommentare angefiihrt sind, wird den vom Amt vorgeschlagenen
Anderungen zugestimmt.

OGB: Der OGB unterstiitzt das Vorhaben, ein Ubereinkommen und eine erginzende Empfehlung
anzunehmen.

OPZZ: Die Annahme internationaler Vorschriften zum Schutz vor Belédstigung am Arbeitsplatz wird
begriift.

UGTT: Die Beseitigung aller Formen von Gewalt und Beldstigung am Arbeitsplatz ist eine Prioritét.

UNSITRAGUA Histérica: Es ist wichtig, eine dreigliedrige Einigung zu erzielen.

USS und Travail.Suisse: Die erste Beratung war ein wichtiger Schritt in die richtige Richtung. Die
Begriffsbestimmungen, der Geltungsbereich, die Verantwortlichkeiten und die Frage der Flexibilitit miissen
noch behandelt werden.

Vereinte Nationen

WGDAW: Es bedarf eines starken Ubereinkommens, das detaillierte MaBnahmen beinhaltet, denjeni-
gen, die Gewalt und Belastigung erfahren, angemessene Rechtsbehelfe bietet, eine geschlechtsspezifische
Perspektive und einen bereichsiibergreifenden Ansatz verfolgt und anerkennt, dass Frauen oft auf andere
Weise und unverhdltnismaBig stark betroffen sind. Hausliche Gewalt und andere Formen von Gewalt im
privaten Bereich kdnnen sich erheblich auf das Erwerbsleben von Frauen auswirken, und die Staaten sollten
diese Gewalt und ihre Auswirkungen mildern. Frauen sollten in die Fertigstellung des Ubereinkommens und
der Empfehlung eingebunden werden, um diese Instrumente moglichst effektiv und inklusiv zu gestalten.

KOMMENTAR DES AMTES

Eine betrachtliche Mehrheit der Regierungen und Arbeitnehmerverbiande, die Antworten
{ibermittelten, wiirdigte die Qualitit der vorgeschlagenen Texte des Ubereinkommens und der
ergianzenden Empfehlung und sah sie als zufriedenstellende Grundlage fiir die weiteren Beratungen
auf der 108. Tagung der Konferenz an. Zahlreiche Arbeitgeberverbinde bezeichneten die erste
Beratung als nicht einvernehmlich in entscheidenden Fragen und duf3erten generelle Bedenken hin-
sichtlich der Umsetzung der Texte.

Insgesamt betonten Regierungen und Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbénde die Bedeutung
der Thematik und die Notwendigkeit einer Einigung. In vielen Antworten wurden konkrete
Vorschlige zu weiteren Anderungen der Textentwiirfe unterbreitet, insbesondere in Bezug auf die
Klarheit der Begriffsbestimmungen und des Geltungsbereichs sowie die Verantwortlichkeiten und
Rahmenbedingungen verschiedener Akteure, die sich in den jeweiligen Bestimmungen der vorge-
schlagenen Texte niederschlagen. Anregungen in sprachlicher Hinsicht, etwa die Verwendung
geschlechtergerechter Formulierungen im Franzdsischen und Spanischen, ein flexiblerer Wortlaut
und die Angleichung der verschiedenen Sprachfassungen der Texte, wurden ebenfalls zur Kenntnis
genommen.

Ausgehend von den Antworten nahm das Amt Anderungen an den vorgeschlagenen Texten
vor und nummerierte die Bestimmungen infolgedessen neu. Zur leichteren Bezugnahme folgt die
Darstellung der eingegangenen Antworten und der entsprechenden Kommentare des Amtes in den
Féllen, in denen sich die Nummerierung geéndert hat, der Gliederung und Nummerierung der
Bestimmungen in Bericht V(1), 2018, wihrend die aktuelle, in Bericht V(2B) verwendete Num-
merierung in Klammern darunter gesetzt wurde.
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Eingegangene Antworten und Kommentare

II. BEMERKUNGEN ZUM VORGESCHLAGENEN UBEREINKOMMEN UBER
DIE BESEITIGUNG VON GEWALT UND BELASTIGUNG
IN DER ARBEITSWELT

Priambelabsatz 4

Regierungen

Argentinien: Das Ubereinkommen von Belem do Para sollte erwihnt werden.
Indonesien: Es bestehen keine Einwénde.

Katar: Die Erklarung der Vereinten Nationen iiber die Beseitigung der Gewalt gegen Frauen ist das
internationale Instrument, das hinsichtlich seines Geltungsbereichs dem Ubereinkommen am meisten ent-
spricht.

Tunesien: Das Ubereinkommen (Nr. 189) iiber Hausangestellte, 2011, sollte erwihnt werden.
Arbeitnehmer

UNT: Zusitzlich genannt werden sollten das Ubereinkommen Nr. 102 und die Empfehlung Nr. 202
der IAO iiber Soziale Sicherheit, die Ubereinkommen Nr. 81 und Nr. 129 iiber die Arbeitsaufsicht, das
Ubereinkommen Nr. 156 iiber Arbeitnehmer mit Familienverpflichtungen, die Ubereinkommen Nr. 73 und
Nr. 143 iiber Wanderarbeitnehmer und das Ubereinkommen Nr. 183 iiber den Mutterschutz.

KOMMENTAR DES AMTES

Im Einklang mit dem Kommentar des Amtes im sechsten Prdambelabsatz bleibt der Text
unverandert.

Priambelabsatz 5

Regierungen

Vereinigte Staaten: ,,dass ein jeder das Recht .hat“ sollte durch ,,dass es zwingend geboten ist, ...anzu-
streben ersetzt werden.

Arbeitgeber

CIU, CNI, CPC (Chile): Es wird vorgeschlagen, ,,in der Arbeitswelt“ durch ,,am Arbeitsplatz, im
offentlichen wie privaten Sektor zu ersetzen.

Arbeitnehmer

CGT: Es wird vorgeschlagen, ,,darunter” durch ,,insbesondere® zu ersetzen, um den Eindruck zu ver-
meiden, dass Frauen von den anderen Teilen des Textes nicht betroffen wéren.

KOMMENTAR DES AMTES

In Anbetracht der Antworten bleibt der Text unveridndert.

Priaambelabsatz 6

Regierungen

Argentinien, Chile, Frankreich, Indonesien, Katar, Marokko, Panama, Paraguay, Siidafrika, Uganda:
Der Vorschlag des Amtes wird unterstiitzt.
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Beendigung von Gewalt und Belastigung in der Arbeitswelt

Bangladesch: Es wird vorgeschlagen, ,,eine Form der Menschenrechtsverletzung und* zu streichen.

Belgien: Der Vorschlag des Amtes kann unterstiitzt werden, sofern der Rest des Absatzes beibehalten
wird.

Bulgarien: Der Vorschlag des Amtes wird nicht unterstiitzt. Es sollte anerkannt werden, dass Gewalt
und Beldstigung ,,den Genuss der Menschenrechte beeintrachtigen konnen™ und dass die Mitgliedstaaten
verpflichtet sind, die Menschenrechte zu fordern, zu achten und zu schiitzen.

Deutschland: Der Vorschlag des Amtes wird unterstiitzt. Im vierten Absatz sollte vor ,,Belésti-
gung* ,.einige Formen von* eingefiigt werden.

Finnland: ,,Form der” sollte gestrichen werden.

Italien: Der derzeitige Wortlaut des sechsten Absatzes und die Behandlung des Problems im vierten
Absatz werden unterstiitzt.

Kanada: Der Vorschlag des Amtes ist annehmbar. Im vierten Absatz sollte es heiflen ,,eine Verletzung
oder einen Missbrauch der Menschenrechte®. Der Rest des sechsten Absatzes ist beizubehalten.

Mexiko: Der Vorschlag des Amtes ist annehmbar. Es wird angeregt, vor ,,aufgefiihrten ,,und eine
Bedrohung des Grundsatzes der Gleichheit und Nichtdiskriminierung® und am Schluss ,,sind inakzeptabel
und mit menschenwiirdiger Arbeit unvereinbar* einzufiigen.

Neuseeland, Osterreich: Unterstiitzen den Vorschlag des Amtes nicht.

Schweden: Die Andeutung, dass alle Formen von Gewalt und Belédstigung Menschenrechtsverletzun-
gen darstellen, ist unangemessen.

Spanien: Zusétzlich sollte folgender Absatz aufgenommen werden: ,,Gewalt und Belédstigung am
Arbeitsplatz treten in stairkerem Ausmal in Situationen auf, die schwieriger nachzuweisen sind, d. h. in Situa-
tionen grundlegender systembezogener und funktionaler Abhéngigkeit, in denen der Arbeitgeber nicht nur
iiber mehr Handlungsfihigkeit verfiigt, sondern auch besser in der Lage ist, das Fehlverhalten zu verbergen.*

Ungarn, Vereinigtes Konigreich: Die folgende Formulierung wird vorgeschlagen: ,,weist darauf hin,
dass die Mitgliedstaaten nach der Charta der Vereinten Nationen verpflichtet sind, die allgemeine Achtung
und Verwirklichung der Menschenrechte und Freiheiten zu férdern, und dass Gewalt und Beléstigung in der
Arbeitswelt den Genuss der Menschenrechte beeintrichtigen kdnnen ...%.

Vereinigtes Konigreich, Vereinigte Staaten: Es gibt kein Recht auf Freiheit von Gewalt und Belésti-
gung in der Arbeitswelt, und Menschenrechte kénnen nur von Staaten verletzt werden.

Vereinigte Staaten: Statt ,,eine Form der Menschenrechtsverletzung® sollte es heilen ,,den Genuss der
Menschenrechte hemmen®.

Arbeitgeber

Konsolidierte Antwort, CEOE, CEPYME, CONFIEP, VBO-FEB: Nach der derzeitigen Formulierung
wiirde die ,,Bandbreite von inakzeptablen Verhaltensweisen und Praktiken® alle Arten von Straftaten umfas-
sen, darunter kleinere, einmalige Vergehen. Die automatische Einstufung kleinerer Vergehen als Menschen-
rechtsverletzung ist problematisch.

Der Wortlaut des Ubereinkommens Nr. 111 sollte nicht iibernommen werden, da er sich auf Diskri-
minierung bezieht. Die Bestimmung sollte ,,in der Allgemeinen Erkldrung der Menschenrechte aufgefiihr-
ten” lauten und keine Bezugnahmen auf andere internationale Instrumente enthalten. Der sechste Absatz
sollte lauten: ,,In Anbetracht dessen, dass Gewalt und Beldstigung in der Arbeitswelt die Verwirklichung der
Menschenrechte beeintrichtigen konnen...*.

BusinessNZ, CBI: Gewalt und Beléstigung sind moglicherweise nicht in jedem Fall Menschenrechts-
verletzungen.
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CIP: Gewalt und Beléstigung sind keine Menschenrechtsverletzung, konnen jedoch die Achtung der
Menschenrechte untergraben.

CIU, CNI, CPC (Chile): Der Wortlaut sollte wie folgt geédndert werden: ,,stellt fest, dass Gewalt und
Beldstigung am Arbeitsplatz, sowohl im dffentlichen als auch im privaten Sektor, die Menschenrechte unter-
graben und die Chancengleichheit bedrohen konnen und inakzeptabel und mit menschenwiirdiger Arbeit
unvereinbar sind®.

CPG: Die Wortfolge sollte in Absatz 4 verschoben werden.

ECOT: Es wird vorgeschlagen, ,,eine Verletzung ... darstellen durch ,,die Verwirklichung ... beein-
trachtigen kdnnen* zu ersetzen.

SAE, UCCAEP: Der sechste Absatz sollte wie folgt gedndert werden: ,,... die Verwirklichung der
Menschenrechte beeintrachtigen konnen...”.

Arbeitnehmer

Konsolidierte Antwort, ACTU, ASI, CITUB, CLC, CMTC, FGTB, IFJ, LO (Norwegen), MTUC,
NZCTU, Unio, YS: Der Vorschlag des Amtes wird unterstiitzt, sofern der Rest des sechsten Praambel-
absatzes beibehalten wird.

BAK: Es besteht kein Einwand gegen die vorgeschlagene Formulierung.

CCOO: Der Vorschlag des Amtes zur Anderung des vierten Absatzes und die Formulierung ,.eine
Menschenrechtsverletzung werden unterstiitzt. Der sechste Absatz sollte nicht in den vierten Absatz ein-
flieBen.

CGSLB: Es sollte auf die sozialen und wirtschaftlichen Kosten von Gewalt und Beléstigung sowie auf
die Arbeitsplatzkultur als Instrument zur Pravention hingewiesen werden. ,,Form der Menschenrechtsver-
letzung* findet Zustimmung.

CGT, CSC: Der Vorschlag des Amtes wird unterstiitzt. Es sollte auf die sozialen und wirtschaftlichen
Kosten von Gewalt und Beldstigung hingewiesen werden.

COSATU: Das Konzept der ,,strukturellen Gewalt” in Kontexten, in denen patriarchalische Praktiken
zur Norm werden, kénnte niitzlich sein.

CTUM: Zwischen den Absitzen 4 und 6 konnte ein direkter Zusammenhang hergestellt werden.

FO: Die Verschiebung des Absatzes wird abgelehnt. Vor ,,Chancengleichheit sollte ,,wirtschaftliche
Sicherheit™ hinzugefiigt werden.

NTUC (Philippinen): Der Vorschlag des Amtes wird unterstiitzt.

TUC: Die folgende Formulierung wird vorgeschlagen: ,,weist darauf hin, dass die Mitgliedstaaten nach
der Charta der Vereinten Nationen verpflichtet sind, die allgemeine Achtung und Einhaltung der Menschen-
rechte und Freiheiten zu fordern, und dass Gewalt gegen Frauen und Méadchen eine Menschenrechtsverlet-
zung darstellt. Gewalt und Beldstigung in der Arbeitswelt sind eine Bedrohung fiir die Chancengleichheit,
inakzeptabel und mit menschenwiirdiger Arbeit unvereinbar,...

UGT (Brasilien): ,,eine Form der Menschenrechtsverletzung und* wird unterstiitzt.

UGT (Spanien): Der Vorschlag des Amtes in Absatz 4 wird unterstiitzt. Falls Absatz 6 bestehen bleibt,
sollte ,,eine Menschenrechtsverletzung® verwendet werden.

KOMMENTAR DES AMTES

Die Mehrheit der Arbeitnehmerverbénde und eine Reihe von Regierungen sprachen sich fiir
den Vorschlag des Amtes aus, wahrend die meisten Arbeitgeberverbidnde und einige Regierungen
nicht damit einverstanden waren. Mehrere Regierungen und Arbeitgeber stellten in ihren Antworten
fest, dass nicht immer alle Formen von ,,Gewalt und Beldstigung® als Menschenrechtsverletzung
anzusehen seien, und schlugen verschiedene Alternativtexte vor, in einigen Féllen mit der Formu-
lierung ,,den Genuss der Menschenrechte beeintrichtigen konnen*. Das Amt erinnert daran, dass
dieser Punkt Gegenstand eingehender Beratungen im Ausschuss war. Da sich aus den Antworten
kein gemeinsamer Standpunkt dazu ergab, wie dieser Wortlaut verdeutlicht oder verbessert werden
konnte, bleibt der Text unverdndert.
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Beendigung von Gewalt und Belastigung in der Arbeitswelt

Priambelabsatz 7

Regierungen
Uganda: ,,um die Privention solcher Verhaltensweisen und Praktiken zu erleichtern® ist redundant.
Arbeitgeber

Konsolidierte Antwort, UCCAEP: Es wird vorgeschlagen, ,,weist darauf hin“ durch ,,ist der Auffas-
sung® zu ersetzen und ,,grofle” zu streichen.
SAE: ,,gro3e* ist zu streichen.

KOMMENTAR DES AMTES

In Anbetracht der Antworten bleibt der Text weitgehend unverindert, abgesehen davon, dass
nach ,,Verhaltensweisen* ,,und Praktiken* eingefligt wurde, um den Wortlaut stirker an Artikel 1
Buchstabe a (nun Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe a des Ubereinkommens) anzugleichen.

Priambelabsatz 8

Regierungen
Mexiko: Ergénzend sollte es heilen: ,,sowie ihre berufliche und wirtschaftliche Entwicklung*.
Vereinigte Staaten: Nach ,,beeintrdchtigen® ist ,,kdnnen* einzufiigen.

Arbeitgeber

Konsolidierte Antwort, UCCAEP: ,,beeintriachtigen sollte durch ,,negativ beeinflussen* ersetzt wer-
den.

CIU, CNI, CPC (Chile): Es wird angeregt, ,,in der Arbeitswelt* durch ,,am Arbeitsplatz, im 6ffentlichen
wie privaten Sektor und ,,beeintrachtigen® durch ,,negativ beeinflussen* zu ersetzen.

KOMMENTAR DES AMTES

In Anbetracht der Antworten bleibt der Text unveridndert.

Priambelabsatz 9

Regierungen

Mexiko: Es wird vorgeschlagen, den neunten und zehnten Absatz wie folgt umzustellen: ,,erkennt an,
dass Gewalt und Beléstigung auch die Qualitit 6ffentlicher und privater Dienstleistungen, die Organisation
von Arbeit, die Arbeitsbeziehungen, das Engagement der Arbeitnehmer, den Ruf von Unternehmen und die
Produktivitét negativ beeinflussen* und ,,erkennt an, dass Gewalt und Beldstigung diskriminierende Hand-
lungen darstellen, die Personen, insbesondere Frauen und Gruppen in Situationen der Verletzlichkeit, daran
hindern konnen, in den Arbeitsmarkt einzusteigen, erwerbstétig zu bleiben und beruflich voranzukommen*.

Vereinigte Staaten: Nach ,,beeintrachtigen” ist ,,kdnnen* einzufiigen.
Arbeitgeber

Konsolidierte Antwort, CIU, CNI, CPC (Chile), UCCAEP: ,beeintriachtigen* sollte durch ,,negativ
beeinflussen® ersetzt werden.

KOMMENTAR DES AMTES

In Anbetracht der Antworten bleibt der Text unveridndert.
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Priambelabsatz 10

Arbeitgeber

Konsolidierte Antwort, CIU, CNI, CPC (Chile), SAE, UCCAEP: ,,der Foérderung nachhaltiger sollte
durch ,,nachhaltigen* ersetzt werden.

KOMMENTAR DES AMTES

In Anbetracht der Antworten bleibt der Text unveriandert.

Priambelabsatz 11

Regierungen

Chile: Nach ,,geschlechtsspezifischer Gewalt und Beléstigung* sollte ,,in der Arbeitswelt” eingefiigt
werden. ,,und Méadchen® ist zu streichen.

Arbeitgeber

Konsolidierte Antwort, CEOE, CEPYME, CONFIEP, VBO-FEB: Auf,,Madchen* sollte eine Bezug-
nahme auf ,lesbische, schwule, bisexuelle, Transgender-, intersexuelle und gendernonkonforme Perso-
nen“ folgen, da dieser Personenkreis ebenfalls unverhiltnismafBig stark von geschlechtsspezifischer Gewalt
und Beléstigung betroffen ist. Statt ,,ungleiche geschlechtsbasierte Machtverhéltnisse® sollte es heilen
»Missbrauch ungleicher geschlechtsbasierter Machtverhiltnisse®.

CGECI: Die konsolidierte Antwort zu LGBTI kann nicht unterstiitzt werden.

CIP: An einem Verweis auf andere verletzliche Gruppen ist festzuhalten.

FEI: Der soziale, kulturelle und verfassungsrechtliche Kontext der Lander sollte beriicksichtigt werden.
»erkennt an, dass Frauen und Méadchen® sollte gestrichen werden; es sollte heiflien ,,Missbrauch ungleicher
Machtverhiltnisse®.

NEF, NHO: LGBTI-Personen sollten aufgenommen werden.

UCCAEP: Statt ,,ungleiche® sollte es ,,Missbrauch ungleicher* hei3en.

Arbeitnehmer

ACFTU: Es sollte konkret auf lesbische, schwule, bisexuelle und Transgender-Personen Bezug genom-
men werden.

CCOQO: Statt ,,unverhdltnisméaBig stark betroffen® sollte es ,,hauptsdchlich betroffen* heil3en.

COSATU: Nach ,,Méadchen” sollte ,,und andere Gruppen* eingefiigt werden.

UGT (Brasilien): Statt ,,stellt fest, dass ein ... Ansatz* sollte es heiflen ,,verfolgt einen ... Ansatz*.

KOMMENTAR DES AMTES

In Anbetracht der Antworten bleibt der Text unveridndert.

Priambelabsatz 12

Regierungen

Chile: Der Wortlaut ist zu streichen. Hausliche Gewalt steht nicht im Zusammenhang mit Situationen,
die bei oder anldsslich der Arbeit auftreten.

Indonesien: Der Wortlaut nach ,,Sicherheit haben kann* ist zu streichen. Auch wenn hiusliche Gewalt
die Leistung der Arbeitnehmer beeintrichtigen kann, werden die Vertragsstaaten dadurch auf unangemessene
Weise zu ihrer Beseitigung verpflichtet.

Uganda: Anstelle von ,,Arbeitswelt, ihre Institutionen und die Regierungen® sollte von Regierungen
und Sozialpartnern gesprochen werden.
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Beendigung von Gewalt und Belastigung in der Arbeitswelt

Vereinigte Staaten: Nach ,,Sicherheit“ sollte ,,am Arbeitsplatz eingefiigt werden. ,,im Rahmen anderer
innerstaatlicher Mafinahmen“ ist zu streichen. Im Englischen sollte nach ,,institutions* ein Komma eingefiigt
werden.

Arbeitgeber

Konsolidierte Antwort, UCCAEP: Statt ,die Arbeitswelt, ihre Institutionen und die Regierun-
gen“ sollte es heillen ,,alle Akteure in der Arbeitswelt, insbesondere die Regierungen®.

CIU, CNI, CPC (Chile): ,,die Arbeitswelt, ihre Institutionen und* ist zu streichen. Hiusliche Gewalt ist
inakzeptabel, entzieht sich jedoch der Kontrolle des Arbeitgebers.

UCCAEP: Héusliche Gewalt ist ein wichtiges Problem, fallt jedoch in einen anderen Regelungsbereich.

Arbeithehmer

CCOO: Stattdessen sollte es ,,Opfer héduslicher Gewalt“ oder ,,Opfer geschlechtsspezifischer
Gewalt™ heif3en.

CNV, FNV: Die Formulierung zur hauslichen Gewalt wird unterstiitzt.

UGT (Brasilien): Statt ,,Produktivitit™ sollte es ,,Arbeitsproduktivitét heil3en.

KOMMENTAR DES AMTES

In Anbetracht der Antworten bleibt der Text weitgehend unveridndert. Ausgehend von den
Antworten, in denen eine konkretere Bezugnahme auf die beteiligten Akteure vorgeschlagen wird,
und im Interesse der Klarheit dieses Punktes wurde ,,die Arbeitswelt, ihre Institutionen und die
Regierungen‘ durch ,,Regierungen, Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbédnde und Arbeitsmarktins-
titutionen® ersetzt. Der Begriff ,,innerstaatlicher wurde gestrichen, um groBere Ubereinstimmung
mit den in Bericht V(1) vorgenommenen Anderungen zu den Artikeln 7 und 9 des Ubereinkom-
mens (nun Artikel 8 und 10) herzustellen.

I. BEGRIFFSBESTIMMUNGEN UND GELTUNGSBEREICH

Artikel 1 (Einleitungssatz)

Arbeitgeber

BUSA, CEC (Kanada): Das Fehlen einer Definition von ,,Arbeitgeber* gibt Anlass zu Besorgnis.
UCCAEP: Der Geltungsbereich sollte einen Bezug zum Arbeitsverhdltnis und zum Arbeitsplatz
aufweisen.

KOMMENTAR DES AMTES

In Anbetracht der Antworten bleibt der Text unveridndert.
Artikel 1 Buchstabe a

(Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe a)

Regierungen

Algerien: Die folgende Begriffsbestimmung wird vorgeschlagen: ,,Der Begriff Gewalt und Beléstigung
in der Arbeitswelt steht fiir einseitige missbrauchliche und inakzeptable Handlungen verbaler, nonverbaler
oder physischer, freiwilliger oder unfreiwilliger, wiederholter oder punktueller Art, die die Rechte des Arbeit-
nehmers und seine korperliche oder moralische Wiirde beeintrichtigen und damit seine korperliche oder
geistige Gesundheit beeintrachtigen oder seine Beschéftigung gefdhrden und sogar das berufliche Klima oder
sein personliches Umfeld im Rahmen eines Arbeitsvertrags oder am Arbeitsplatz beeintrdchtigen konnen.* In
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einen zusétzlichen Buchstaben sollte ausgefiihrt werden, dass Gewalt und Beléstigung mit Arbeitsprozessen
zusammenhédngende Handlungen und gegen die Person gerichtete Handlungen umfassen.

Argentinien: Die dreigliedrige Kommission ersetzt ,,die darauf abzielen, zur Folge haben oder wahr-
scheinlich zur Folge haben™ durch ,,die darauf abzielen, ... zu verursachen, oder wahrscheinlich verur-
sachen* und fiigt Folgendes hinzu: ,,Diese Verhaltensweisen miissen durch einzelstaatliche Rechtsvorschrif-
ten oder durch die zustindige Behorde nach Beratung mit den betroffenen Arbeitgeber- und Arbeitnehmer-
verbianden und unter Beriicksichtigung der einschldgigen internationalen Normen bestimmt werden®. Unter-
stiitzt eine als Anhaltspunkt dienende, nicht erschdpfende Liste von Verhaltensweisen und Praktiken.

Bangladesch, Italien, Kuwait, Marokko, Neuseeland, Niger: Eine als Anhaltspunkt dienende Liste von
Verhaltensweisen und Praktiken wird befiirwortet.

Belgien: Der Vorschlag des Amtes wird unterstiitzt, sofern die Begriffe im nationalen Recht je nach
den innerstaatlichen Gegebenheiten angepasst werden konnen. Die Aufstellung getrennter Definitionen in
einem internationalen Instrument ist nicht geeignet; die wichtigsten beschriebenen Elemente machen klar
genug ersichtlich, an welchen Punkten angesetzt werden muss, und eine weitere Konkretisierung der Begriffe
wiirde nicht mehr Klarheit hinsichtlich der verschiedenen Reaktionen auf verschiedene Verhaltensweisen
schaffen. Eine Liste von Verhaltensweisen oder Praktiken in der Empfehlung wird nicht befiirwortet. Gewalt
und Belistigung sind komplex und beschréinken sich selten auf einzelne Verhaltensweisen. Sofern eine Liste
aufgenommen wird, sollte sie nicht Definitionen, sondern Beispiele enthalten.

Bulgarien, Deutschland, Estland, Finnland, Frankreich, Malta, Norwegen, Osterreich, Ungarn, Ver-
einigtes Konigreich, Zypern: Eine als Anhaltspunkt dienende Liste von Verhaltensweisen wird nicht befiir-
wortet; dadurch kdnnten sich die Beratungen unnétig in die Lange ziehen.

Bulgarien, Malta, Ungarn, Zypern: Zwar wurden urspriinglich getrennte Definitionen bevorzugt, doch
kann eine einheitliche Definition annehmbar sein, wenn die Staaten separate Definitionen in ihren innerstaat-
lichen Rechtsvorschriften beibehalten und ihren Verpflichtungen separat nachkommen kénnen.

Chile: Eine nicht erschopfende, zur Veranschaulichung dienende Liste wiirde Flexibilitét bieten. Der
vorgeschlagene Text sollte iiberpriift werden, da er ein extensives Verstdndnis von Gewalt und Beldstigung
bewirken kann.

Didnemark: Eine Liste von Verhaltensweisen und Praktiken in der Empfehlung wird nicht befiirwortet.

Deutschland: Deutschland stellt sich einer einheitlichen Definition nicht entgegen, sofern dadurch
Flexibilitét bei der Konzeption nationaler Malnahmen geboten wird. ,,Bandbreite* wird gegeniiber ,,Konti-
nuum* vorgezogen. Auch ein einzelner Gewaltakt kann als Gewaltdelikt geahndet werden.

Ecuador: Es wird vorgeschlagen, ,,Gewalt und Beldstigung® zu trennen und ,,geschlechtsspezifische
Gewalt und Beléstigung* zu konkretisieren.

Finnland: Die Definition bietet Flexibilitét, jedoch ist keine separate Umsetzung der Konzepte auf
nationaler Ebene vorgesehen. Einzufiigen ist ,,im Sinne der innerstaatlichen Gesetzgebung*.

Frankreich: Ein einheitliches Konzept ist mit der Existenz zweier verschiedener Begriffe im inner-
staatlichen Recht nicht unvereinbar. ,,inakzeptablen® sollte durch ,,unerwiinschten ersetzt werden. Geklart
werden sollte, inwieweit Rechtsvorschriften, die fiir bestimmte Handlungen das Kriterium der Wiederholung
erfordern, mit den vorgeschlagenen Texten vereinbar sind.

Israel: Die Begriffsbestimmung ist zu weit gefasst. Vor ,,Praktiken” sollte ,,und offensive* eingefiigt
werden. Bei einigen Verhaltensweisen muss moglicherweise nach einmaligem Auftreten, bei anderen nach
weiteren Vorkommnissen gehandelt werden.

Kanada: Unterstiitzt eine einheitliche Definition; sie umfasst verschiedene Fille und Situationen. Eine
als Anhaltspunkt dienende Liste konnte einschrénkend wirken und wird nicht befiirwortet.
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Katar: Eine als Anhaltspunkt dienende, nicht erschopfende Liste von Verhaltensweisen wird nicht
unterstiitzt; sie kann die Adaptierbarkeit des Konzepts erschweren.

Kolumbien: Gewalt und Beldstigung sollten getrennt werden; eine gemeinsame Behandlung kann fiir
Schwierigkeiten in Bezug auf das innerstaatliche Recht sorgen.

Kuwait: ,,geschlechtsspezifischer” ist zu streichen.

Mauritius: Die Aufnahme von ,,Diskriminierung® in die Definition wiirde verdeutlichen, ob es sich um
eine Form der Beléstigung handelt.

Mexiko: Eine als Anhaltspunkt dienende, nicht erschopfende Liste von Verhaltensweisen in der
Empfehlung ist zweckdienlich und sollte spezifischen Verhaltensweisen im Zusammenhang mit sexueller
und arbeitsbezogener Beldstigung sowie Diskriminierung Rechnung tragen.

Niger: ,bezieht sich ... auf eine Bandbreite von inakzeptablen Verhaltensweisen® sollte durch ,,umfasst
alle individuellen oder kollektiven inakzeptablen Verhaltensweisen‘ ersetzt werden.

Oman: Eine nicht erschopfende Liste von Verhaltensweisen in der Empfehlung kann notwendig sein,
da eine prizise Definition von Belédstigung aufgrund personlicher, kultureller und sozialer Unterschiede
schwierig ist.

Osterreich: Tm Ubereinkommen sollte klargestellt werden, dass es fiir die Mitgliedstaaten mdglich ist,
eigene nationale Definitionen zu Gewalt und Belédstigung anzuwenden. Die Auslegung des Schadensbegriffs
sollte den Mitgliedstaaten iiberlassen werden. In der deutschen Fassung sollte der englische Ausdruck
,»harm® mit ,,Beeintrichtigung* iibersetzt werden.

Paraguay: ,,Gewalt und Beldstigung® sollte als einheitliches Konzept beibehalten und mit einer als
Anhaltspunkt dienenden Liste von Verhaltensweisen versehen werden.

Panama: Es wird vorgeschlagen, eine als Anhaltspunkt dienende Liste von Verhaltensweisen aufzu-
nehmen, in der soziale Isolierung und gegen die Vermittelbarkeit, den Ruf und die korperliche und geistige
Gesundheit gerichtete Handlungen aufgefiihrt sind.

Peru: Eine einheitliche Definition erleichtert die Umsetzung in vielféltigen Situationen.

Schweden: Es wird vorgeschlagen, an einer einheitlichen Definition festzuhalten und den Mitgliedern
die Verwendung getrennter Definitionen im innerstaatlichen Recht zu gestatten. Eine Liste der Sachverhalte,
die Gewalt und Beldstigung darstellen, ist unnétig.

Schweiz: Eine als Anhaltspunkt dienende Liste in der Empfehlung wird nicht befiirwortet. ,,inakzep-
tablen® sollte durch ,,rechtswidrigen* ersetzt werden.

Spanien. Separate Definitionen sind besser geeignet, wenngleich sie im Text gemeinsam behandelt
werden konnen. ,,wirtschaftlichen Schaden® sollte ndher erldutert werden. Unterstiitzt eine als Anhaltspunkt
dienende und nicht erschopfende Liste von Verhaltensweisen.

Stidafrika: ,,Gewalt und Beldstigung® als einheitliches Konzept wird akzeptiert. Die Aufnahme weite-
rer Begriffsbestimmungen in die Empfehlung kénnte eine Einschrankung fiir die Regierungen darstellen, die
abweichende Definitionen festlegen; die Empfehlung sollte eine als Anhaltspunkt dienende, nicht erschop-
fende Liste enthalten.

Uruguay: Die Aufnahme einer als Anhaltspunkt dienenden Liste ist eine Praxis, die sich in der inner-
staatlichen Gesetzgebung bewéhrt hat.

Vereinigtes Konigreich: Unterstiitzt eine einheitliche Definition, sofern die Staaten separate Definitio-
nen auf nationaler Ebene beibehalten und Gesetze und Politikkonzepte separat umsetzen konnen. ,,inakzep-
tablen® sollte durch ,,unerwiinschten‘ ersetzt werden.
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Vereinigte Staaten: Gewalt und Belédstigung umfassen eine Bandbreite von Verhaltensweisen. Es wird
vorgeschlagen, ,,Begriff durch ,,Begriffe” zu ersetzen und fiir ,,Gewalt” und ,,Beldstigung* separate Anfiih-
rungszeichen zu verwenden, damit die Mitglieder die einzelnen Begriffe separat oder gemeinsam definieren
konnen. Vor ,,geschlechtsspezifische™ sollte ,,aber nicht nur eingefiigt werden.

Arbeitgeber

Konsolidierte Antwort, CEOE, CEPYME, CIU, CNI, CONFIEP, CPC (Chile), SEV, UCCAEP, VBO-
FEB: Eine einheitliche Definition fiir zwei eigenstdndige Konzepte bietet keinen Raum fiir die Anpassung
nationaler Gesetze. Sie ist ein Hemmnis fiir die Ratifizierung und Umsetzung, gibt keine konkrete Orientie-
rungshilfe und kann eine Anderung der Gesetzgebung erfordern. Ohne klare Begriffsbestimmungen wird es
schwierig sein, Gefahren zu ermitteln und geeignete Maflnahmen zu treffen. Die folgenden separaten Defini-
tionen sollten aufgenommen werden: ,,Der Begriff Gewalt bezeichnet alle Handlungen oder Drohungen, die
durch Noétigung oder willkiirliche Freiheitsberaubung zu dem Zweck oder mit der billigerweise zu erwarten-
den Wirkung ausgeiibt werden, korperliche, psychische oder sexuelle Schiden oder Leiden zu verursachen®,
und ,,der Begriff Beldstigung sollte als jede Form unerwiinschter Kommentare oder Verhaltensweisen zu
dem Zweck oder mit der billigerweise zu erwartenden Wirkung verstanden werden, ein einschiichterndes,
erniedrigendes oder beleidigendes Umfeld fiir die Person zu schaffen®. Das Ubereinkommen sollte eine als
Anhaltspunkt dienende, nicht erschopfende Liste mit allgemein anerkannten und universell akzeptierten
Kategorien oder Handlungen enthalten.

BUSA, ECOT, NEF: Gewalt und Beldstigung sollten separat definiert werden.

BusinessNZ, CNPB: Es wird vorgeschlagen, Gewalt und Beléstigung separat zu definieren und klar-
zustellen, dass Beldstigung das Element der Wiederholung beinhalten muss.

CBI: Alternativ konnte klargestellt werden, dass getrennte einzelstaatliche Definitionen den Anforde-
rungen des Ubereinkommens entsprechen wiirden, sofern sie die erfassten Verhaltensweisen entweder als
Gewalt oder Beléstigung einstufen.

CEC (Kanada): Ein Element der Billigkeit sollte aufgenommen werden, z. B.: ,.kann die billigerweise
zu erwartende Folge haben®.

CGECI: Es wird angeregt, Artikel 1 Buchstabe a beizubehalten und die in der konsolidierten Antwort
unter i) und ii) vorgeschlagenen getrennten Definitionen hinzufiigen. Was den wirtschaftlichen Schaden
betrifft, so treffen Arbeitgeber mitunter MaBBnahmen mit wirtschaftlichen Konsequenzen, die von dieser Defi-
nition ausgenommen werden sollten.

CIP: Unterstiitzt eine zur Veranschaulichung dienende Liste von Verhaltensweisen, die den Geltungs-
bereich jeder separaten Definition verdeutlicht. Neben dem Schaden fiir das Opfer sollte stets auch die
Absicht des Urhebers beriicksichtigt werden.

DA: Es wird vorgeschlagen, in der Definition auf innerstaatliches Recht zu verweisen oder Gewalt und
Beléstigung separat zu definieren.

EK: Gewalt und Beldstigung erfordern unterschiedliche Interventionsmittel; sie sollten separat defi-
niert werden. Physische Gewalt ist in der Regel eine einmalige Handlung; Beldstigung ist oft ein langfristiges
Verhalten.

Keidanren: Es sollten getrennte Definitionen verwendet werden, da unterschiedliche Sanktionen und
Rechtsbehelfe zum Tragen kommen.

MALI: Zwischen Gewalt und Beldstigung sollte unterschieden werden. Belédstigung sollte wie folgt defi-
niert werden: ,,wiederholtes offensives Verhalten, das nicht auf sachlichen Griinden beruht und sich bei ver-
schiedenen Anlédssen wissentlich und systematisch gegen eine Person richtet, um im beruflichen Rahmen ein
feindseliges Umfeld zu schaffen. Eine Liste von Fillen umfasst Ubergangssituationen und lisst allgemeine
Auslegungen zu.

MEDETF: ,,Eine Bandbreite von inakzeptablen Verhaltensweisen und Praktiken* sowie ,,wahrschein-
lich zur Folge haben sind zu streichen. Die in der konsolidierten Antwort vorgeschlagenen Definitionen
werden unterstiitzt, mit Ausnahme von ,,billigerweise zu erwartenden.

SAE: Es wird vorgeschlagen, separate Definitionen fiir Gewalt als ,,direkt oder indirekt ausgeiibte
Gewalthandlungen, die ein physisches, psychisches, sexuelles Leiden oder einen wirtschaftlichen Schaden
bezwecken, zur Folge haben oder moglicherweise verursachen und geschlechtsspezifische Gewalt umfas-
sen” und fiir Beldstigung als ,,jede Form unerwiinschter oder inakzeptabler Verhaltensweisen, Praktiken oder
Bedrohungen, die ein einschiichterndes, erniedrigendes oder offensives Umfeld bezwecken, zur Folge haben
oder moglicherweise verursachen und geschlechtsspezifische Beldstigung umfassen® aufzunehmen.

SGV-USAM: Eine Liste von Verhaltensweisen wird abgelehnt.
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SN: Die praktische Anwendung einer einheitlichen Definition ist unklar.

UIA: Ein einheitliches Konzept von ,,Gewalt und Beldstigung® sollte vermieden werden; wird es
jedoch angenommen, ist Mehrdeutigkeit zu vermeiden. Es wird vorgeschlagen, den Wortlaut aus dem Uber-
einkommen Nr. 182 zu iibernehmen und auf die einzelstaatliche Gesetzgebung zu verweisen.

Arbeithehmer

Konsolidierte Antwort, ACTU, ASI, CLC, CMTC, CTC, CNV, FNV, FO, LO (Norwegen), UGT, Unio,
YS: Unterstiitzen eine einheitliche Definition, die Verhaltensweisen und Praktiken mit Elementen sowohl
von Gewalt als auch von Beldstigung umfasst. Eine zur Veranschaulichung dienende, nicht erschdpfende
Liste in der Empfehlung kdnnte eine niitzliche Orientierungshilfe bieten, sollte in der Praxis jedoch nicht auf
eine endgiiltige Liste hinauslaufen.

BAK, CCOO, GFBTU, LO (Schweden), TCO, Saco: Unterstiitzen eine als Anhaltspunkt dienende,
nicht erschopfende Liste in der Empfehlung.

CGIL, CISL, UIL: Unterstiitzen eine einheitliche Definition. Die Folgen des Schadens sollten ebenso
aufgenommen werden wie die Griinde fiir sein Auftreten (wirtschaftliche Belastung und Zwénge infolge
neuer Technologien und beschleunigter Arbeitsrhythmus).

CGSLB: Eine Definition, die den Mitgliedern einen Spielraum beldsst, wird unterstiitzt, eine Liste
jedoch nicht.

CGT: Die Definition wird unterstiitzt. ,,inakzeptablen* ist unscharf und subjektiv. Eine Liste von Ver-
haltensweisen wird nicht beflirwortet.

CGT-RA, CITUB: ,,Gewalt und Beléstigung™ sollte in zwei Teile aufgeteilt werden.

CGTM, CMTU, CTUM, FTF, IFJ, JTUC-RENGO, LO (Danemark), MTUC, NTUC (Philippinen),
TUC, UGT (Brasilien), UMT: Unterstiitzen eine einheitliche Definition.

CIDA: An einer generischen Definition ohne Beispiele sollte festgehalten werden.

COSATU, NZCTU: Unterstiitzen eine einheitliche Definition und eine Liste in der Empfehlung.

CSC, FGTB: Unterstiitzen das Konzept ,,Gewalt und Beldstigung®. Eine als Anhaltspunkt dienende
Liste von Verhaltensweisen wird nicht akzeptiert, die Nennung entsprechender Beispiele jedoch befiirwortet.

CSTM: Es sollte eine endgiiltige Liste von Verhaltensweisen geben, die die méglichen Erscheinungs-
formen von Gewalt und Beléstigung veranschaulicht.

CTA-A: Die derzeitige Definition konnte so ausgelegt werden, dass ,,Gewalt und Beléstigung™ nur
dann auftreten, wenn alle Elemente vorhanden sind. Der Schaden wird von den Urhebern mdglicherweise
ungewollt verursacht.

CTRP, GTUC, ITUC, LBAS: Ein einheitliches Konzept setzt nicht voraus, dass die Definition in den
innerstaatlichen Rechtsvorschriften einheitlich ist.

CUT (Chile): Das Recht der Arbeitnehmer auf Vereinigungsfreiheit sollte eindeutig garantiert werden.

FEDUSA: Zusitzlich sollte ,,unerwiinschte Bitten um sexuelle Gefilligkeiten* aufgenommen werden.

GFBTU: ,,Gewalt" sollte kdrperliche und moralische Gewalt beinhalten.

FO: ,,inakzeptablen* sollte gestrichen werden.

NTUC (Mauritius): ,,Gewalt und Beldstigung® sollten voneinander losgeldst verwendet werden, sodass
bereits das Auftreten einer der beiden Verhaltensweisen ausreicht, geeignete Maflnahmen zu treffen.

LO (Schweden), TCO, Saco: Separate Definitionen im innerstaatlichen Recht werden abgelehnt.

TUC: ,,inakzeptablen® sollte durch ,,unerwiinschten® ersetzt werden.

UGTT: Gewerkschaftsvertreter sollten vor Beldstigung geschiitzt werden.

KOMMENTAR DES AMTES

Die meisten Regierungen unterstiitzten in ihren Antworten entweder ausdriicklich das einheit-
liche Konzept von Gewalt und Beléstigung in seiner derzeitigen Form oder schlugen geringere
redaktionelle Anderungen unter Wahrung eines einheitlichen Verstéindnisses vor. Einigen Antwor-
ten war zu entnehmen, dass die derzeitige Definition Flexibilitét hinsichtlich des Umgangs mit ver-
schiedenen Situationen bietet. Einige Regierungen wiirden einem einheitlichen Konzept zustim-
men, sofern klar festgestellt wird, dass eine solche Definition mit einer einheitlichen Definition oder
separaten Definitionen in den innerstaatlichen Rechtsvorschriften vereinbar ist. Einige Regierungen
gaben an, ein einheitliches Konzept nicht zu unterstiitzen.
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Die Mehrzahl der Arbeitnehmerverbénde sprach sich in ihren Antworten fiir ein einheitliches
Konzept aus, da es damit moglich sei, eine grole Bandbreite von Verhaltensweisen und Praktiken
zu erfassen und zugleich potenzielle Liicken bei der Anwendung zu vermeiden. Demgegeniiber
forderten die meisten Arbeitgeberverbiande getrennte Definitionen von ,,Gewalt™ und ,,Beléstigung*
und schlugen entsprechende konkrete Formulierungen vor. Nach ihrer Auffassung wiirde eine Auf-
teilung der Definition dem Text mehr Klarheit verleihen, zur Ermittlung der entsprechenden Mal-
nahmen beitragen und die Ratifizierung und Umsetzung erleichtern.

Das Amt erinnert daran, dass es um Stellungnahmen zur moglichen Aufnahme einer als
Anhaltspunkt dienenden, nicht erschopfenden Liste von Verhaltensweisen ersucht hatte, in der die
moglichen Erscheinungsformen von Gewalt und Belédstigung veranschaulicht werden oder aner-
kannte Kategorien oder Formen von Gewalt und Beléstigung aufgefiihrt sind. In ihren konsolidier-
ten Antworten stellten die Arbeitnehmer fest, dass eine solche Liste hilfreich sein konne, wahrend
die Arbeitgeber die Aufnahme einer Liste unterstiitzten, die den von ihnen vorgeschlagenen
separaten Definitionen von ,,Gewalt* und ,,Beldstigung® Rechnung tragen wiirde. Einige Regierun-
gen beflirworteten die Aufnahme einer Liste mit dem Argument, dass sie eine niitzliche Orientie-
rungshilfe bieten wiirde. Andere lehnten sie dagegen mit der Begriindung ab, dass es schwierig
wire, sich tiber ihren Inhalt zu einigen, und die Beratungen sich dadurch unnétig in die Lange
ziehen wiirden.

In Anbetracht der eingegangenen Antworten wurde das einheitliche Konzept von ,,Gewalt und
Beldstigung* beibehalten. In Bericht V(1) machte das Amt deutlich, dass ein einheitliches Konzept
den Mitgliedern die Option bietet, auf nationaler Ebene entweder eine einheitliche Definition oder
separate Definitionen zu verwenden. Da einigen Regierungen jedoch an einem ausdriicklichen Hin-
weis auf eine solche Moglichkeit gelegen war und mehrere Arbeitgeber grolere Klarheit und eine
leichtere Ratifizierung wiinschten, hat das Amt in Artikel 1 einen zweiten Absatz mit folgender
Klarstellung eingefiigt: ,.konnen Gewalt und Beldstigung in Rechtsvorschriften als einheitlicher
Begriff oder getrennt definiert werden®. In Anbetracht dieser Anderung wird Artikel 1 Buchstabe a
zu Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe a.

Da die Meinungen iiber die Aufnahme einer als Anhaltspunkt dienenden, nicht erschopfenden
Liste in die Empfehlung und ihren Inhalt auseinandergingen, wurde auf eine solche Liste verzichtet.

Artikel 1 Buchstabe b

(Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe b)

Regierungen

Chile: ,,geschlechtsspezifische Gewalt und Beldstigung® sollte um ,,in der Arbeitswelt ergdnzt werden.

Finnland: Es sollte klargestellt werden, ob diese Punkte auf nationaler Ebene separat angegangen wer-
den konnen.

Islamische Republik Iran: Nach ,,unverhéltnismaBig stark“ sollte ,,gemafl den anwendbaren innerstaat-
lichen Rechtsvorschriften® eingefiigt werden.

Kolumbien: Geschlechtsspezifische Gewalt und Beléstigung sollten separat behandelt und definiert
werden.

Kuwait: ,,geschlechtsspezifische ist zu streichen.

Mexiko: Artikel 1 des CEDAW, in dem die Diskriminierung von Frauen auch geschlechtsspezifische
Gewalt umfasst, sollte beachtet werden.

Neuseeland: Der Text wird unterstiitzt.
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Peru: Es sollte klargestellt werden, dass ,,geschlechtsspezifische Gewalt und Beldstigung™ auch
LGBTIQ einschlief3t.

Polen: Zu streichen.

Spanien. Stattdessen sollte es wie folgt heillen: ,,Gewalt und Belédstigung, die sich gegen Personen aus
Griinden ihres Geschlechts richten oder Personen eines bestimmten Geschlechts unverhdltnismaBig stark
betreffen, und umfasst auch sexuelle Belédstigung®. Dies entspricht dem Ubereinkommen von Istanbul.

Vereinigte Staaten: Einleitend sollte es heiB3en: ,,bedeutet der Begriff ,geschlechtsspezifische® in Bezug
auf Gewalt und Beldstigung ...“. ,,oder von denen ... betroffen sind* ist zu streichen. Einzufiigen ist ,,oder
anderweitig ein feindliches Arbeitsumfeld fiir Personen eines bestimmten Geschlechts schaffen®.

Arbeitgeber

Konsolidierte Antwort, CEOE, CEPYME, CIP, CONFIEP, UCCAEP, VBO-FEB: Nach ,,ihres
Geschlechts sollte ,,ihrer sexuellen Orientierung, ihrer Geschlechtsidentitét oder ihres intersexuellen Sta-
tus* eingefiigt werden, um Ubereinstimmung mit der Liste der Gruppen in der Empfehlung herzustellen und
dem Umstand Rechnung zu tragen, dass LGBTI-Personen ebenfalls unverhdltnismifBig stark von
geschlechtsspezifischer Gewalt betroffen sind.

FEI: Eine Losung sollte gefunden werden, um den Schutz aller zu gewédhrleisten und Hindernisse fiir
die Ratifizierung zu vermeiden, die sich daraus ergeben, dass der soziale, kulturelle und verfassungsmafige
Kontext bestimmter Lander nicht beriicksichtigt wird.

NHO: LGBTI-Personen sind unverhiltnisméfig stark betroffen und sollten unter den Schutz von Arti-
kel 1 Buchstabe b und Artikel 6 fallen.

Arbeithehmer

CCOQO: ,,unverhéltnisméBig stark* ist zu streichen.

CGT-RA: ,die gegen Personen aufgrund ihres Geschlechts gerichtet sind* ist redundant.

UNT: Die Definition sollte lauten: ,,jede auf Unterordnung und missbrauchlicher Machtausiibung beru-
hende Handlung oder Verhaltensweise, die korperlichen, sexuellen, vermogensrechtlichen, wirtschaftlichen,
seelischen oder ideellen Schaden verursacht und die sexuellen Rechte, reproduktiven Rechte und Arbeits-
rechte von Frauen in der Arbeitswelt bedroht oder mindert.*

KOMMENTAR DES AMTES

Bei der ersten Beratung des Ausschusses iiber den Begriff ,,geschlechtsspezifische Gewalt
und Belistigung und seine Definition herrschte weitgehende Ubereinstimmung. Wenngleich in
einigen Antworten verschiedene Anderungen gefordert wurden, zeichnete sich kein gemeinsamer
Standpunkt ab. Der Text bleibt daher unverdndert. Aus redaktionellen Griinden und aufgrund der
Hinzufligung von Artikel 1 Absatz 2 (vgl. Kommentar des Amtes zu Artikel 1 Buchstabe a) wird
Artikel 1 Buchstabe b zu Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe b.

Artikel 1 Buchstabe ¢

(Artikel 2)

Regierungen

Algerien: Folgende Umformulierung wird angeregt: ,,Der Begriff ,Arbeitnehmer* erfasst Personen in
einer manuellen oder intellektuellen Tatigkeit, die eingestellt werden, um fiir einen Arbeitgeber gegen Entgelt
eine Arbeit in Vollzeit- oder Teilzeitbeschéftigung zu verrichten, in allen Sektoren, sowohl in der formellen
als auch in der informellen Wirtschaft, gleich ob in stidtischen oder ldndlichen Gebieten, in der Luft oder
auf See, im Sinne der innerstaatlichen Gesetzgebung und Praxis, sowie erwerbstitige Personen ungeachtet
ihres Vertragsstatus und in Ausbildung befindliche Personen, einschlieSlich Praktikanten und Auszubilden-
den.”
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Argentinien, Neuseeland, Paraguay, Panama, Peru, Stidafrika: Der Vorschlag des Amtes wird unter-
stiitzt.

Belgien: Die Anderungen des Amtes werden unterstiitzt, jedoch sollten Arbeitsuchende und Stellenbe-
werber nicht als ,,Arbeitnehmer® betrachtet werden, und Personen, deren Arbeitsverhdltnis beendet wurde,
wiéren bereits erfasst.

Brasilien: Die Definition von ,,Arbeitnehmer* ist zu weit gefasst, denn sie bezieht sich auch auf
Akteure auBlerhalb der Kontrolle des Arbeitgebers. Es wird angeregt, ,,sowie* durch ,,und kann ... einschlie-
Ben® zu ersetzen und ,,Arbeitsuchende® zu streichen.

Bulgarien, Finnland: Die Bestimmung sollte so formuliert werden, dass sie sich auf den Umfang des
Schutzes bezieht.

Chile: Der letzte Teil des Buchstaben ab ,,sowie... ist zu streichen.

Ddnemark: Die Begriffsbestimmung ist zu weit gefasst. Selbststidndige sowie Arbeitsuchende und Stel-
lenbewerber sollten nicht einbezogen werden.

Ddnemark, Estland, Malta, Norwegen, Osterreich, Ungarn, Vereinigtes Konigreich: Es wird vorge-
schlagen, ,,der Begriff ,Arbeitnehmer‘‘“ durch ,,Dieses Ubereinkommen umfasst/ist anwendbar auf™ zu erset-
zen und vor ,,Arbeitnehmern® ,,Erwerbstéitigen und* einzufiigen.

Deutschland: Die Definition stellt ein Hindernis flir Ratifizierungen dar. Die folgende Formulierung
wird vorgeschlagen: ,,Das Ubereinkommen findet Anwendung auf Arbeitnehmer und sonstige abhingig
Beschiftigte im Sinne der innerstaatlichen Gesetzgebung und Praxis ungeachtet ihres Vertragsstatus, in Aus-
bildung befindliche Personen, einschlieBlich Praktikanten und Auszubildenden, Arbeitnehmer, deren
Arbeitsverhiltnis beendet wurde, Freiwillige, Arbeitsuchende und Stellenbewerber, sowohl in der formellen
als auch in der informellen Wirtschaft, gleich ob in stidtischen oder ldndlichen Gebieten und in allen Sekto-
ren.*

Estland, Osterreich, Ungarn, Zypern: Die Definition kann ein Ratifikationshindernis darstellen und
sollte der nationalen Ebene vorbehalten bleiben.

Frankreich: Die Definition konnte ein Hindernis fir Ratifizierungen darstellen. Alternativ wire es
denkbar, die in Artikel 1 Buchstabe ¢ genannten Kategorien aufzunehmen, ohne sie als ,,Arbeitnehmer* zu
betrachten.

Italien: Die folgende Formulierung wird vorgeschlagen: ,,umfasst der Begriff Arbeitnehmer Personen
in allen Sektoren, sowohl in der formellen als auch in der informellen Wirtschaft, gleich ob in stddtischen
oder lidndlichen Gebieten, ungeachtet ihres Vertragsstatus, einschlielich in Ausbildung befindlicher Perso-
nen und Freiwilliger im Sinne der innerstaatlichen Gesetzgebung und Praxis.*

Islamische Republik Iran: ,Freiwillige®, ,,Arbeitsuchende* und ,,Stellenbewerber* sind zu streichen.

Kanada: Vor ,,in Ausbildung befindliche Personen* sollte ,,Dieses Ubereinkommen gilt auch fiir ein-
gefiigt werden. Alternativ wire ,,in Ausbildung befindliche Personen* wie folgt zu ersetzen: ,,Dieses Uber-
einkommen gilt auch fiir alle anderen Personen mit Zugang zum Arbeitsplatz, die eine Aufgabe fiir den
Arbeitgeber ausfiihren oder sich um eine Stelle beim Arbeitgeber bewerben bzw. zu einem Vorstellungs-
gespriach kommen.*

Kolumbien: ,,Arbeitnehmer sollte im Sinne der innerstaatlichen Gesetzgebung definiert werden.
Malta: Die Definition von ,,Arbeitnehmer sollte auf nationaler Ebene festgelegt werden.

Marokko: ,suspendierte Arbeitnehmer sollte durch ,,Arbeitskréfte, deren Arbeitsverhiltnis beendet
wurde® ersetzt werden.
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Mexiko: Arbeitnehmer, deren Arbeitsverhiltnis beendet wurde, Freiwillige, Arbeitsuchende und Stel-
lenbewerber miissen geschiitzt werden, fallen jedoch nicht unter Erwerbstitigkeit.

Norwegen. Die Definition ist zu weit gefasst. Arbeitsuchende, Stellenbewerber und Arbeitnehmer,
deren Arbeitsverhéltnis beendet wurde, genieBen Schutz nach dem Anti-Diskriminierungs- und dem Straf-
recht, sind jedoch keine Arbeitnehmer im Sinne der innerstaatlichen Gesetzgebung.

Osterreich: Soweit Personen betroffen sind, die nicht unter den nationalen Arbeitnehmerbegriff fallen,
wire es hilfreich, klarzustellen, dass diese Personen nur bei Vorliegen eines Bezugs zum Arbeitsverhiltnis
geschiitzt sind.

Philippinen: Vorbehalte bestehen hinsichtlich der Aufnahme von ,,Arbeitskrifte, deren Arbeitsver-
héltnis beendet wurde*.

Russische Foderation: ,,Arbeitgeber™ sollte ebenfalls definiert werden.

Schweden: Die Definition des Begriffs ,,Arbeitnehmer* ist weit gefasst und kann aufgrund dessen, dass
sie auch Arbeitnehmer, deren Arbeitsverhdltnis beendet wurde, Arbeitsuchende und Stellenbewerber
einschlief3t, die Ratifizierung erschweren.

Schweiz: Zwischen ,,Arbeitnehmern® im engeren Sinne und Personen, die mit der Arbeitswelt in
Beriihrung kommen, sollte unterschieden werden, indem der Buchstabe bei ,,Gesetzgebung und Praxis® in
zwei Teile aufgeteilt wird.

Spanien: Die Definition von ,,Arbeitnehmer* ist zu weit gefasst. Hausangestellte und Erwerbstitige in
der informellen Wirtschaft kénnen unter bestimmten Voraussetzungen als ,,Arbeitnehmer* betrachtet werden.
Fiir den im Text erfassten Personenkreis, darunter Freiwillige und in Ausbildung befindliche Personen, soll-
ten die Verpflichtungen der Arbeitgeber nicht unverhéltnisméBig stark zunehmen. Im Spanischen sollte
»situacion contractual durch ,;modalidad contractual“ und ,los trabajadores despedidos® durch ,,los
trabajadores cuyo empleo haya terminado® ersetzt werden.

Tunesien: Hausangestellte sollten einbezogen werden.
Uganda: Es wird vorgeschlagen, ,.fiir die Zwecke dieses Instruments hinzuzufiigen.

Uruguay: Der vom Amt erstellte und um den vorgeschlagenen neuen Artikel {iber unterschiedliche und
komplementdre Verantwortlichkeiten erginzte Text entspricht den Zielen des Instruments.

Vereinigte Staaten: Da es keine Definition von ,,Arbeitgeber gibt, besteht keine Notwendigkeit,
»Arbeitnehmer zu definieren. Diese Kategorien sollten Eingang in Artikel 3 finden.

Arbeitgeber

Konsolidierte Antwort, BUSA, CONFIEP, UCCAEP, VBO-FEB: Die derzeitige Definition stellt ein
Hindernis fiir die Umsetzung im innerstaatlichen Recht dar. In Verbindung mit den operativen Bestimmun-
gen erstrecken sich die hier festgelegten Verantwortlichkeiten der Arbeitgeber auf Personen, die nicht fiir sie
arbeiten oder nicht ihrer Kontrolle unterliegen. Vorzugsweise sollte die derzeitige Definition gestrichen wer-
den. Alternativ wird folgende Unterteilung vorgeschlagen: ,,Begriffsbestimmungen®, darunter fiir Gewalt
und Belidstigung sowie geschlechtsspezifische Gewalt und Beldstigung, und ,,Geltungsbereich®, einschlie-
lich des Personenkreises, auf den das Instrument Anwendung findet, und des Konzepts der ,,Arbeitswelt.
Der Geltungsbereich sollte liber Arbeitnehmer hinaus auf alle Personen ausgeweitet werden. Es wird angeregt,
die Bestimmung mit ,,Dieses Ubereinkommen erfasst: alle Personen in allen Sektoren...” einzuleiten und vor
»Arbeitnehmer ,,Arbeitgeber* einzufiigen.

BDA: Die Bestimmung sollte wie folgt lauten: ,,Dieses Ubereinkommen erfasst Arbeitgeber und
Arbeitnehmer im Sinne der innerstaatlichen Gesetzgebung und Praxis sowie abhidngig Beschéftigte ungeach-
tet ihres Vertragsstatus, in Ausbildung befindliche Personen, einschlieBlich Praktikanten und Auszubilden-
den, Freiwillige und Stellenbewerber.*

BUSA, UCCAEP: AuBern Bedenken hinsichtlich der Einbeziehung von ,,Arbeitnehmer, deren Arbeits-
verhéltnis beendet wurde® und ,,Arbeitsuchende®.
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CBI: Mit der Ersetzung der Definition von ,,Arbeitnehmer” durch den beabsichtigten Erfassungsbe-
reich diirfte der Schutz auf alle zu erfassenden Personen ausgedehnt und die Umsetzung erleichtert werden.

CEC (Kanada): Die Formulierungen sind eng zu fassen, um sicherzustellen, dass die Verpflichtungen
der Arbeitgeber fiir Angelegenheiten gelten, iiber die sie Kontrolle haben. In einigen Féllen kann ,,Arbeit-
nehmer weiter gefasst sein als ,,abhéngiger Beschéftigter™, jedoch nicht immer, etwa bei Arbeitsuchenden.

CEOE, CEPYME, CIP: Es wird vorgeschlagen, ,,der Begriff , Arbeitnehmer** durch ,,Dieses Uberein-
kommen erfasst* zu ersetzen und die Bestimmung unter ,,Geltungsbereich* zu stellen.

CGECI: Es wird angeregt, ,,der Begriff ,Arbeitnehmer*“ durch ,,Dieses Ubereinkommen erfasst* zu
ersetzen.

CIU, CNI, CPC (Chile): Folgende Anderung wird vorgeschlagen: ,,Der Begriff ,Arbeitnehmer* ent-
spricht der Definition im jeweiligen innerstaatlichen Recht.*

CNPB: Es wird vorgeschlagen, Arbeitgeber einzubeziehen und die Definition von ,,Arbeitnehmer* zu
iiberpriifen, da Arbeitgeber fiir Personen verantwortlich sein kdnnten, die ihnen unbekannt sind oder sich an
Orten und in Situationen au3erhalb ihrer Kontrolle befinden.

COPARMEX: Der unter ,,in Ausbildung befindliche Personen ... Stellenbewerber* fallende Personen-
kreis weist keine Verbindung zum Arbeitgeber bzw. kein Arbeitsverhiltnis mit ihm auf.

DA: Die Verantwortlichkeit der Arbeitgeber sollte sich auf Arbeitnehmer gemal3 der Definition im
innerstaatlichen Recht beschrinken. Selbststindige, Arbeitsuchende und Stellenbewerber sind nicht
einzubeziehen; die Definition sollte durch eine Bestimmung mit Festlegungen zum Geltungsbereich ersetzt
werden.

EK, NHO, SEV: Die Definition steht im Widerspruch zu den Definitionen im innerstaatlichen Recht.

Keidanren: ,,Arbeitsuchende® und ,,Stellenbewerber® ist zu streichen; die Definition sollte sich auf
»Arbeitnehmer* mit einem Arbeitsvertrag beschranken.

NEF: Der Aufnahme von Auszubildenden, Arbeitnehmern, deren Arbeitsverhéltnis beendet wurde,
und Stellenbewerbern wird generell zugestimmt, nicht jedoch der von Arbeitsuchenden.

SGV-USAM: Eine Verantwortlichkeit des Arbeitgebers {iber das Ende des Arbeitsvertrags hinaus soll
nicht entstehen diirfen.

SN: Die Definition umfasst Gruppen, die nicht der Kontrolle des Arbeitgebers unterliegen.

UIA: Das Konzept des Arbeitnehmers sollte gestrichen werden, da die genannten Personen bereits
geschiitzt sind. Eventuell wire es moglich, diese Gruppen in getrennten Absétzen zu behandeln, aus denen
die jeweiligen Verpflichtungen der Staaten hervorgehen.

Arbeitnehmer

Konsolidierte Antwort, CLC: Die Vorschlige des Amtes werden unterstiitzt, nicht jedoch die Wechsel-
wirkungen zwischen dieser Definition und dem neuen Artikel nach Artikel 4. Eine weit gefasste Definition
von ,,Arbeiternehmer® ist &uBerst wichtig, damit ,,niemand zuriickgelassen wird. Dies steht im Einklang mit
dem Ubereinkommen Nr. 181, dem zufolge Arbeitsuchende als Arbeitnehmer gelten, und der Empfehlung
Nr. 200, die eine breite Palette von Kategorien abdeckt. Im Sinne der Empfehlung Nr. 204 sollten Schutz-
mafinahmen und Zugang zu Rechtsbehelfen flir Arbeitnehmer in der informellen Wirtschaft bereitgestellt
werden.

ACTU, CCOO, CMTU, CNV, COSATU, CTA-A, CTUM, FEDUSA, FGTB, FNV, FO, GSEE, IFJ,
NTUC (Philippinen), LO (Schweden), TCO, Saco, UMT, ZCTU (Simbabwe): Unterstiitzen eine weite Defi-
nition von ,,Arbeitnehmer®, die einen breiten Personenkreis erfasst.

ASI, CGIL, CISL, CITUB, CTC, FTF, LO (Danemark), LO (Norwegen), UIL, Unio, UGT (Spanien),
YS: Die Vorschldge des Amtes werden unterstiitzt. Bedenken werden hinsichtlich der Wechselwirkung mit
dem mdglichen neuen Artikel nach Artikel 4 geduflert.

CGSLB, ACV-CSC: ,,Arbeitsuchende und Stellenbewerber* wird unterstiitzt, wenngleich der Arbeit-
geber nicht in demselben MaB3 verantwortlich ist wie bei Arbeitnehmern, die in einem Dienstverhiltnis stehen
oder entlassen wurden.

CGT: Arbeitsuchende und Stellenbewerber sind Gewalt stirker ausgesetzt und durch andere IAO-
Instrumente abgedeckt. Durch die Digitalisierung der Arbeit und Plattformwirtschaft bedingte Anderungen
des Status der Beschéftigten sollten beriicksichtigt werden.

CGTM: Es sollte ,,Arbeiternechmer und Arbeitnehmerinnen* heiflen. Es sollten alle Kategorien von
Arbeitnehmern aus dem formellen wie informellen Sektor, auch Arbeitsuchende, einbezogen werden.

CGT-RA: , Arbeitsuchende und Stellenbewerber* ist zu streichen.
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FGTB: Selbst wenn der Arbeitgeber nicht oder nicht linger dieselben Verantwortlichkeiten gegeniiber
diesen Arbeitnehmern hat, miissen sie denselben Schutz geniefen.

GSEE: Einige Arbeitsplitze, Gruppen, Sektoren oder Berufe unterliegen einem hoheren Risiko, insbe-
sondere Sexarbeit.

CTRP, GTUC, ITUC, LBAS: , Arbeitnehmer* wiirde nur fiir die Zwecke des Ubereinkommens gelten
und keine Anderungen der innerstaatlichen Rechtsvorschriften erfordern.

Histradut: Der Schutz sollte auf alle Personen am Arbeitsplatz, auch Kunden, Klienten oder Lieferanten,
ausgeweitet werden.

MTUC: Die Vorschldge des Amtes werden unterstiitzt.

NLC: ,,Arbeitnehmer* muss alle Personen ungeachtet der Form der Erwerbstétigkeit, auch in der infor-
mellen Wirtschaft, mit befristetem oder unbefristetem Vertrag, Arbeitsuchende, Auszubildende, Freiwillige
und Praktikanten in der Industrie erfassen.

NZCTU (Neuseeland): Vor ,,beendet” sollte ,,aufgehoben oder eingefiigt werden.

PSI: Nach ,,Sektoren* sollte ,,6ffentlich und privat® eingefiligt werden.

TUC: Eine weite Definition von ,,Arbeitnehmer* ist besonders hilfreich, wenn die potenzielle Gefahr-
dung der Arbeitnehmer durch eine geringere Formalitit noch verschérft wird, etwa bei der Arbeitsvertrags-
anbahnung.

UGT (Brasilien): ,,erwerbstétige Personen ... Vertragsstatus* sollte durch ,,Erwerbslose* ersetzt werden.

UGTT: Suspendierte Arbeitnehmer sollten entsprechend den Rechtsvorschriften geschiitzt werden.

UNT: Es wird vorgeschlagen, ,,sowie in einem Unterordnungsverhiltnis titige Personen® hinzuzufligen.

KOMMENTAR DES AMTES

In ihren Antworten erklirten Regierungen, Arbeitgeberverbande und Arbeitnehmerverbénde
tibereinstimmend, dass niemand in der Welt der Arbeit Gewalt und Beldstigung ausgesetzt sein
sollte, und bekriftigten damit das wéihrend der ersten Beratung des Ausschusses erzielte generelle
Einvernehmen. Allerdings gab es unterschiedliche Ansichten dariiber, wie diese gemeinsame Posi-
tion erreicht werden kann. Einige Regierungen und zahlreiche Arbeitnehmerverbinde stimmten
dem Wortlaut von Artikel 1 Buchstabe ¢ in Bericht V(1) zu, wobei die Arbeitnehmerverbande auf
die Bedeutung eines weiten Erfassungsbereichs hinwiesen und feststellten, dass Arbeitsuchende im
IAO-Ubereinkommen Nr. 181 als Arbeitnehmer betrachtet wiirden.

Die meisten Regierungen und eine Reihe von Arbeitgeberverbédnden gaben an, dass das Ver-
standnis von ,,Arbeitnehmer in dem Instrument iiber die im innerstaatlichen Recht getroffenen
Festlegungen hinausgehen konne, was die Ratifizierung mdglicherweise erschwere.

Mehrere Regierungen und Arbeitgeberverbdnde schlugen einen Alternativtext vor, um diesen
Bedenken Rechnung zu tragen. Einige Regierungen regten an, die Formulierung ,,umfasst der
Begriff ,Arbeitnehmer‘“ durch ,,Dieses Ubereinkommen gilt fir* oder ,,Dieses Ubereinkommen
erfasst™ zu ersetzen. Dadurch hitte die Bestimmung nicht ldnger definitorischen Charakter, sondern
wiirde sich auf den Geltungsbereich beziehen. Analog schlugen die Arbeitgeber in ihrer konsoli-
dierten Antwort vor, das Kapitel ,,Begriffsbestimmungen und Geltungsbereich* in zwei Kapitel zu
unterteilen und diese Bestimmung zum Kapitel ,,Geltungsbereich® zu verschieben.

Das Amt ist der Ansicht, dass mit diesen Vorschldgen die meisten der in den Antworten
geduflerten Bedenken ausgerdumt werden konnten, ohne das gemeinsame Streben nach einem
angemessenen Schutz aller Menschen vor Gewalt und Beléstigung zu untergraben. Den Vorschla-
gen zufolge bliebe die Definition des Begriffs ,,Arbeitnehmer* der innerstaatlichen Gesetzgebung
und Praxis iiberlassen, und zugleich wiirde ein weiter Erfassungs- und Schutzbereich gewihrleistet.

In Bezug auf die in dieser Bestimmung genannten Personengruppen regten mehrere Arbeit-
geberverbdnde an, vor ,,Arbeitnehmer* das Wort ,,Arbeitgeber einzufligen. Das Amt merkt an,
dass diese Bestimmung sich nicht auf juristische Personen, sondern auf Einzelpersonen erstreckt
und somit durch einen zusétzlichen allgemeinen Verweis auf ,,Arbeitgeber* zu sehr ausgeweitet
wiirde. Bestimmte Personen, etwa Fiihrungskréfte und Aufsichtspersonen, konnten aufgenommen
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werden, auch wenn sie nach Auffassung des Amtes durch den derzeitigen Wortlaut bereits abge-
deckt sind. Sollte ein umfassenderer Schutz von Einzelpersonen flir notwendig erachtet werden, so
schldgt das Amt vor, dass eine Bezugnahme auf Fithrungskrifte, Aufsichtspersonen und Betreiber
von Geschiften eingefiigt werden konnte, die zu den in der Internationalen Standardklassifikation
der Berufe (ISCO-08) erfassten Tatigkeiten gehoren.

In Anbetracht der Antworten wurde die Bestimmung wie folgt umformuliert: ,,Dieses Uber-
einkommen erfasst Arbeitnehmer und andere Personen, darunter Angestellte im Sinne der inner-
staatlichen Gesetzgebung und Praxis, sowie erwerbstitige Personen ungeachtet ihres Vertragssta-
tus, in Ausbildung befindliche Personen, einschlieBlich Praktikanten und Auszubildenden, Arbeits-
krifte, deren Arbeitsverhéltnis beendet wurde, Freiwillige, Arbeitsuchende und Stellenbewerber in
allen Sektoren, sowohl in der formellen als auch in der informellen Wirtschaft, gleich ob in stdd-
tischen oder lidndlichen Gebieten.” Das Kapitel ,,I. Begriffsbestimmungen und Geltungsbereich*
wurde in zwei Kapitel unterteilt: ,,I. Begriffsbestimmungen® und ,,II. Geltungsbereich*; Artikel 1
Buchstabe ¢ wird zu Artikel 2 und in das Kapitel ,,II. Geltungsbereich* {iberfiihrt. Die nachfolgen-
den Artikel wurden entsprechend umnummeriert.

Artikel 2 (Einleitungssatz)

(Artikel 3 (Einleitungssatz))

Regierungen

Brasilien: Am Schluss der Bestimmung sollte ,,darunter eingefiigt werden. Zudem ist folgender Buch-
stabe einzufiigen: ,,b) Dieses Ubereinkommen gilt nicht fiir Gewalt und Belistigung durch Dritte, wenn die
Form der Arbeitsorganisation: i) keinen Anlass dazu gibt; oder ii) das Risiko ihres Auftretens nicht unver-
hiltnismaBig steigert.

Chile: ,,im Zusammenhang mit oder infolge der Arbeit* sollte durch ,,aufgrund oder anldsslich der
Arbeit* ersetzt werden.

Ddnemark, Norwegen: Diese Bestimmung weist Arbeitgebern Verantwortung fiir Vorfille zu, die nicht
ihrer Kontrolle unterliegen. Es wird angeregt, ,,geméR der innerstaatlichen Gesetzgebung und Praxis* einzu-
fligen.

Deutschland: Unterstiitzt eine weite Definition von ,,Arbeitswelt.
Estland, Malta, Vereinigtes Konigreich, Zypern: Die Verantwortlichkeit sollte klar abgegrenzt werden.

Finnland: Eine weit gefasste Definition ist problematisch in Bezug auf die Verpflichtungen und Ver-
antwortlichkeiten der Akteure, insbesondere der Arbeitgeber. Als Orientierungshilfe sollte das Ubereinkom-
men Nr. 155 dienen, das sich auf die direkte oder indirekte Kontrolle der Arbeitgeber bezieht.

Indonesien: Es wird vorgeschlagen, ,,bei der Durchfithrung von Gottesdiensten* aufzunehmen.

Italien: Es sollte ,,soweit dies zumutbar ist eingefiigt werden, insbesondere in den Buchstaben ¢, d
und f.

Kanada: Es wird vorgeschlagen, ,,soweit ein Risiko festgestellt wird einzufiigen.

Kolumbien: Der Geltungsbereich erstreckt sich auf Situationen, die aulerhalb der Kontrolle der Ver-
antwortlichen liegen. Die Definition sollte der innerstaatlichen Gesetzgebung iiberlassen bleiben.

Neuseeland, Panama, Peru, Stidafrika: Befiirworten den Text.

Osterreich: Der Geltungsbereich sollte sich auf alle Orte, Personen und Situationen mit Bezug zur
Arbeitsleistung erstrecken. Es ist fraglich, ob ,,Telearbeitsplitze* erfasst sein sollen, da die Abgrenzung zur
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familidren Gewalt schwierig ist. Die angefiihrten Situationen unterliegen zum GroBteil nicht der Kontrolle
des Arbeitgebers.

Schweden: Die weit gefasste Definition von ,,Arbeitswelt kann ein Hindernis fiir die Ratifizierung
darstellen.

Spanien: Unterstlitzt eine weite, liber die physische Arbeitsstétte hinausgehende Definition, sofern die
Umstidnde arbeitsbezogen sind und die betroffenen Orte und Akteure der Kontrolle des Arbeitgebers unter-
liegen.

Tunesien: Es sollte ein Buchstabe zu ,,Beforderungsmitteln* eingefiigt werden.
Uruguay: Die Entwicklung der Arbeit erfordert eine inklusive Sicht auf das Arbeitsumfeld.

Vereinigte Staaten: ,,in der Arbeitswelt* ist zu streichen.
Arbeitgeber

Konsolidierte Antwort: Bei einer Auslegung dieser Bestimmung in Verbindung mit Artikel 9 konnten
Arbeitgeber fiir Rdume, iiber die sie keine Kontrolle haben, und fiir Bereiche auBlerhalb der Arbeitsstitte
verantwortlich gemacht werden. Einige Rdume stehen im Widerspruch zur staatlichen Fiirsorgepflicht, etwa
der Weg zur und von der Arbeit, andere werfen Probleme in Bezug auf die Privatsphére auf. Die Bestimmung
sollte unter ,,Geltungsbereich® gestellt werden. Ein neuer Buchstabe mit dem Wortlaut ,,wahrend der Arbeit
oder bei ArbeitskampfmafBnahmen* sollte eingefiigt werden.

BusinessNZ, NEF: ,,in der Arbeitswelt™ ist durch ,,am Arbeitsplatz® zu ersetzen.

CGECI, EK, NHO, SEV, CIP, ECOT, VBO-FEB: ,,Arbeitswelt* geht {iber die Kontrollm&glichkeiten
der Arbeitgeber hinaus.

CEC (Kanada): ,,Arbeitswelt ist zu weit gefasst.

CEOE, CEPYME, CONFIEP: ,,Arbeitswelt” sollte unter ,,Geltungsbereich* aufgenommen werden.

CIU, CNI, CPC (Chile): Zu streichen ist: ,,in der Arbeitswelt, die wihrend, im Zusammenhang mit
oder infolge der Arbeit entstehen®.

SN, UCCAERP: ,,Arbeitswelt™ geht iiber die Kontrollmdglichkeiten der Arbeitgeber hinaus. ,,die wéh-
rend, im Zusammenhang mit oder infolge der Arbeit entstehen® ist zu streichen. Ein neuer Buchstabe a mit
folgendem Wortlaut sollte hinzugefiigt werden: ,,wéhrend der Arbeit oder bei ArbeitskampfmalBnahmen®.

Keidanren: Vor ,,infolge der Arbeit“ sollte ,,soweit dies angemessen ist* eingefligt werden.

MEDEF: Vom Arbeitgeber bereitgestellte Unterkiinfte sollten nur dann einbezogen werden, wenn der
Arbeitgeber Kontrolle {iber die Urheber im Rahmen eines Arbeitsverhiltnisses hat.

UIA: Der Bezug der aufgefiihrten Situationen zum Arbeitsplatz ist vage.

UCCAEP: Im gesamten Text sollte ,,in der Arbeitswelt™ durch ,,am Arbeitsplatz* ersetzt werden.

Arbeithehmer

ASDECCOL, CGT, CTA-A, FO, GTUC, LO (Norwegen), TURK-IS, UGT (Brasilien), UMT, Unio,
YS: Die Verhinderung von Gewalt und Beldstigung iiber den Arbeitsplatz hinaus wird unterstiitzt.

ASI, CGTM, CTRP, ITF, ITUC, LBAS, NLC: Befiirworten den Text.

BAK: Artikel 2 sollte nicht abschlieBend geregelt sein.

KPBI, KSBSI, KSPI, KSPN, KSPSI, SARBUMUSI: ,,im Einstellungsprozess und Arbeitsverhilt-
nis* sollte hinzugefiigt werden.

CNTB: Beldstigungen im héuslichen Umfeld des Arbeitnehmers sollten einbezogen werden.

COSATU: Der Text wird unterstiitzt. In ménnlich dominierten Sektoren verfiigen Frauen nicht iiber
angemessene Einrichtungen und sind anfilliger fiir sexuelle Beléstigung und Ubergriffe.
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Artikel 2 Buchstabe a

(Artikel 3 Buchstabe a)

Regierungen

Paraguay: Unterstiitzt die Einbeziehung 6ffentlicher und privater Rdume.

Spanien: Die Einbeziehung ,,6ffentlicher und privater Rdume* gibt Anlass zur Sorge, da Gewalt ohne
Bezug zur Arbeit, auch im hiuslichen Bereich, vom Geltungsbereich ausgeschlossen werden sollte.

Arbeitgeber

CEC (Kanada): Arbeitgeber sind nur eingeschrinkt in der Lage, Programme zu Gewalt und Beldsti-
gung aullerhalb des Arbeitsplatzes durchzufithren und dariiber Bericht zu erstatten.

Arbeitnehmer

KPBI, KSBSI, KSPI, KSPN, KSPSI, SARBUMUSI: Nach ,,privater ist und ,,hduslicher einzufiigen.

CCOQO: Private Haushalte, in denen Hausangestellte arbeiten, sollten einbezogen werden.

CGT: Es ist wichtig, informelle Arbeitnehmer und Hausangestellte einzubezichen.

CGT-RA: Im Zusammenhang mit den Rdumen sollte es heiflen: ,,wenn sie der Arbeitsort des Opfers
sind®.

Artikel 2 Buchstabe b

(Artikel 3 Buchstabe b)

Regierungen
Belgien, Spanien, Siidafrika: Der Vorschlag des Amtes wird unterstiitzt.

Chile: Hinzugefiigt werden sollte ,,sofern sie sich in der Arbeitsstitte befinden und/oder mit der Arbeit
zusammenhéngen®.

Deutschland: Es sollten nur Orte genannt werden, die vom Arbeitgeber bereitgestellt werden.
Mexiko: Im Spanischen ist ,,vestuarios* durch ,,vestidores* zu ersetzen.

Paraguay: Es sollte klargestellt werden, dass sich diese Bestimmung auf die vom Arbeitgeber ausge-
wiesenen Orte bezieht.

Schweiz: Folgende Ergénzung wird vorgeschlagen: ,,soweit diese Orte vom Arbeitgeber eingerichtet
oder zur Verfligung gestellt werden®.

Ungarn: Am Schluss sollte ,,und soweit dies praktikabel ist*“ hinzugefiligt werden.
Arbeitgeber

CIU, CNI und CPC (Chile): Folgender Zusatz ist angebracht: ,,sofern sich alle diese Einrichtungen in
der Arbeitsstitte befinden oder unter der Leitung des Unternehmens stehen®.

Arbeithehmer

BAK, FGTB, CCOO, UGT (Brasilien): Der Vorschlag des Amtes wird unterstiitzt.

KPBI, KSBI, KSPI, KSPN, KSPSI, SARBUMUSI: Folgende Ergénzung wird vorgeschlagen: ,,Klinik,
Stillraum, Aufzug oder Lift, Bodycheck durch den Sicherheitsdienst oder den Arbeitgeber vor oder nach dem
Betreten des Betriebsgeldndes®.

CGT-RA: Folgende Anderung wird vorgeschlagen: ,,an allen Orten, an dem Arbeitnehmer arbeitsbezo-
gene Tétigkeiten verrichten, etwa Wasch- und Umkleideeinrichtungen, Sanitiranlagen, Ruheplétze und Kan-
tinen, die in der Verantwortung des Arbeitgebers liegen™.
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Artikel 2 Buchstabe ¢

(Artikel 3 Buchstabe f)

Regierungen

Bulgarien, Estland, Malta, Vereinigtes Konigreich: Es wird angeregt, vor diesem Buchstaben ,,soweit
praktisch durchfiihrbar einzufiigen.

Deutschland: Es wird angeregt, ,,soweit praktisch durchfiihrbar* vor ,,auf dem Weg zur und von der
Arbeit” einzufiigen.

Paraguay: Hinzugefligt werden sollte ,,sofern es sich um den direkten Weg in die eine oder andere
Richtung handelt*.

Osterreich: Buchstabe c ist problematisch, da Arbeitnehmer bei der Wahl des Arbeitswegs weitgehend
selbstbestimmt sind.

Schweiz: Hinzugefiigt werden sollte ,,die vom Arbeitgeber eingerichtet werden®.

Vereinigte Staaten.: Zusétzlich sollte es heillen ,,sofern der Weg zur und von der Arbeit im Rahmen der
bezahlten Arbeitszeit erfolgt oder der Kontrolle des Arbeitgebers unterliegt*.

Arbeitgeber

BUSA, NEF: Der Weg zur und von der Arbeit sollte nicht einbezogen werden, wenn er sich auf3erhalb
des Zustindigkeitsbereichs des Arbeitgebers befindet.

CEC (Kanada): Buchstabe c ist problematisch, da dieser Fall im Allgemeinen durch das innerstaatliche
Recht abgedeckt ist.

CIP: Die Buchstaben ¢ und d sollten zusammengefiihrt werden.

CIU, CNI, COPARMEX, CPC (Chile), Keidanren, SAE, SGV-USAM: Zu streichen.

Arbeitnehmer

CGT-RA: In Buchstabe c sollte auf die innerstaatliche Gesetzgebung verwiesen werden.
Artikel 2 Buchstabe d

(Artikel 3 Buchstabe c)

Regierungen

Deutschland: Es wird angeregt, die Formulierung ,,soweit praktisch durchfiihrbar vor ,,wiahrend
arbeitsbezogener Fahrten...“ einzufiigen.

Schweiz: Folgende Anderung wird vorgeschlagen: ,,wihrend arbeitsbezogener Fahrten oder Reisen
oder rein arbeitsbezogener Veranstaltungen®.

Arbeitgeber

BUSA, NEF: Ein Verweis auf arbeitsbezogene gesellschaftliche Aktivititen wird abgelehnt. Hinzuge-
fligt werden sollte ,,die vom Arbeitgeber geleitet werden®.
COPARMEX, SN: Zu streichen.
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Artikel 2 Buchstabe e

(Artikel 3 Buchstabe d)

Regierungen

Osterreich: Auch die arbeitsbezogene Kommunikation sollte umfasst sein.

Uganda: Die Bestimmung sollte sich nicht auf ,,Kommunikationen, die durch Informations- und Kom-
munikationstechnologien ermdglicht werden* beschranken.

Vereinigte Staaten: Vor ,.,ermoglicht werden® sollte ,,auch derjenigen, die“ eingefiigt werden.
Arbeitgeber

Konsolidierte Antwort, UCCAEP: ,,wéhrend arbeitsbezogener Kommunikationen® sollte durch ,,bei
Kommunikationen wihrend der Arbeit® ersetzt werden.

CIU, CNI, CPC (Chile): Es wird vorgeschlagen, ,,wenn sie in der betrieblichen Verantwortung lie-
gen* hinzuzufiigen.

Arbeithehmer

CGT-RA: Es wird angeregt, ,,wenn sie auf einer hierarchischen Ebene im gleichen Unternehmen statt-
finden* hinzuzufligen.

Artikel 2 Buchstabe f

(Artikel 3 Buchstabe e)

Regierungen

Spanien: Bedenken werden hinsichtlich der mangelnden Kontrolle des Arbeitgebers iiber ,,vom Arbeit-
geber bereitgestellten Unterkiinften® gedufert.

Arbeitgeber

DA: Arbeitgeber konnen nicht fiir die Freizeit der Arbeitnehmer verantwortlich gemacht werden, selbst
wenn sie die Unterkunft bereitstellen.
Keidanren: Zu streichen.

Arbeitnehmer

KPBI, KSBSI, KSPI, KSPN, KSPSI, SARBUMUSI: Die Bestimmung sollte umformuliert werden: ,,in
Unterkiinften, die vom Arbeitgeber bereitgestellt werden®.

KOMMENTAR DES AMTES

Etliche Regierungen und Arbeitnehmerverbdande bekundeten Unterstiitzung fiir den derzeiti-
gen Wortlaut. Mehrere andere Regierungen schlugen eine relativierende Formulierung der Bestim-
mung, insbesondere von Buchstabe ¢, vor, unter anderem durch Verweise auf Zumutbarkeit, Kon-
trolle oder innerstaatliche Gesetzgebung und Praxis. Die Arbeitgeberverbidnde waren der Ansicht,
dass Arbeitgeber bei einer Auslegung dieser Bestimmung vor dem Hintergrund von Artikel 9 (nun
Artikel 10) fiir Rdume, liber die sie keine Kontrolle haben, und fiir Bereiche auerhalb der Arbeits-
stitte verantwortlich gemacht werden konnten; zudem regten sie an, einen Verweis auf Arbeits-
kampfmafnahmen aufzunehmen.

In Anbetracht der Antworten und ausgehend von dem von einer Reihe von Befragten vorge-
schlagenen Wortlaut hat das Amt in Buchstabe ¢ die Formulierung ,,soweit dies praktisch durch-
fithrbar ist* eingefligt und die Buchstaben neu geordnet, sodass dieser Buchstabe nun Buchstabe f
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ist. Damit sollen Bedenken ausgerdumt werden, dass der Anwendungsbereich des Weges zur und
von der Arbeit moglicherweise breiter verstanden wird als der anderer Elemente der Bestimmung.

Das Amt stellt fest, dass in einer Reihe von Antworten {ibereinstimmend die Notwendigkeit
angesprochen wurde, den Akteuren individuelle oder separate Verantwortlichkeit fiir bestimmte
Situationen oder Rdume zuzuweisen. Das Amt macht darauf aufmerksam, dass — wie in der konso-
lidierten Antwort der Arbeitgeberverbinde ausgefiihrt — der allgemeine Geltungsbereich des Uber-
einkommens in Artikel 2 (nun Artikel 3) festgelegt ist. Diese Bestimmung regelt die Situationen
und Ridume, in denen Gewalt und Beldstigung auftreten konnten. Sie bezieht sich nicht auf Ver-
pflichtungen oder Verantwortlichkeiten spezifischer Akteure; diese sind in den Teilen IV bis VII
des Ubereinkommens dargelegt.

Artikel 3

(Artikel 4)

Regierungen

Algerien: Auftragnehmer und leitende Angestellte sollten ebenfalls genannt werden. Nach ,,Vertre-
ter* ist ,,in allen Sektoren* einzufiigen.

Belgien, Marokko, Neuseeland, Panama: Der Vorschlag des Amtes wird unterstiitzt.
Bulgarien: Die Offentlichkeit an sich kann nicht Urheber oder Opfer von Gewalt und Beléstigung sein.

Chile: Dritte sind zu streichen, da sie liber den Geltungsbereich von ,,Arbeitswelt* hinausgehen. Einzu-
fligen wire ,,Vertreter sind fiir diese Zwecke als Vertreter im Sinne der innerstaatlichen Rechtsvorschriften
und Praxis anzusehen®.

Israel: ,jund Dritte sein, einschlie8lich Klienten...” sollte durch ,,und umfassen méglicherweise auch
Dritte, etwa ...“ ersetzt werden.

Kanada: Es sollte"klargestellt werden, ob die Behandlung von Klienten, Kunden, Dienstleistern, Nut-
zern, Patienten und der Offentlichkeit als ,,Opfer* Sanktionen gegen Arbeitnehmer nach sich ziehen kdnnte.
Diese Kategorien sollten gestrichen und als ,,Urheber* in eine neue Bestimmung aufgenommen werden.

Kolumbien: Die Behandlung von Dritten als Opfer und Urheber steht der Ausrichtung auf das Opfer
im Wege.

Kuwait: Die Bestimmung sollte als Artikel 2 aufgefiihrt werden.

Mexiko: Es besteht kein Einwand gegen den Vorschlag des Amtes.

Oman: Die Bestimmung sollte unter Artikel 1 aufgefiihrt werden.

Osterreich: Angeregt wird, den Passus ,,Opfer und zu streichen. Es muss eindeutig klargestellt sein,
wer zu schiitzen ist und wer als Urheber gelten kann. Nur Arbeitnehmer unterliegen dem Schutz des Arbeits-
rechts.

Paraguay: Dritte sind zu streichen, da sie nicht der Kontrolle des Arbeitgebers unterliegen.

Peru: Es sollte anerkannt werden, dass Personen, die keine Arbeitnehmer oder Arbeitgeber sind, jedoch
mit ihnen interagieren, Opfer oder Urheber sein konnen.

Spanien: Folgender Absatz sollte eingefiigt werden: ,,Allerdings ist dieses Ubereinkommen auf jeden

von ihnen entsprechend den jeweiligen Zusténdigkeiten, Rechten und Pflichten im Einklang mit [dem neuen
Artikel nach Artikel 4] anwendbar.

30 ILC.108/V/2A

CICICITRCRC)



Eingegangene Antworten und Kommentare

Stidafrika: Nach ,,Vertreter ist ,,Behdrden und Vollzugsbeamte™ einzufiigen.

Vereinigte Staaten: Die Definitionen von Opfern und Urhebern sind wie folgt zu trennen: Zu
»Opfern® zdhlen Arbeitgeber und Arbeitnehmer und ihre Vertreter sowie die in Artikel 1 Buchstabe c
genannten Personen, zu ,,Urhebern® Arbeitnehmer ungeachtet ihres Vertragsstatus, Arbeitgeber, Arbeitneh-
mer- und Arbeitgebervertreter, in Ausbildung befindliche Personen, einschlieflich Praktikanten und Auszu-
bildenden, Freiwillige und Dritte.

Arbeitgeber

CIU, CNI, CPC (Chile): Es wird vorgeschlagen, ,,in der Arbeitswelt” durch ,,am Arbeitsplatz* zu erset-
zen und ,,wenn die Vorfille in den R&umlichkeiten des Unternehmens oder im Einflussbereich des Arbeitge-
bers auftreten* hinzuzufiigen.

Keidanren: Als ,,Opfer* sollten nur Arbeitnehmer aufgefiihrt werden. Als ,,Urheber* sollten Arbeitgeber,
Arbeitnehmer sowie unter bestimmten Umsténden ihre jeweiligen Vertreter und Dritte aufgefiihrt werden.

MALI: Arbeitnehmerverbénde sollten zu Maflnahmen verpflichtet werden, die auf die Verhinderung von
Gewalt und Belidstigung durch Arbeitnehmer und den Umgang damit gerichtet sind.

UIA: Es sollte klargestellt werden, dass das Ubereinkommen fiir Dritte nur am Arbeitsplatz oder an
Orten anwendbar ist, die der Weisungsbefugnis des Arbeitgebers unterliegen. Wird die Formulierung beibe-
halten, sollten die Verantwortlichkeiten der Mitglieder und Sozialpartner festgelegt werden.

VBO-FEB: Die folgende Formulierung wird vorgeschlagen: ,,Arbeitgeber und Arbeitnehmer und ihre
jeweiligen Vertreter sowie Dritte, einschlieBlich Klienten, Kunden, Dienstleistern, Nutzern, Patienten und
der Offentlichkeit, sollten von Gewalthandlungen und Belistigungen absehen.

Arbeitnehmer

BAK: Hier ist auch die Gruppe der Zivildiener, PraktikantInnen und Personen in Ausbildung zu nennen.

KPBI, KSBSI, KSPI, KSPN, KSPSI, SARBUMUSI: Hinzugefiigt werden sollte ,,6ffentliche Bediens-
tete und Strafverfolgungsbeamte®.

CGT-RA: Hinzugefiigt werden sollte ,,wenn die Vorfille am Arbeitsplatz oder im Zustiandigkeits-
bereich des Arbeitgebers auftreten®.

CNTB: Auszubildende und Praktikanten sind ebenfalls zu nennen.

CTA-A: Arbeitgeber und Dritte sind als Opfer zu streichen. Ihre Nennung verwissert die Bedeutung
der Machtverhiltnisse und stellt Arbeitnehmer auf die gleiche Ebene wie Arbeitgeber, was die Umsetzung
erschweren kann.

ITF: Die Einbeziehung Dritter wird begriit; Transportarbeiter sind einem erhohten Risiko von Gewalt
durch Dritte ausgesetzt.

JTUC-RENGO: Dritte sollten als Opfer und Urheber genannt werden.

NLC: Der Text wird unterstiitzt.

TURK-IS: Gewalt durch Dritte sollte beriicksichtigt werden.

UNT: Im Spanischen ist das ,,0 zwischen ,.,trabajadores* und ,,sus respectivos* zu streichen.

KOMMENTAR DES AMTES

Mehrere Regierungen schlugen in ihren Antworten vor, zusitzliche Kategorien von Personen
zu nennen, und andere regten an, diesen Artikel an eine andere Stelle im Ubereinkommen zu riicken.
Viele Regierungen legten besonderen Wert auf bessere oder klarere Formulierungen, insbesondere
im Zusammenhang mit Dritten. Konsolidierte Antworten der Arbeitnehmer und Arbeitgeber wur-
den zu dieser Bestimmung nicht vorgelegt. In denjenigen Antworten, die eingingen, wiesen die
Arbeitgeberverbiande auf die Notwendigkeit einer Beschrankung ihrer Verantwortlichkeiten hin,
insbesondere in Bezug auf die Arbeitsstitte oder unter die Zusténdigkeit des Arbeitgebers fallende
Veranstaltungen. In den Antworten der Arbeitnehmerverbinde fand die Bestimmung allgemein
Riickhalt, wobei in einigen Fillen die Aufnahme weiterer Personenkategorien vorgeschlagen
wurde.

Ausgehend von den eingegangenen Antworten und im Interesse groBBerer Klarheit in Bezug
auf Dritte hat das Amt die Bestimmung in zwei Buchstaben unterteilt und redaktionelle Anderungen
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vorgenommen, unter anderem den Zusatz von ,,gemil3 der innerstaatlichen Gesetzgebung und
Praxis“ in Buchstabe b. Dadurch sollen Dritte von den anderen Kategorien getrennt werden und die
Mitglieder mehr Flexibilitdt in der Frage erhalten, ob und inwieweit Dritte als Opfer anzusehen
sind. Zudem wurde der Wortlaut der Bestimmung an Artikel 1 Buchstabe ¢ (nun Artikel 2) ange-
glichen.

ZENTRALE GRUNDSATZE
Artikel 4 Absatz 1

(Artikel 5 Absatz 1)

Regierungen

Algerien: Es wird vorgeschlagen, ,,ungeachtet ihrer Natur einzufiigen.
Israel: ,,das Recht auf eine” sollte durch ,,die Bedeutung einer* ersetzt werden.
Neuseeland: Unterstiitzt den Text.

Vereinigte Staaten: ,,das Recht auf eine* sollte in ,,seine Verantwortung, eine ... anzustreben® geéndert
werden.

Arbeitgeber
CIU, CNI, CPC (Chile): ,,Jedes Mitglied sollte durch ,,Jeder Staat* ersetzt werden.
Arbeitnehmer

FGTB: Die Anderungen des Amtes werden unterstiitzt.
Artikel 4 Absatz 2 (Einleitungssatz)

(Artikel 5 Absatz 2 (Einleitungssatz))

Regierungen

Belgien: Klarzustellen ist, ob sich ,,im Einklang mit der innerstaatlichen Gesetzgebung und den inner-
staatlichen Gegebenheiten auf das Instrument, mit dem ein solcher Ansatz zu verfolgen ist, oder den Inhalt
bezieht.

Israel: Es wird vorgeschlagen, ,,der umfasst™ in ,,der je nach Fall umfasst* zu &ndern.
Neuseeland, Peru: Der Text wird unterstiitzt.
Osterreich: Die Aufzihlung des zweiten Absatzes sollte demonstrativ gestaltet werden.

Tunesien: Zwei Buchstaben sollten eingefiigt werden: ,,Verbot der ungerechten Entlassung als Form
von Gewalt und Diskriminierung von Frauen* und ,,Schaffung und Gewéhrleistung der Gleichbehandlung
und der Chancengleichheit sowie Gewihrleistung menschenwiirdiger Arbeit fiir alle ohne Diskriminierung®.

Arbeitgeber

CIU, CNI, CPC (Chile): Es wird vorgeschlagen, ,,jedes Mitglied“ durch ,,jeder Staat“ und ,,in der
Arbeitswelt™ durch ,,am Arbeitsplatz* zu ersetzen.

SGV-USAM: Der geschlechterorientierte Ansatz ist unklar.

UCCAEP: ,nimmt ... an“ ist durch , konnte ... annehmen® zu ersetzen.
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Arbeithehmer

BAK: BerufseinsteigerInnen sind von sexueller Beldstigung betroffen. Fiir junge Frauen und Ménner
braucht es Angebote und Unterstiitzungen.

KPBI, KSBSI, KSPI, KSPN, KSPSI, SARBUMUSI: Nach ,,Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbén-
den” sollte ,,und Massen- oder Biirgerrechtsorganisationen hinzugefiigt werden. Ein zusitzlicher neuer
Punkt wird vorgeschlagen: ,,und gewihrleistet die Bereitstellung von Mitteln aus dem Staatshaushalt zur
Umsetzung dieser Rechtsvorschrift™.

FGTB, CGSLB, CGT, CSC: Durch die Einfiigung von ,,im Einklang mit der innerstaatlichen Gesetz-
gebung und den innerstaatlichen Gegebenheiten* werden die Verpflichtungen der Mitglieder moglicherweise
gegenstandslos.

CGT-RA: Es sollte hei3en ,,aller Formen von Gewalt*.

Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe a

(Artikel 5 Absatz 2 Buchstabe a)
Regierungen
Israel, Schweden, Vereinigtes Konigreich, Vereinigte Staaten: ,,aller Formen* ist zu streichen.

Kuwait, Oman: ,aller Formen* sollte vor dem Hintergrund sozialer und kultureller Unterschiede defi-
niert werden.

Schweden: Nach ,,Verbot von“ sollte ,,und Vorgehen gegen* eingefiigt werden.

Schweiz: Es wird vorgeschlagen, ,,aller Formen zu streichen und ,,in der Arbeitswelt, einschlieSlich
geschlechtsspezifischer Gewalt und Beléstigung* einzufligen.

Tunesien: Zusétzlich sollte es heiflen ,,und Menschenhandel.
Arbeitgeber

SN: Ein Verbot ,,aller Formen* von Gewalt und Beléstigung ist moglicherweise nicht fiir alle Mitglied-
staaten realisierbar.

Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe b

(Artikel 5 Absatz 2 Buchstabe b)

Regierungen

Algerien: Am Schluss sollte ,,je nach den Besonderheiten der Mitglieder* eingefiigt werden.

Osterreich: Statt ,,sicherstellen” sollte , hinweisen oder ,,fordern verwendet werden.
Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe ¢

(Artikel 5 Absatz 2 Buchstabe c)

Regierungen

Schweden: ,,einer umfassenden Strategie* sollte um ,,oder umfassender Strategien® ergéinzt werden.

Schweiz: Der Text ist zu préskriptiv. Folgende Umformulierung wird angeregt: ,,um Gewalt und
Belastigung in der Praventionspolitik zu beriicksichtigen™.
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Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe d

(Artikel 5 Absatz 2 Buchstabe d)

Regierungen

Algerien: Folgende Hinzufligung wird vorgeschlagen: ,,Mechanismen ... zur Uberwachung der inner-
staatlichen Gesetzgebung und Praxis®.

Deutschland: Vor ,,die Stirkung...” sollte ,,wo erforderlich“ eingefiigt werden.

Spanien: Im Spanischen sollte diese Bestimmung wie folgt umformuliert werden: ,,establecer y
reforzar mecanismos de aplicacion y seguimiento®.

Vereinigte Staaten: ,jund* sollte in ,,oder gedndert werden.
Arbeitgeber

SGV-USAM: Der Begriff ,,Uberwachungsmechanismen* ist zu streichen.
Arbeitnehmer

CCOO: Folgende Hinzufiigung wird vorgeschlagen: ,,Mechanismen ... zur Uberwachung der vorge-
schlagenen Mafinahmen*.

Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe e

(Artikel 5 Absatz 2 Buchstabe e)

Regierungen

Chile: ,,Zugang zu AbhilfemaBinahmen* sollte genauer erldutert werden.

Mexiko: Der Text sollte wie folgt ergéinzt werden: ,,die ihr Leben schiitzen, ihre Integritét wahren und
ihre Wiirde und ihre Menschenrechte achten®.

Vereinigte Staaten: ,,ensuring® sollte durch ,,providing® ersetzt werden.
Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe f

(Artikel 5 Absatz 2 Buchstabe f)
Regierungen
Deutschland: Die Bestimmung sollte wie folgt ergdnzt werden: ,,Sanktionen, wo erforderlich®.

Oman: Stattdessen sollte es heilen: ,,die Kriminalisierung von Gewalthandlungen und Beldstigungen
durch Gesetze, die strafrechtliche Sanktionen vorsehen®.

Osterreich: In der deutschsprachigen Fassung sollte statt ,,Strafen** , Sanktionen® verwendet werden,
da in Osterreich arbeitsrechtlich keine Strafen geregelt werden konnen.

Schweden: Es ist wichtig, sich nicht auf das Strafrecht zu beschranken.

Schweiz: Buchstabe f sollte auf Buchstabe a folgen.
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Arbeitgeber

CIU, CNI, CPC (Chile): Folgender Zusatz ist angebracht: ,,darunter auch i{l Fillen von betriigerischen
Beschwerden oder offenkundig unrechtméBiger Inanspruchnahme der in diesem Ubereinkommen vorgesehe-
nen Rechte und Verfahren®.

Arbeithehmer

BAK: Strafen sollten wirksam, verhdltnismaBig und abschreckend sein. Ebenso sollten abschreckende
Schadenersatzanspriiche vorgesehen werden.
KPBI, KSBSI, KSPI, KSPN, KSPSI, SARBUMUSI: Im Englischen sollte in Buchstabe f nach

»providing® ,.and implementing* hinzugefiigt werden.
Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe g

(Artikel 5 Absatz 2 Buchstabe g)

Regierungen

Algerien: Die Bestimmung sollte wie folgt lauten: ,,die Entwicklung von Instrumenten, Leitlinien zum
Nachweis von Fillen von Gewalt und Beléstigung sowie Bildungs-, Schulungs- und Sensibilisierungsmal3-
nahmen; und*®.

Niger: Am Schluss sollte ,,zur Verhaltensdnderung* eingefiigt werden.
Arbeitnehmer

BAK: Buchstabe g wird sehr positiv gesehen. Die Gruppen, an die sich die Schulungen, Leitlinien,
SensibilisierungsmaBnahmen richten, etwa die RichterInnenschaft, Unternehmen und Fiithrungskrifte, sollten
genannt werden.

Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe h

(Artikel 5 Absatz 2 Buchstabe h)

Regierungen

Algerien: Folgende Umformulierung wird vorgeschlagen: ,,die Sicherstellung des Schutzes der Beklag-
ten im Fall von Falschaussagen sowie der Vertraulichkeit der Untersuchungen und ihrer Ergebnisse®.

Belgien, Marokko, Panama: Der Vorschlag des Amtes wird unterstiitzt.

Ecuador: ,,in der Arbeitswelt sollte durch ,,im Arbeitsumfeld* ersetzt werden.
Katar: ,,zustindige Gremien“ muss genauer erldutert werden.

Mexiko: Der Anderungsvorschlag des Amtes hat keine bedeutenden Auswirkungen.

Peru: ,,Aufsichts- und Untersuchungsmittel* ist durch , Mittel zur Uberwachung der Einhaltung der
Gesetze zum Schutz vor arbeitsbezogener Gewalt und Beldstigung® zu ersetzen.

Stidafrika: Die Ersetzung von ,,Arbeitsaufsicht™ durch ,,Arbeitsaufsichtsbehorden® wird akzeptiert.
Arbeitgeber

COPARMEX: Aufgenommen werden sollte die Verpflichtung, Schulungsangebote zu Aufsichtsver-
fahren und Befugnissen der Inspektoren bereitzustellen.

MALI: Die externen Kontrollbefugnisse der Aufsichtspersonen sollten begrenzt werden; betriebsinterne
Durchsetzungsmechanismen werden bevorzugt.

SGV-USAM: Die Bestimmung ist zu streichen.
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Arbeithehmer

OPZZ: Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe h und Artikel 10 Buchstabe h sollten dem unterschiedlichen Wir-
kungsbereich der Aufsichtstitigkeiten der Staaten Rechnung tragen. Hervorzuheben ist die praventive Rolle
der Arbeitsaufsichtsbehdrden im Sinne von Absatz 19 der Empfehlung.

UGT (Brasilien): Der Vorschlag des Amtes wird unterstiitzt.

KOMMENTAR DES AMTES

In Anbetracht der Antworten bleibt der Text weitgehend unverdndert. In Artikel 4 Absatz 2
Buchstabe a (nun Artikel 5 Absatz 2 Buchstabe a) wurde ,,aller Formen* gestrichen. Wie das Amt
wéhrend der ersten Beratung des Ausschusses darlegte, hat die Streichung von ,,aller Formen* keine
nennenswerten Auswirkungen, da die in Artikel 1 Buchstabe a (nun Artikel Absatz 1 Buchstabe a)
enthaltene Definition von ,,Gewalt und Beldstigung™ anwendbar wére. Zudem ist die Streichung
mit den Anderungsvorschligen vereinbar, die im Laufe der ersten Beratung des Ausschusses zu den
Artikeln 7 und 9 (nun Artikel 8 und 10) angenommen wurden.

In Anbetracht der Antworten zu Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe d (nun Artikel 5 Absatz 2
Buchstabe d) wurde ,,und* in ,,oder* geéindert. Diese Anderung wird im Interesse der Klarheit und
mit der Mallgabe vorgenommen, dass ,,oder” gemil3 dem Einleitungssatz je nach der innerstaat-
lichen Gesetzgebung und den innerstaatlichen Gegebenheiten auf kumulative oder alternative
Bedingungen hinweisen kann.

Maoglicher neuer Artikel nach Artikel 4

(Artikel 5 Absatz 3)

Regierungen

Argentinien, Bangladesch, Chile, Ecuador, Indonesien, Israel, Italien, Kanada, Katar, Kolumbien,
Kuwait, Oman, Panama, Paraguay, Peru, Uruguay: Die neue Bestimmung wird unterstiitzt.

Belgien, Marokko: Es besteht kein Einwand gegen den Vorschlag des Amtes.

Bulgarien, Ddnemark, Deutschland, Estland, Frankreich, Malta, Norwegen, Osterreich, Ungarn,
Zypern: In Buchstabe f sollte prizisiert werden, dass der Arbeitgeber nur fiir Situationen verantwortlich ist,
die seiner direkten oder indirekten Kontrolle unterliegen. Buchstabe b wird nicht unterstiitzt.

Finnland: In dieser Bestimmung sollte klargestellt werden, dass die Verantwortlichkeit der einzelnen
Arbeitnehmer nicht ausgeweitet wird.

Mexiko: Der Vorschlag des Amtes ist realisierbar.
Neuseeland: Die Bestimmung sollte in die Prdambel gezogen werden.

Schweden, Vereinigtes Konigreich: Der neue Artikel wird unterstiitzt. Die Verantwortlichkeiten der
Akteure sollten gekléart werden, um sicherzustellen, dass sie sich nicht auflerhalb ihrer Kontrolle befinden.
Buchstabe b wird nicht unterstiitzt.

Schweiz: Der neue Artikel wird unterstiitzt, 16st jedoch nicht das Problem der unterschiedlichen Defi-
nitionen und des unterschiedlichen Geltungsbereichs.

Spanien.: Der Vorschlag wird unterstiitzt. In Buchstabe a sollte klargestellt werden, dass der unter-
schiedliche Grad der Verantwortung der einzelnen Akteure in den innerstaatlichen Rechtsvorschriften zu
definieren ist.
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) Stidafrika: Die Bestimmung wird nicht unterstiitzt. Sie sollte an die Formulierungen in Artikel 8 des
Ubereinkommens Nr. 161 angeglichen werden.

Arbeitgeber

Konsolidierte Antwort, CONFIEP, NHO, SEV, UCCAEP: Der neue Artikel wird begriiit. Allerdings
geht daraus nicht klar hervor, unter welchen Umstdnden die im Instrument vorgesehenen Verantwortlichkei-
ten greifen. Buchstabe a sollte mit dem Zusatz ,,die je nach je nach der Situation und den unterschiedlichen
Ressourcen und Rahmenbedingungen variieren enden, und ,,bei der Verhinderung und Bekédmpfung von
Gewalt und Beldstigung in der Arbeitswelt™ sollte verschoben und zwischen ,,erkennen” und ,,sie an* einge-
fiigt werden. ,,und komplementdre* ist zu streichen. In Buchstabe b ist am Schluss ,,unter Beriicksichtigung
ihrer komplementiren Rollen* einzufiigen.

BusinessNZ: ,,in der Arbeitswelt™ ist durch ,,am Arbeitsplatz* zu ersetzen.

CBI: Der neue Artikel wird begriiflt, jedoch sollte die Verantwortlichkeit des Arbeitgebers auf die
Aspekte beschriankt werden, die seiner direkten oder indirekten Kontrolle unterliegen.

CEOE, CEPYME: Die konsolidierte Antwort wird unterstiitzt. Der Passus ,,bei der Verhinderung und
Bekampfung von Gewalt und Beléstigung in der Arbeitswelt” ist zu streichen.

CIP, SAE, VBO-FEB: Der neue Artikel wird unterstiitzt. Es wird vorgeschlagen, in Buchstabe a ,,und
komplementdre™ durch ,,Kapazititen und Einschrankungen sowie unterschiedliche® zu ersetzen und am
Schluss ,,die je nach der Situation variieren konnen* hinzuzufiigen. Buchstabe b sollte um ,,unter Beriick-
sichtigung ihrer komplementéren Rollen* ergéinzt werden.

COPARMEX, CPG, SGV-USAM: Der Vorschlag des Amtes wird unterstiitzt.

DA: Im Text werden die Verantwortlichkeiten der Akteure nicht klar genug dargelegt.

Arbeithehmer

Konsolidierte Antwort, ACTU, ASI, CLC, COSATU, CTC, IFJ, LO (Norwegen), LO (Schweden),
TCO, Saco, Unio, YS: Der neue Artikel wird nicht unterstiitzt. Er wiirde in Wechselwirkung mit Artikel 1
Buchstabe ¢ sowie mit den Artikeln 2 und 3 treten. Die Bestimmung konnte fiir die einzelnen Arbeitnehmer
eine liberméfige und unzumutbare und ihre Kompetenzen iiberschreitende Ausweitung ihrer Verpflichtung
zur Verhinderung und Bekdmpfung von Gewalt und Beléstigung darstellen. Nicht alle Akteure sind in glei-
chem MabB fiir die Verhinderung von Gewalt und Belastigung verantwortlich. Arbeitnehmer sind zur Koope-
ration und Einhaltung der Normen verpflichtet; Arbeitgeber sind in erster Linie dafiir zusténdig, ein Arbeits-
umfeld zu schaffen, in dem Gewalt und Beléstigung verhindert werden. In Verbindung mit anderen Bestim-
mungen wird aus diesem Artikel die Pflicht der Arbeitgeber, Arbeitnehmer vor Beldstigungen durch Dritte
zu schiitzen, nicht klar ersichtlich. Sollte die Bestimmung aufgenommen werden, wird im Einklang mit dem
Ubereinkommen Nr. 161 folgende Umformulierung vorgeschlagen: ,.Der Arbeitgeber, die Arbeitnehmer und
ihre Vertreter haben bei der Durchfiihrung der organisatorischen und sonstigen Maflnahmen im Zusammen-
hang mit Gewalt und Beléstigung nach dem Grundsatz der Billigkeit zusammenzuarbeiten und mitzuwirken.*

BAK: Keine Bedenken.

CCOO: Der Artikel wird nicht unterstiitzt. Die Verantwortlichkeit der Arbeitnehmer wird darin auf die
gleiche Ebene wie die der Arbeitgeber und Regierungen gestellt.

CGSLB: Die Zusammenarbeit und Koordinierung zwischen den Akteuren wird unterstiitzt, jedoch
obliegt es dem Arbeitgeber, ein Umfeld ohne Gewalt und Beldstigung zu schaffen.

CGT, FGTB, FO, UGT (Spanien): Durch den Artikel konnten die Verantwortlichkeiten der Arbeitneh-
mer iibermifBig erhoht und die der Arbeitgeber verwissert werden.

CITUB: Die Verantwortlichkeiten der Arbeitgeber sollten auf Situationen beschrankt werden, die ihrer
direkten oder indirekten Kontrolle unterliegen.

CMTU, NZCTU: Befiirworten den in der konsolidierten Antwort vorgeschlagenen Wortlaut.

CSC, UGT (Brasilien): Der wird unterstiitzt.

CTRP, GTUC, ITUC: Die Regierungen haben die Verantwortung, die rechtlichen und politischen Rah-
menbedingungen und damit zusammenhingenden Malinahmen festzulegen.

FEDUSA, ZCTU: In dem entsprechend der konsolidierten Antwort vorgeschlagenen Text sollte vor
,»hach dem Grundsatz der Billigkeit™ ,,einschlieSlich der die betriebsarztlichen Dienste betreffenden MalB3nah-
men* eingefligt werden.

FNV, CNV, FTF, LO (Dinemark), TUC: Durch diese Bestimmung wiirden die Verpflichtungen der
einzelnen Arbeitnehmer ausgeweitet.
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IUF: Die Regierungen sollten die Arbeitgeber dazu verpflichten, die Arbeitnehmer vor Beléstigung
und Viktimisierung am Arbeitsplatz zu schiitzen.

LBAS: Die Rollen und Verantwortlichkeiten sind nicht bei allen Akteuren gleich. Die Regierungen
haben die Verantwortung, die rechtlichen und politischen Rahmenbedingungen festzulegen, wéhrend es den
Arbeitgebern primdr obliegt, ein Arbeitsumfeld zu schaffen, in dem Gewalt und Beldstigung verhindert wer-
den.

MTUC: Der Artikel wird nicht unterstiitzt.

NTUC (Philippinen): Durch die Bestimmung wird die primére Verantwortung der Arbeitgeber ver-
wissert, ein Arbeitsumfeld ohne Gewalt und Beléstigung zu gewéhrleisten.

UMT: Im Ubereinkommen kann ganz allgemein die Verantwortung von Arbeitnehmern und Arbeit-
gebern filir den Schutz vor den Auswirkungen héuslicher Gewalt am Arbeitsplatz festgelegt werden.

KOMMENTAR DES AMTES

Von der Mehrheit der Regierungen und Arbeitgeberverbinde wurde die vorgeschlagene
Bestimmung allgemein begriilt, da darin anerkannt wird, dass es bei der Verhinderung und
Bekidmpfung von Gewalt und Beléstigung unterschiedliche, aber komplementire Rollen und Ver-
antwortlichkeiten gibt. Einige Regierungen stellten fest, dass die Verantwortlichkeiten der Betei-
ligten weiter eingegrenzt oder niher erldutert werden sollten, entweder durch die innerstaatliche
Gesetzgebung oder durch die Einfiihrung des Begriffs der Kontrolle. Der konsolidierten Antwort
der Arbeitgeberverbande zufolge sollte prazisiert werden, dass die Verantwortlichkeiten je nach der
Situation und den unterschiedlichen Ressourcen und Rahmenbedingungen variieren wiirden.

Nicht unterstiitzt wurde die Bestimmung allerdings von den Arbeitnehmerverbéanden und eini-
gen wenigen Regierungen, und zwar aus der Besorgnis heraus, dass sie als ungebiihrliche Auswei-
tung der Verantwortlichkeiten der Arbeitnehmer und potenzielle Verwésserung der Pflicht des
Arbeitgebers zur Verhinderung von Gewalt und Belédstigung angesehen werden konnte. Eine Reihe
von Regierungen unterstiitzte zwar generell Buchstabe a, nicht jedoch Buchstabe b zur Koordinie-
rung und Zusammenarbeit. Was die Zusammenarbeit betrifft, so schlugen die Arbeitnehmerver-
bande vor, in einem neuen Artikel das Konzept der Billigkeit nach dem Vorbild von Artikel 8 des
Ubereinkommens Nr. 161 einzufiihren.

Um den verschiedenen Bedenken Rechnung zu tragen, hat das Amt diese Bestimmung umfor-
muliert. Buchstabe b, der keinen starken Riickhalt fand, wurde gestrichen. Die Formulierungen aus
Buchstabe a wurden in Artikel 5 Absatz 3 tiberfiihrt und so geéndert, dass klargestellt wird, dass
die Rollen und Aufgaben der verschiedenen Akteure zwar komplementir, der Charakter und das
AusmaB ihrer jeweiligen Verantwortlichkeiten jedoch unterschiedlich sind.

Hinsichtlich der Bedenken iiber die ungebiihrliche Ausweitung der Verantwortlichkeiten von
Arbeitnehmern und Arbeitgebern stellt das Amt fest, dass diese Bestimmung im Rahmen der Ver-
pflichtung der Mitglieder formuliert wurde, einen inklusiven, integrierten und geschlechterorien-
tierten Ansatz anzunehmen und umzusetzen. Sie schafft keine neuen Verpflichtungen fiir Arbeit-
geber oder Arbeitnehmer und untergrabt auch nicht die Verpflichtung der Arbeitgeber, Mainahmen
zur Verhinderung von Gewalt und Beldstigung nach Artikel 9 (nun Artikel 10) zu treffen, oder die
in anderen Bestimmungen dargelegten Verpflichtungen der Mitglieder.

Artikel 5

(Artikel 6)

Regierungen
Neuseeland, Peru, Siidafrika: Der Text wird unterstiitzt.
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Niger: Nach ,,achtet, fordert und verwirklicht jedes Mitglied* sollte ,,in gutem Glauben eingefiigt
werden.

Vereinigte Staaten: ,,und fordert sichere und menschenwiirdige Arbeit™ sollte in ,,und die Forderung
menschenwiirdiger Arbeit™ gedndert werden.

Arbeitgeber

CIU, CNI und CPC (Chile): Es wird vorgeschlagen, ,,jedes Mitglied* durch ,,jeder Staat und ,,in der
Arbeitswelt” durch ,,am Arbeitsplatz* zu ersetzen.

MALI: Die Bezugnahmen auf grundlegende Prinzipien sind zu streichen.

UCCAERP: ,,in der Arbeitswelt™ ist durch ,,am Arbeitsplatz* zu ersetzen.

WKO: »Diskriminierung* ist zu unbestimmt.

Arbeitnehmer

COSYLAC: Vor ,,Achtet” sollte der Zusatz ,.erkennt [jedes Mitglied] die Stralie als Arbeitsplatz fiir
Stralenverkdufer an“ eingefiigt werden.

CTA-A: Diese Verpflichtung sollte auf Arbeitgeber und Arbeitnehmer ausgeweitet werden.

CTUM: Der Gedanke der grundlegenden Prinzipien und Rechte bei der Arbeit steht im Einklang mit
Artikel 5.

UMT: ArbeitskampfmaBnahmen sind ein legitimes Recht.

KOMMENTAR DES AMTES

In Anbetracht der Antworten bleibt der Text unveridndert.
Artikel 6

(Artikel 7)

Regierungen

Argentinien: Die dreigliedrige Kommission ist mit der Ersetzung von ,,allen Arbeitnehmern* durch ,,in
Beschiftigung und Beruf* einverstanden. Die Streichung von ,,verletzlichen Gruppen* und die Beibehaltung
einer Liste spezifischer Gruppen werden unterstiitzt.

Belgien: Der Vorschlag des Amtes wird nicht unterstiitzt. Darin kommt nicht zum Ausdruck, dass
einige Gruppen einer strukturellen Diskriminierung ausgesetzt sind, die strukturpolitische Mafinahmen erfor-
dert. Folgende alternative Formulierung wird vorgeschlagen: ,,Gruppen mit Verletzlichkeiten oder Gruppen
in Situationen der Verletzlichkeit*.

Bulgarien, Finnland, Frankreich, Kanada, Malta, Neuseeland, Osterreich, Spanien, Uganda, Verei-
nigtes Konigreich, Zypern: Die Bezugnahme auf ,,verletzlichen Gruppen® sollte beibehalten werden.

Chile: ,,gewihrleisten® sollte durch ,,fordern und schiitzen ersetzt werden.

Deutschland: Es wird angeregt, nach Politiken ,,die die Gleichheit der Gelegenheiten und der Behand-
lung in Bezug auf Beschéftigung und Beruf férdern® einzufiigen. Der Vorschlag des Amtes, ,,verletzlichen
Gruppen“ zu streichen, wird nicht unterstiitzt, da der Begriff im Menschenrechtskontext viel verwendet wird.

Ecuador: Die Begriffe ,,Beschiftigung® und ,,Beruf* sollten in unterschiedlichen Absétzen hervorge-
hoben werden. Angebracht ist ein klarerer Verweis auf Gruppen, denen prioritdr Aufmerksamkeit gebiihrt.
Es sollte auf Gruppen in Situationen sozialer Verletzlichkeit Bezug genommen werden.

Finnland: ,,in Beschiiftigung und Beruf* steht nicht im Einklang mit den Texten und wird im Uberein-
kommen nicht definiert.
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Indonesien: Nach ,,weibliche Arbeitnehmer sollte ,,Arbeitsemigranten‘ eingefiigt werden. Vor ,,6% ist
ein neuer Artikel mit folgendem Wortlaut einzufiigen: ,,Die Kategorie der verletzlichen Gruppen oder Grup-
pen in Situationen der Verletzlichkeit in Artikel 6 wird von jedem Mitglied vor dem Hintergrund der inner-
staatlichen Gegebenheiten und in Beratung mit den Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbdnden bestimmt.

Italien: ,verletzlichen Gruppen oder Gruppen in Situationen der Verletzlichkeit™ sollte beibehalten
werden.

Katar, Philippinen: Die Streichung der Bezugnahme auf ,,verletzlichen Gruppen® wird unterstiitzt.

Mexiko: Die Verwendung von ,,Gruppen in Situationen der Verletzlichkeit unterstiitzt, und zwar mit
folgender Formulierung: ... auch fiir Arbeitnehmer, die Gruppen in Situationen der Verletzlichkeit ange-
horen, welche ... ausgesetzt sind.*

Marokko, Schweiz: Die Vorschlidge des Amtes werden unterstiitzt.
Nigeria: ,,verletzlichen Gruppen® und ,,Gruppen in Situationen der Verletzlichkeit* sind zu definieren.
Norwegen. Der urspriingliche Wortlaut wird bevorzugt.

Panama: Die Ersetzung von ,,allen Arbeitnehmern® durch ,,in Beschiftigung und Beruf* wird ebenso
unterstiitzt wie die Verwendung des Begriffs ,,verletzlichen Gruppen®.

Paraguay: Es sollte von ,,Gruppen in Situationen der Verletzlichkeit* gesprochen werden. Die Liste
der Gruppen von Arbeitnehmern, die unverhéltnisméBig stark von Gewalt und Belédstigung betroffen sind,
sollte erneut aufgegriffen werden.

Peru: Im Spanischen sollte es heiflen ,,trabajadores y trabajadoras®. Es wird vorgeschlagen, ,,Gruppen
in Situationen der Verletzlichkeit* zu verwenden.

Polen: Eine allgemeingiiltige, alle Personen erfassende Bestimmung ist vorzuziehen.

Schweden: ,,in Beschiftigung und Beruf** wird moglicherweise enger ausgelegt als ,,Arbeitnehmer®,
was flir Verwirrung sorgen kann. Die Streichung von ,,verletzlichen Gruppen‘ wird unterstiitzt. Nach ,,Ver-
letzlichkeit“ sollte ,,gegeniiber Diskriminierung und Ungleichheit* eingefligt werden.

Spanien. ,unverhéltnismifig stark* kann bedeuten, dass bestimmte Situationen ,,verhéltnismafig" sind.
Im Spanischen ist ,,la ocupacion® durch ,.el trabajo* und ,,expuestos® durch ,,afectados* zu ersetzen.

Stidafrika: Die Vorschlige des Amtes werden akzeptiert. Nach ,,Verletzlichkeit® sollte ,,gegeniiber
Diskriminierung und Ungleichheit* eingefiigt werden.

Uruguay: Eine konkrete Liste von Gruppen sollte beibehalten werden. Folgender Passus ist einzufiigen:
,und jede anderen Gruppe oder Person in Situationen der Verletzlichkeit gegeniiber Gewalt und Beldstigung®.

,»@ruppen in Situationen der Verletzlichkeit* wird bevorzugt.

Vereinigte Staaten: ,,gewéhrleisten* sollte durch ,,vorsehen® ersetzt werden. ,,betroffen sind* ist durch
»~moglicherweise betroffen sind* zu ersetzen. Der Vorschlag des Amtes, ,,verletzlichen Gruppen® zu streichen
und ,,Arbeitnehmer, die Gruppen in Situationen der Verletzlichkeit angehoren beizubehalten, wird unter-
stiitzt.

Arbeitgeber

Konsolidierte Antwort, CEOE, CEPYME, VBO-FEB: Die Nennung von LGBTI in der Empfehlung
wird unterstiitzt. Beide vom Amt angeregten Anderungen kénnten unter Beriicksichtigung unserer Ande-
rungsvorschldge zur Prdambel und zur Definition von geschlechtsspezifischer Gewalt und Beldstigung
akzeptiert werden. ,,weibliche Arbeitnehmer sowie Arbeitnehmer, die einer oder mehreren verletzlichen
Gruppen ... angehdren* ist zu streichen.

CBI: Die Streichung von ,,verletzlichen Gruppen‘ wird nicht unterstiitzt. Es ist erforderlich, auf Gewalt
und Beldstigung aufgrund der Sexualitidt Bezug zu nehmen.
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CIU, CNI, CONFIEP, CPC (Chile), UCCAEP: Der Artikel sollte wie folgt gedndert werden: ,,... auch
fiir Gruppen in Situationen der Verletzlichkeit, welche unverhéltnisméBig stark von Gewalt und Beldstigung
am Arbeitsplatz betroffen sind®.

DA: ,,nimmt ... an“ sollte durch ,,verfiigt iiber” ersetzt werden.

NEF: ,allen Arbeitnehmern* sollte durch ,,in Beschiftigung und Beruf* ersetzt werden.

NHO: LGBTI sind unverhiltnismaBig stark von Gewalt und Beldstigung betroffen und sollten in
Artikel 1 Buchstabe b und in Artikel 6 aufgenommen werden.

SAE: ,weibliche Arbeitnehmer sowie Arbeitnehmer, die einer oder mehreren verletzlichen Grup-
pen...angehdren® ist zu streichen.

SGV-USAM: Die Streichung von ,,verletzlichen Gruppen‘ wird unterstiitzt.

WKO: Der in Artikel 6 umschriebene Adressatenkreis ist zu unbestimmt. Diskriminierungsmerkmale
und geschiitzte Personen sind im innerstaatlichen Recht bereits klar abgegrenzt.

Arbeitnehmer

Konsolidierte Antwort, ACTU, ASI, CGT, CLC, COSATU, FTF, LO (Dinemark), LO (Norwegen),
NTUC (Philippinen), Unio, YS: ,,allen Arbeitnehmern® sollte durch ,,in Beschiftigung und Beruf™ ersetzt
werden. ,,Verletzlichen Gruppen® ist zu streichen. Nach ,,Gruppen in Situationen der Verletzlichkeit* sollte
»gegeniiber Diskriminierung und Ungleichheit™ eingefligt werden.

ACFTU: Es ist unerldsslich, das Recht auf Gleichheit und Nichtdiskriminierung in Beschiftigung und
Beruf fiir diese in Situationen der Verletzlichkeit befindlichen Gruppen zu gewihrleisten.

AEFIP, APOC, ASDECCOL, COSYLAC, CTUM, FO, UEJN, UITOC: ,,Gruppen in Situationen der
Verletzlichkeit™ wird unterstiitzt.

BAK: Statt ,,auch® sollte ,,insbesondere” verwendet werden. Nicht befiirwortet wird, ,,verletzlichen
Gruppen“ zu streichen Die Begrifflichkeit ,,Gruppen in der Situation der Verletzlichkeit™ ist erlduterungs-
bediirftig.

KPBI, KSBSI, KSPN, KSPI, KSPSI, SARBUMUSI: Nach ,,Beruf gewéhrleisten* sollte ,,und die Viel-
falt des Einzelnen achten* hinzugefiigt werden.

CCOO: ,,auch fiir weibliche Arbeitnehmer* kann bedeuten, dass andere Artikel des Ubereinkommens
nicht fiir weibliche Arbeitnehmer gelten. Stattdessen sollte es heillen ,,aller Arbeitnehmer*.

CGSLB, CITUB, FGTB, MTUC, UGT (Brasilien): Die Verwendung von ,,in Beschéftigung und
Beruf* wird unterstiitzt.

CGSLB, CIDA, TUC, UGT (Brasilien): An ,,verletzlichen Gruppen* ist festzuhalten.

CGT-RA: Es sollte auf alle Gruppen in Situationen der Verletzlichkeit verwiesen werden, die unver-
hiltnisméaBig stark von Gewalt und Beldstigung betroffen oder ihnen tiberproportional ausgesetzt sind.

CITUB: Vor ,verletzlichen Gruppen* ist der Zusatz ,,gegeniiber Diskriminierung und Ungleich-
heit* angebracht.

CMTU: Es wird vorgeschlagen, zum urspriinglichen Wortlaut ,,allen Arbeitnehmern* zuriickzukehren,
»verletzlichen Gruppen® streichen und ,,Verletzlichkeit” um ,,gegeniiber Diskriminierung und Ungleich-
heit* zu ergénzen.

CSC, NZCTU, ZCTU (Sambia): Der Vorschlag des Amtes wird unterstiitzt.

CTRP, GTUC, ITUC, LBAS: Es sollte heiflen ,,Gruppen in Situationen der Verletzlichkeit gegeniiber
Diskriminierung und Ungleichheit” oder ,,einer oder mehreren gegeniiber Diskriminierung und Ungleichheit
verletzlichen Gruppen®.

FGTB: Die Ersetzung von ,,verletzlichen Gruppen® durch ,,Gruppen in Situationen der Verletzlich-
keit* wird nicht beflirwortet. Vorgeschlagen wird ,,Gruppen mit Verletzlichkeiten oder Gruppen in Situatio-
nen der Verletzlichkeit*.

NTUC (Mauritius): Vorgeschlagen wird ,,Gruppen, die in der Arbeitswelt unverhiltnisméBig hohe
Gewalt oder Beldstigung erfahren oder wahrnehmen.

ILC.108/V/2A 41

CICICITRCRC)



Beendigung von Gewalt und Belastigung in der Arbeitswelt

KOMMENTAR DES AMTES

Das Amt erinnert daran, dass Artikel 6 auf eingehende Diskussionen im Ausschuss zuriick-
geht. Im Rahmen des Anderungsverfahrens wurde die Liste der spezifischen Gruppen von Arbeit-
nehmern, die unverhéltnismaBig stark von Gewalt und Beldstigung betroffen sind, durch einen all-
gemeinen Verweis auf Arbeitnehmer ersetzt, die ,,einer oder mehreren verletzlichen Gruppen oder
Gruppen in Situationen der Verletzlichkeit angehdren®. Das Amt hatte vorgeschlagen, den Begriff
,verletzlichen Gruppen® zu streichen, um eine Formulierung zu vermeiden, die fiir diese Gruppen
ungewollt stigmatisierend wirken wiirde. Zudem hatte das Amt ,,allen Arbeitnehmern® durch ,,in
Beschiftigung und Beruf™ ersetzt.

Die Arbeitnehmerverbande unterstiitzten in ihren Antworten mehrheitlich die Streichung des
Begriffs ,,verletzlichen Gruppen®, allerdings mit der MaB3gabe, dass an dem Verweis auf ,,Gruppen
in Situationen der Verletzlichkeit® festgehalten wird. Die Arbeitgeberverbiande stimmten dieser
Anderung generell zu. Die Regierungen waren in dieser Frage gespalten, wobei einige von ihnen
anregten, beide Begriffe beizubehalten, um eine Vielzahl von Situationen abzudecken und eine
moglichst uneingeschrinkte Auslegung zuzulassen. Eingedenk der aktuellen Verwendung des
Begriffs ,,verletzlichen Gruppen auf nationaler und internationaler Ebene und angesichts der in
einigen Antworten angesprochenen konzeptionellen Fragen bleibt der Text unveréndert.

Wihrend einige Regierungen ihre Priferenz fiir ,allen Arbeitnehmern® gegeniiber ,,in
Beschiftigung und Beruf* duBerten, wurde diese Anderung von der Mehrheit entweder befiirwortet
oder nicht kommentiert. Auch viele Arbeitnehmerverbiande unterstiitzten sie, und zahlreiche Arbeit-
geberverbande bezeichneten sie als annehmbar.

In Anbetracht der Antworten bleibt der Text weitgehend unverindert, abgesehen von dem
Zusatz ,,und andere Personen® nach ,,Arbeitnehmer*, mit dem diese Bestimmung an den gednderten
Wortlaut des neuen Artikels 2 angeglichen wird.

SCHUTZ UND PRAVENTION
Artikel 7

(Artikel 8)
Regierungen
Algerien: Statt ,,einschlieBlich“ sollte ,,insbesondere” verwendet werden.

Belgien, Katar, Marokko, Mexiko, Neuseeland, Niger, Panama, Paraguay, Peru, Siidafrika: Der Vor-
schlag des Amtes wird unterstiitzt.

Chile: Vor ,,Rechtsvorschriften® ist ,,innerstaatliche einzufiigen.

Israel: Vor ,einschlieBlich® sollte ,,wo es angemessen ist* eingefiligt werden.

Italien: Eine Bezugnahme auf geschlechtsspezifische Gewalt wird befiirwortet.

Kuwait: Diese Bestimmung ist durch die Artikel 4 und 12 abgedeckt und daher zu streichen.

Oman: In dieser Bestimmung wird Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe a wiederholt. Falls die Aufnahme von
»geschlechtsspezifischer wichtig ist, sollte dies in Klammern gesetzt werden.

Russische Foderation: Die Bestimmung enthélt keine konkreten Angaben zum Geltungsbereich oder
zu den Modalitéten ihrer Umsetzung.
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Schweiz: Die Bestimmung ist ersatzlos zu streichen.
Ungarn: Nach ,,Verbot von* sollte ,,und Vorgehen gegen eingefligt werden.

Vereinigtes Konigreich.: Einzufiigen ist ,,oder stirkt sie bei Bedarf™.
Arbeitgeber

CEOE, CEPYME, CGECI: Am Schluss sollte ,,und bei KollektivmaBnahmen* hinzugefiigt werden.

CIU, CNI, CPC (Chile): Es wird vorgeschlagen, Jedes Mitglied* durch ,JJeder Staat und ,,in der
Arbeitswelt” durch ,,am Arbeitsplatz* zu ersetzen.

COPARMEX: Die Bestimmung sollte klarer formuliert werden.

DA: ,nimmt ... an“ sollte durch ,,verfiigt iiber* ersetzt werden.

Keidanren: Nach ,,Rechtsvorschriften® ist ,,im Einklang mit der innerstaatlichen Gesetzgebung und den
innerstaatlichen Gegebenheiten® einzufligen.

UCCAEP: ,,in der Arbeitswelt“ ist durch ,,am Arbeitsplatz* zu ersetzen.

VBO-FEB: Am Schluss sollte ,,und bei Arbeitskampfmalnahmen® eingefiigt werden.

Arbeithehmer

ACFTU, CCOQO: ,,innerstaatliche* ist beizubehalten.

FGTB, UGT (Brasilien): Die Streichung von ,,innerstaatliche® wird unterstiitzt.

FNV, CNV: In Anlehnung an das Ubereinkommen (Nr. 138) iiber das Mindestalter, 1973, ist folgender
Wortlaut einzufiigen: ,,JJedes Mitglied, fiir das dieses Ubereinkommen in Kraft ist, verpflichtet sich, eine
innerstaatliche Politik zu verfolgen, die dazu bestimmt ist, die tatsdchliche Abschaffung der Kinderarbeit
sicherzustellen ...“.

KOMMENTAR DES AMTES

In Anbetracht der Antworten, aus denen sich kein gemeinsamer Standpunkt ergab, bleibt der
Text unverédndert.

Artikel 8 (Einleitungssatz)

(Artikel 9 (Einleitungssatz))

Regierungen
Finnland, Katar, Neuseeland, Niger, Paraguay, Peru: Der Vorschlag des Amtes wird unterstiitzt.
Mexiko: Folgende neue MaBnahmen sollten eingefiigt werden: ,,1. die Bestimmungen des Uberein-
kommens oder Rechtsvorschriften zum Verbot von Gewalt und Beléstigung in der Arbeitswelt verbreitet und

fordert und ,,2. eine Beschwerdekultur fordert, indem die dafiir zustdndigen Institutionen oder Behdrden
begleitet werden.*

Osterreich: Es wird angeregt, den Passus ,,gemiB der innerstaatlichen Gesetzgebung und Praxis* aufzu-
nehmen. Die Aufzéhlung sollte demonstrativ gestaltet werden.

Vereinigte Staaten: ,,Arbeitnehmern* sollte durch ,,Personen* ersetzt werden.
Arbeitgeber

CIU, CNI, CPC (Chile): Es wird vorgeschlagen, ,,Jedes Mitglied” durch ,,Jeder Staat™ und ,,in der
Arbeitswelt™ durch ,,am Arbeitsplatz* zu ersetzen.

Keidanren: Nach ,,Arbeitswelt“ ist ,,im Einklang mit der innerstaatlichen Gesetzgebung und den inner-
staatlichen Gegebenheiten* hinzuzufiigen.
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Arbeithehmer

CCOO: Der Vorschlag des Amtes wird akzeptiert.
CGTM: Préavention ist dulerst wichtig.

Artikel 8 Buchstabe a

(Artikel 9 Buchstabe a)

Regierungen

Algerien: Im Franzosischen sollte nach ,,professions® noch ,,métiers* hinzugefiigt werden.

Frankreich: Es sollte von ,,Arbeitssituationen® gesprochen werden, in denen ein ibermifig hohes Risi-
ko von Gewalt und Belédstigung besteht.

Schweiz: Folgende Umformulierung wird vorgeschlagen: ,,Belédstigung und Gewalt bei der Ermittlung
von Risiken beriicksichtigt*.

Stidafrika: Beratungen mit Behorden und Vollzugsbeamten sollten einbezogen werden.
Arbeitgeber

Konsolidierte Antwort, CIP, CIU, CNI, CPC (Chile), SN, UCCAEP: Zusitzlich sollte ,,Arbeit-
geber* aufgenommen werden.

CIU, CNI, CPC (Chile): Es sollte von ,reprasentativen* Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbanden
gesprochen werden.

MEDEF: Es wird angeregt, ,,Sektoren zu streichen und auf ,,Arbeitssituationen Bezug zu nehmen.

SGV-USAM: Die Bestimmung ist ersatzlos zu streichen.

Arbeitnehmer

KPBI, KSBSI, KSPI, KSPN, KSPSI, SARBUMUSI: ,Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbén-
den* sollte um ,,dem Arbeitnehmer selbst und Massenorganisationen* erginzt werden.
CNTB: ,,betreffenden® ist zu streichen.

Artikel 8 Buchstabe b

(Artikel 9 Buchstabe b)

Regierungen

Schweiz: Folgende Umformulierung wird vorgeschlagen: ,Belistigung und Gewalt bei der Uberwa-
chung und Durchsetzung von Rechtsvorschriften beriicksichtigt.

Arbeitgeber

Konsolidierte Antwort, CIP, CIU, CNI, CPC (Chile), SN, UCCAEP: Zusétzlich sollte ,,Arbeitge-
ber* aufgenommen werden.

Arbeithehmer

CGT: Durch eine klarere Formulierung der Bestimmung ist zu vermeiden, dass Opfer zum Schweigen
gebracht werden.

KOMMENTAR DES AMTES

In Anbetracht der Antworten bleibt der Text weitgehend unverdndert. Unter Beriicksichtigung
des Umstands, dass in einigen der Antworten ein breiterer Erfassungsbereich fiir diesen Artikel

44 ILC.108/V/2A

CICICITRCRC)



Eingegangene Antworten und Kommentare

gefordert wird, und der in Artikel 1 Buchstabe ¢ (nun Artikel 2) vorgenommenen Anderungen hat
das Amt in Buchstabe 8 a (nun 9 a)) nach ,,Arbeitnehmer*,,und andere betroffene Personen‘ hinzu-
gefligt und in Buchstabe 8 b (nun 9 b) ,,Arbeitnehmer* durch ,,Personen* ersetzt. Zudem wurden
im Interesse der Lesbarkeit kleinere redaktionelle Anderungen vorgenommen, und in Buchstabe a
wurde ,,anwendbare* gestrichen, um Redundanz zu vermeiden.

Artikel 9 (Einleitungssatz)

(Artikel 10 (Einleitungssatz))
Regierungen

Belgien: Der Vorschlag des Amtes wird unterstiitzt. Die Formulierung ,,soweit dies praktisch durch-
fiihrbar ist™ sollte ersetzt werden durch ,,soweit diese praktisch durchfithrbar sind*.

Chile: Folgende Zusdtze werden vorgeschlagen: ,,innerstaatliche™ vor ,,Rechtsvorschriften® und in
jedem Buchstaben ,,in der Arbeitswelt™ nach ,,Gewalt und Beldstigung*®.

Estland, Finnland, Malta, Ungarn: Erginzend sollte ,,die der direkten oder indirekten Kontrolle des
Arbeitgebers unterliegen* aufgenommen werden.

Indonesien: Zwischen den Buchstaben a und b sollte ein neuer Buchstabe mit folgendem Wortlaut ein-
gefligt werden: ,,Arbeitsmigranten, insbesondere Arbeitsmigrantinnen, werden unabhéngig von ihrem Migra-
tionsstatus durch Rechtsvorschriften betreffend Gewalt und Beldstigung in der Arbeitswelt geschiitzt.*

Kanada: Die Verpflichtungen der Arbeitnehmer und der Arbeitnehmervertreter sollten klarer formu-
liert werden, darunter die Pflicht, Verfahren und Anweisungen zu befolgen, angemessene Sicherheitsvorkeh-
rungen zu treffen, bei der Gestaltung der Politik und bei Ermittlungen zusammenzuarbeiten und Risikofakto-
ren zu melden. Es sollte auf Faktoren Bezug genommen werden, die der Organisation der Arbeit betreffen.

Marokko, Neuseeland, Panama, Paraguay, Stidafrika: Unterstiitzen die Bestimmung.

Osterreich: Die Formulierung ,,soweit dies praktisch durchfiihrbar ist* wird begriit, jedoch ist der
Umfang Zumutbarkeit im Einzelfall unklar. Klargestellt werden sollte, dass die Verantwortung der Arbeit-
geber nur dort bestehen kann, wo diese einen direkten oder indirekten Einfluss haben.

Spanien.: Die Formulierung ,,soweit dies praktisch durchfiihrbar ist* wird begriifit. Es sollte jedoch klar
sein, dass die Mitglieder Rechtsvorschriften annehmen miissen, die Arbeitgeber dazu verpflichten, Schritte
zur Verhinderung von Gewalt und Beldstigung in der Arbeitswelt zu unternehmen, ohne Ausnahmen oder
Einschrinkungen in dieser Hinsicht anzustreben. Die Buchstaben b und c sollten zusammengefiihrt werden.

Stidafrika: Nach ,,verhindern sollte ,,und darauf zu reagieren* hinzugefiigt werden.
Vereinigtes Konigreich: Die Vorschlidge des Amtes werden unterstiitzt.

Vereinigte Staaten: Vor ,,Rechtsvorschriften sollte ,,soweit dies angemessen ist* eingefiigt werden.

Arbeitgeber

Konsolidierte Antwort, CEOE, CEPYME, CIP, CONFIEP, UCCAEP: Aus der Formulierung ,,soweit
dies praktisch durchfiihrbar ist“ geht nicht klar hervor, wie ,,in der Arbeitswelt in Verbindung mit den
Verantwortlichkeiten des Arbeitgebers auszulegen ist. Nach ,,soweit dies praktisch durchfiihrbar ist* sollte
,»und unter Beriicksichtigung ihrer Kapazititen und Ressourcen eingefiigt werden. Es wird vorgeschlagen,
»in der Arbeitswelt™ durch ,,am Arbeitsplatz® zu ersetzen und folgenden neuen Buchstaben hinzuzufiigen:
»die Arbeitgeber sollten sich bei Bedarf mit den Arbeitnehmern und ihren Vertretern beraten.*

BusinessNZ, SN: ,,in der Arbeitswelt“ ist durch ,,am Arbeitsplatz zu ersetzen.

CBI, NHO: ,,in der Arbeitswelt™ ist durch ,,am Arbeitsplatz* zu ersetzen. Die Kapazititen des Arbeit-
gebers sollten beriicksichtigt werden.
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CEC (Kanada): Fiir KMU diirfte die Umsetzung schwierig sein. Die Formulierung ,,soweit dies prak-
tisch durchfiihrbar ist wird unterstiitzt.

CGECI, VBO-FEB: ,,unter Beriicksichtigung der Kapazitdten von KMU* sollte aufgenommen werden.

CIU, CNI, CPC (Chile): Es wird vorgeschlagen, ,,Jedes Mitglied* durch ,,Jeder Staat und ,,in der
Arbeitswelt” durch ,,am Arbeitsplatz* zu ersetzen.

MALI: Die Verpflichtung zur Beratung trifft nur auf Arbeitnehmerverbinde in gewerkschaftlich orga-
nisierten Arbeitsstétten zu.

MEDEEF: Es sollte ,,die ihrer direkten Kontrolle unterliegen* hinzugefiigt werden.

UIA: Es sollte angegeben werden, dass Unternehmen mit weniger Ressourcen andere Verpflichtungen
haben.

Arbeithehmer

BAK, OGB: Die Wortfolge ,,soweit dies praktisch durchfiihrbar ist* ist zu streichen.

CGT: Im Franzosischen sollte ,,pour autant que cela soit raisonnable et pratiquement réalisable* durch
,pour autant que celles-ci soient pratiquement réalisables* ersetzt werden. ,,praktisch® ist vage.

FGTB, CSC, CGSLB: ,,soweit dies praktisch durchfiihrbar ist“ sollte durch ,,soweit diese angemessen
und praktikabel sind* ersetzt werden.

CCOO: Die Streichung von ,,innerstaatliche” wird akzeptiert, wenn es bei der Streichung von ,,inner-
staatliche® in Artikel 7 bleibt.

COSYLAC: Folgender neuer Buchstabe sollte hinzugefiigt werden: ,,sollten die Angehdrigen der Voll-
zugsorgane fiir den Umstand sensibilisieren, dass die Strafle fiir StraBenverkaufer ein Arbeitsplatz ist.

FEDUSA: Die Mitglieder miissen sicherstellen, dass mit HIV lebende Menschen frei von Stigmati-
sierung, Diskriminierung und Gewalt am Arbeitsplatz sind. Folgende neue Bestimmung sollte hinzugefiigt
werden: ,,die wirksame Uberwachung und Durchsetzung innerstaatlicher Rechtsvorschriften zu Gewalt und
Beléstigung zu gewéhrleisten, einschlieBlich des Zugangs zu Streitbeilegungsmechanismen fiir Gewalt und
Belastigung, sowohl innerhalb der Arbeitswelt als auch auflerhalb des Betriebs*.

NTUC (Mauritius): Fiir ,,Praktikabilitdt” sollte ein Bezugsstandard festgelegt werden.

KOMMENTAR DES AMTES

In den meisten Antworten wurde der Wortlaut des Einleitungssatzes begriifit oder kein Wider-
spruch dagegen geduflert. Die Arbeitgeberverbiande und einige Regierungen hielten jedoch eine
weitergehende Klarstellung fiir erforderlich. Insbesondere in der konsolidierten Antwort der Arbeit-
geberverbinde wurde eine Beschrinkung auf der Grundlage von Kapazititen und Ressourcen
gefordert und darum ersucht, ,,in der Arbeitswelt* in ,,am Arbeitsplatz* zu dndern. Einige Regie-
rungen schlugen eine Begrenzung auf der Basis der ,,direkten und indirekten Kontrolle* der Arbeit-
geber vor. Das Amt erinnert an die Beratung des Ausschusses liber den Umfang der Verpflichtungen
in dieser Bestimmung und stellt fest, dass die Formulierung ,,soweit dies praktisch durchfiihrbar
ist* gewdhlt wurde, um weitere Klarheit und Flexibilitét je nach dem in einem bestimmten Kontext
Zumutbaren zu schaffen.

In einigen Antworten von Regierungen und Arbeitnehmerverbanden wurde die Befiirchtung
geduBert, dass die Formulierung ,,soweit dies praktisch durchfiihrbar ist* als relativierend nicht in
Bezug auf Art der Mallnahmen, sondern hinsichtlich der Verpflichtung, MaBnahmen zur Verhinde-
rung von Gewalt und Beléstigung zu ergreifen, verstanden werden konnte. Ausgehend von der
ersten Beratung des Ausschusses ist das Amt der Ansicht, dass diese Relativierung die Art der zu
ergreifenden Ma3nahmen betrifft, und um dies zu verdeutlichen, hat es die Formulierung an das
Ende des Einleitungssatzes verschoben.
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Artikel 9 Buchstabe a

(Artikel 10 Buchstabe a)

Regierungen
Argentinien, Bulgarien: Der Vorschlag zu ,,Arbeitsplatzpolitik® wird unterstiitzt.

Belgien, Finnland, Niger, Panama, Spanien, Siidafrika: Der Vorschlag des Amtes wird unterstiitzt.

Frankreich: Durch ,,Arbeitsplatzpolitik zu Gewalt und Beldstigung* werden einige Bedenken in Bezug
auf die Definition von ,,Arbeitswelt™ und die Frage ausgerdumt, ob Arbeitgeber verpflichtet wiren, in Situa-
tionen einzugreifen, die aullerhalb ihrer Kontrolle liegen.

Arbeitgeber

Konsolidierte Antwort, CIP, CONFIEP, UCCAEP, VBO-FEB: ,,in Beratung mit den Arbeitnehmern
und ihren Vertretern® ist zu streichen.

CIU, CNI, CPC (Chile): Vor ,,Arbeitnehmern‘ sollte ,,Arbeitgebern* hinzugefiigt werden.

DA: Eine Politik sollte es nur geben, wenn eine Bewertung ein entsprechendes Risiko erkennen lésst.

Keidanren: Vor ,,Vertretern® sollte ,,soweit dies angemessen ist* eingefiigt werden.

Arbeitnehmer

Konsolidierte Antwort, ACTU, CCOO, CEC (Kanada), CIP, CITUB, CLC, COSATU, CTC, IFJ,
FGTB, FO, MTUC, NTUC (Philippinen), NZCTU: Der Vorschlag des Amtes, ,,Politik zu allen Formen von

Gewalt und Belastigung* durch ,,eine Arbeitspolitik zu Gewalt und Beldstigung* zu ersetzen, wird unterstiitzt.

BAK: In Anbetracht von Artikel 2 Buchstabe b ist die Einschrankung auf ,,Arbeitsplatz* unklar, da sie
die Verantwortlichkeit von Arbeitgeberlnnen fiir Sphéren exkludiert, auf die sie sehr wohl Einfluss haben.

KOMMENTAR DES AMTES

In Anbetracht des AusmalBes der Unterstiitzung fiir Buchstabe a bleibt der Text unverdndert.
In der konsolidierten Antwort der Arbeitgeberverbiande wurde vorgeschlagen, die Bezugnahme auf
Beratungen mit den Arbeitnehmern und ihren Vertretern zu streichen und sie in einen neuen Buch-
staben mit dem Zusatz ,,soweit dies angemessen ist” zu iiberfiihren. Da dadurch unklar wiirde,
worauf sich die Beratungen beziehen, und die Beratungen, die fiir die Entwicklung einer wirksamen
Arbeitsplatzpolitik notwendig sind, mdglicherweise unberiicksichtigt blieben, wurde keine Ande-
rung in dieser Hinsicht vorgenommen.

Artikel 9 Buchstabe b

(Artikel 10 Buchstabe b)
Regierungen
Belgien, Peru: Der Vorschlag des Amtes wird unterstiitzt.

Indonesien: Die Bestimmung sollte wie folgt lauten: ,,die psychosozialen Auswirkungen von Gewalt
und Beldstigung am Arbeitsplatz beim Arbeitsschutzmanagement zu beriicksichtigen®.

Italien: Die Systeme zum Arbeitsschutzmanagement und zur Risikobewertung sollten Personen Rech-
nung tragen, die leichter ungiinstigen Arbeitsbedingungen unterworfen sein konnen.

Stidafrika: Der Ersetzung von ,,Organisation des Arbeitsschutzes durch ,,Arbeitsschutzmanage-
ment“ wird unterstiitzt.
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Arbeitgeber

Konsolidierte Antwort, CIP, CONFIEP, UCCAEP, VBO-FEB: Die Buchstaben b und ¢ sollten wie
folgt gedndert und zusammengefiihrt werden: ,,die mit Gewalt und Beléstigung verbundenen Arbeitsschutz-
risiken zu ermitteln und zu bewerten®.

BUSA, NEF: Wird auf psychosoziale Risiken Bezug genommen, miissen die Definition und das Spek-
trum der zu bekdmpfenden Verhaltensweisen genauer formuliert werden.

CEC (Kanada): CIU, CNI, CPC (Chile): Die Bestimmung ist ersatzlos zu streichen.

Arbeithehmer

KPBI, KSBSI, KSPI, KSPN, KSPSI, SARBUMUSI: Vor ,, Arbeitsschutzmanagement™ sollte ,,inte-
grierten* hinzugefligt werden.

COSATU: Eingefiigt werden sollte ,,und Unterstiitzungs- und Beratungsdienste anzubieten®.

UGT (Brasilien): Die Anderung des Amtes wird unterstiitzt.

KOMMENTAR DES AMTES

Nach Feststellung des Amtes bestand bei den Regierungen und Arbeitnehmerverbianden, die
Antworten libermittelten, anscheinend allgemein Riickhalt fiir diesen Buchstaben. In der konsoli-
dierten Antwort der Arbeitgeberverbidnde wurde vorgeschlagen, die Buchstaben b und ¢ in einer
alternativen Formulierung zusammenzufiihren und dabei die Bezugnahmen auf psychosoziale
Risiken und die Verpflichtung, Malnahmen zur Verhinderung und Bekdmpfung von Risiken und
Gefahren zu ergreifen, zu streichen. Das Amt merkt an, dass beide Buchstaben fiir den Arbeits-
schutz relevant sind, in den einzelnen Buchstaben jedoch die spezifischen Komponenten und zu
ergreifenden MaBBnahmen genauer ausgefiihrt werden. Eine allgemeine Bezugnahme auf die Ermitt-
lung von Risiken fiir den Arbeitsschutz konnte die Verantwortlichkeiten der Arbeitgeber zu vage
werden lassen und nicht unbedingt mit der Verpflichtung einhergehen, Maflnahmen zu ergreifen.
Der Text bleibt daher unveréindert.

Artikel 9 Buchstabe ¢

(Artikel 10 Buchstabe c)

Regierungen
Italien: Die Bezugnahme auf Arbeitsschutzsysteme ist niitzlich.
Arbeitgeber

CIU, CNI, CPC (Chile): Die Bestimmung ist zu streichen.

Keidanren: Vor ,,Vertretern® sollte ,,soweit dies angemessen ist* eingefiigt werden.

SGV-USAM: ,unter Beteiligung der Arbeitnehmer und ihrer Vertreter* ist zu dndern oder ersatzlos zu
streichen.

KOMMENTAR DES AMTES

Aus den im Kommentar des Amtes zu Artikel 9 Buchstabe b genannten Griinden bleibt der
Text unverdndert.
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Artikel 9 Buchstabe d

(Artikel 10 Buchstabe d)
Regierungen
Algerien: ,betroffene Arbeitnehmer* sollte durch ,,alle Arbeitnehmer* ersetzt werden.

Belgien, Bulgarien, Estland, Malta, Siidafrika, Ungarn: Die Bezugnahme auf ,betroffene Arbeitneh-
mer* wird unterstiitzt.

Italien: ,betroffene Arbeitnehmer* sollte durch ,,alle der direkten oder indirekten Kontrolle des Arbeit-
gebers unterliegenden Arbeitnehmer, unabhéngig von ihrem Vertragsstatus, einschlieflich Praktikanten,
Auszubildenden und Freiwilligen ersetzt werden.

Paraguay: Alle Arbeitnehmer sollten geschult werden.

Spanien: Im Spanischen sollte ,,informacion y capacitacion® durch ,,informacion y formacion® ersetzt
werden.

Vereinigte Staaten: ,,Arbeitnehmern® sollte durch ,,Personen* ersetzt werden.
Arbeitgeber

Konsolidierte Antwort, CIP, CONFIEP, UCCAEP, VBO-FEB: Vorgeschlagen wird, ,,betroffene
Arbeitnehmer* durch ,,betroffene Personen am Arbeitsplatz zu ersetzen und vor ,,zu informieren ,,sachge-
recht einzufiigen.

CIU, CNI, CPC (Chile): ,,betroffene Arbeitnehmer* sollte durch ,,betroffene Personen* ersetzt werden.

DA: ,,Arbeitnehmer* sollte durch ,,abhéingige Beschéftigte™ ersetzt werden.

UIA: Arbeitnechmervertreter sollten Arbeitnehmer ebenfalls informieren und schulen.

Arbeitnehmer

BAK: Alle Arbeitnehmerlnnen, Fithrungskrifte, Vorgesetzten und anderen Verantwortlichen sollten
geschult werden.

CCOQ: Die Hinzufiigung von ,,betroffene* wird unterstiitzt.

NTUC (Mauritius): Die Bestimmung beschrinkt die Verpflichtung auf bestimmte Kategorien von
Arbeitnehmern und widerspricht ihrem grundlegenden Recht auf Unterrichtung.

NZCTU: Die Einfiigung von ,,betroffene* wird nicht unterstiitzt.

KOMMENTAR DES AMTES

In Anbetracht der Bemerkungen einer Reihe von Regierungen sowie der konsolidierten Ant-
wort der Arbeitgeberverbidnde und im Hinblick darauf, den Erfassungsbereich dieses Buchstaben
iiber ,,Arbeitnehmer* hinaus auszuweiten, hat das Amt nach ,,Arbeitnehmer* den Ausdruck ,,und
andere betroffene Personen® hinzugefiigt. Dies steht im Einklang mit den Anderungen in Artikel 1
Buchstabe ¢ (nun Artikel 2).

DURCHSETZUNG UND ABHILFEMASSNAHMEN
Artikel 10 (Einleitungssatz)

(Artikel 11 (Einleitungssatz))

Regierungen

Bulgarien: ,Streitbeilegungsmechanismen* sollte durch ,,Abhilfemalinahme* ersetzt werden.
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Chile, Finnland: Die Nennung weiterer AbhilfemalBnahmen ist nicht notwendig.
Neuseeland, Panama: Der Text wird unterstiitzt.

Peru: Alle Verfahrensgarantien sollten beibehalten werden. Zusétzlich sollte ein Verweis auf Ersatz
fiir materielle und nichtmaterielle Schiden unabhéngig von der gegen den Urheber verhdngten Sanktion
aufgenommen werden.

Osterreich: Es wird angeregt, den Passus ,,gemif der innerstaatlichen Gesetzgebung und Praxis* auf-
zunehmen und die Aufzihlung demonstrativ zu gestalten.

Schweden: Uber die Streitbeilegungsmechanismen sollte Zugang zu einem umfassenden System beste-
hen, nicht nur zu allgemeinen Gerichten und Fachgerichten.

Spanien: Es sollte eine Bestimmung iiber falsche Beschwerden hinzugefiigt werden, die die Aufsichts-
organe dazu verpflichtet, die Relevanz von Beschwerden zu priifen und ein Register zu fiihren. Fiir Beschwer-
den von Akteuren der informellen Wirtschaft sollte ein spezialisiertes Gremium zusténdig sein.

Arbeitgeber

Konsolidierte Antwort, CEOE, CEPYME, CIP, CPG, SGV-USAM, VBO-FEB: Die Nennung weiterer
Abhilfemalinahmen ist nicht notwendig.

BUSA, NEF: Zusitzliche AbhilfemafBinahmen sind nicht erforderlich, sofern sie nicht bereits Bestand-
teil der einschlégigen Politik, Verfahren und Mechanismen fiir die Beilegung sind.

CIU, CNI, CPC (Chile): ,,Jedes Mitglied* sollte durch ,,Jeder Staat* ersetzt werden. Ein neuer Absatz
sollte hinzugefiigt werden: ,,sicherzustellen, dass die Mitgliedstaaten jéhrlich die Anzahl der eingegangenen
Beschwerden, die 6ffentlichen wie privaten Sektoren, aus denen sie stammen, und die Ergebnisse in Bezug
auf bestétigte und geahndete oder anhéngige Félle und falsche Beschwerden verdffentlichen®.

Keidanren: Nach ,,Maflnahmen* sollte ,,im Einklang mit der innerstaatlichen Gesetzgebung und den
innerstaatlichen Gegebenheiten* hinzugefiigt werden.

WKO: Die Vermengung von hiuslicher Gewalt, Whistleblowern und Arbeitswelt ist fiir die Norm nicht
geeignet.

Arbeitnehmer

CITUB: Die Bezugnahme auf ,,Streitbeilegungsmechanismen* sollte klarer formuliert werden.

CMTU: Folgender Zusatz ist angebracht: ,,Durch diese Maflnahme kann das Recht des Beschwerde-
fiihrers auf die Beschwerde oder das Recht auf Einspruch eingeschriankt werden.*

GFBTU: Weitere Abhilfemalnahmen sollten genannt werden.

ZCTU: Folgender neuer Buchstabe sollte hinzugefiigt werden: ,,Diese Mafinahmen zum Schutz der
Privatsphire und der Vertraulichkeit beriihren nicht das Recht eines Opfers von Gewalt und Belastigung,
Félle von Gewalt und Missbrauch zu melden und davor geschiitzt zu werden.*

KOMMENTAR DES AMTES

Da die Aufnahme weiterer Abhilfemafinahmen in diese Bestimmung keine nachdriickliche
Unterstiitzung fand, wurde davon abgesehen. Der Einleitungssatz bleibt unverandert.

Artikel 10 Buchstabe a

(Artikel 11 Buchstabe a)

Regierungen

Mexiko: Im Spanischen sollte ,,controlar” durch ,,vigilar ersetzt werden.
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Arbeitgeber

CIU, CNI, CPC (Chile): Im Spanischen sollte ,,controlar* durch ,fiscalizar” ersetzt werden. ,,in der
Arbeitswelt™ ist durch ,,am Arbeitsplatz zu ersetzen.

Arbeitnehmer

CNTB: Die Formulierung sollte lauten ,,Rechtsvorschriften gegen Belédstigung anzunehmen, sofern sie
nicht bereits existieren®.

KOMMENTAR DES AMTES

In Anbetracht der Antworten bleibt der Text unverdndert.
Artikel 10 Buchstabe b (Einleitungssatz)

(Artikel 11 Buchstabe b (Einleitungssatz))
Regierungen
Belgien: Der englische Text sollte wie folgt lauten: ,,remedies and reparation®.
Chile: Es sollte klargestellt werden, was unter ,,wirksame AbhilfemaBBnahmen* fillt.
Ddnemark, Norwegen: ,darunter* sollte durch ,,etwa* ersetzt werden.

Deutschland: Diese Bestimmung kann nicht mitgetragen werden. Die Formulierung ,,alle betroffenen
Personen® ist sehr weitgehend. Es wird angeregt, ,,wo es angemessen ist*, in den Einleitungssatz von Buch-
stabe b zu ziehen und ,,Streitbeilegungsmechanismen* durch ,,Beschwerdemechanismen* zu ersetzen. ,,ein-
schlieBlich® sollte durch ,,zum Beispiel* ersetzt werden.

Finnland: ,Streitbeilegungsmechanismen® sollte genauer erldutert werden.
Kanada: Nach ,fairen* sollte ,,zeitgerechten® hinzugefiigt werden.
Marokko: Der Vorschlag des Amtes wird unterstiitzt.

Paraguay: Die Anderungen in den Ziffern i bis v werden unterstiitzt. Es sollte eine neue Bestimmung
zur psychologischen Betreuung der Opfer hinzugefiigt werden. Die Koordinierung zwischen Arbeitsverwal-
tungsstellen und Gerichten ist wichtig.

Osterreich: Im Deutschen wurde ,,including® urspriinglich mit ,,darunter iibersetzt, was auf einen
deklaratorischen Charakter hinweist. Im aktuellen Text wird ,,einschlieBlich” verwendet. Hier wird die
urspriingliche Version bevorzugt.

Schweiz: Im Franzosischen ,,veiller* durch ,,garantir” zu ersetzen, wird abgelehnt.

Spanien: Der spanische Text sollte wie folgt lauten: ,,garantizar que todas las personas interesadas
tengan un facil acceso a recursos adecuados y efectivos, asi como a mecanismos de denuncia y resolucion de
conflictos que sean seguros y efectivos en casos de violencia y acoso, incluyendo®.

Siidafrika: Im Einleitungssatz sollte es heiflen ,,in Fillen von Gewalt und Beldstigung ... zu sicheren,
fairen und relevanten AbhilfemaBinahmen sowie zu wirksamen Melde- und Streitbeilegungsmechanismen®.

Vereinigte Staaten: ,,sicherzustellen® sollte durch ,,vorzusehen ersetzt werden.
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Arbeitgeber

Konsolidierte Antwort: , leichten sowie ,,sicheren, fairen und wirksamen* sind zu streichen.

UCCAEP: Der Wortlaut sollte wie folgt gedndert werden: ,,sicherzustellen, dass betroffene Personen
in Fillen von Gewalt und Beléstigung Zugang zu geeigneten und wirksamen Abhilfemafinahmen sowie zu
Melde- und Streitbeilegungsmechanismen haben, darunter®.

Arbeithehmer

CGT-RA: In einem neuen Absatz sollte auf das Recht der Parteien auf Einspruch verwiesen werden.

FGTB: Auch eine formelle und informelle, von rechtlichen Verfahren oder Auswirkungen unabhén-
gige Mediation wird zur Aufnahme vorgeschlagen.

FO: Vom Arbeitgeber bei einer bekannten Situation von Gewalt oder Beldstigung gebotener Rechts-
schutz sowie Arbeitszeitregelungen und funktionale/geografische Mobilitit sind ebenfalls einzubeziehen.

LO (Dénemark), FTF: ,,darunter* sollte durch ,,etwa* ersetzt werden.

LO (Norwegen), Unio, YS: Der Vorschlag des Amtes, ,,wo es angemessen ist* einzufligen, gewahr-
leistet ausreichende Flexibilitét.

UGTT: Auf der beruflichen Ebene getroffene Malnahmen miissen von Strafverfahren losgelost sein.
Es sollte eine Meldepflicht fiir Zeugen eingefiihrt werden.

KOMMENTAR DES AMTES

Wenngleich eine Reihe kleinerer Anderungen vorgeschlagen wurde, zeichnete sich kein
gemeinsamer Standpunkt ab, und insgesamt wurde der Buchstabe anscheinend allgemein unter-
stiitzt. Der Begriff ,,alle Personen® wurde durch ,,Arbeitnehmer und andere betroffene Personen*
ersetzt, um die Bestimmung weiter an den Wortlaut im neuen Artikel 2 anzugleichen. Im Sinne
groBerer Klarheit wurden nach ,,Gewalt und Beléstigung die Worte ,,in der Arbeitswelt™ hinzu-
gefligt.

Artikel 10 Buchstabe b Ziffer i

(Artikel 11 Buchstabe b Ziffer i)

Regierungen

Belgien: Es sollte auf Melde- und Streitbeilegungsmechanismen Bezug genommen werden. Der
Zugang zu den Mechanismen in Ziffer i sollte auf Personen beschrinkt werden, {iber die der Arbeitgeber
Kontrolle hat.

Brasilien: Buchstabe b Ziffer i sollte in Artikel 9 gezogen werden und wie folgt lauten: ,,¢) Beschwerde-
und Untersuchungsverfahren sowie dort, wo es angemessen ist, Streitbeilegungsmechanismen zu beschlieSen
und einzufiihren*.

Finnland: Es sollte klargestellt werden, inwiefern sich die Prozesse in Ziffer i voneinander unter-
scheiden.

Katar, Stidafrika: Der Ersetzung von ,,Mechanismen® durch ,,Verfahren* wird zugestimmt.

Mexiko: Es sollte angegeben werden, dass Streitbeilegungsmechanismen und Mediation in Fillen von
sexueller Beldstigung nicht zur Anwendung kommen.

Arbeitgeber

Konsolidierte Antwort: ,,betriebliche* sollte durch ,,innerbetriebliche* ersetzt werden.

BUSA: Der Ersetzung von ,,Mechanismen® durch ,,Verfahren* wird nicht zugestimmt.

CIU, CNI, CPC (Chile), UCCAEP: ,Streitbeilegungsmechanismen“ sollte um ,,innerbetrieb-
liche* ergédnzt werden.
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DA: Fiir Unternehmen und insbesondere fiir KMU stellt die Einfiihrung neuer betrieblicher Beile-
gungsmechanismen eine Belastung dar.

NEF: ,,Mechanismen* sollte nicht durch ,,Verfahren* ersetzt werden.

NHO: Die Anforderungen an den Arbeitgeber sollten so gestaltet werden, dass sie angemessen, prak-
tikabel und realisierbar sind.

SGV-USAM: Dafiir zu sorgen, dass es betriebliche Streitbeilegungsmechanismen gibt, ist Aufgabe der
Sozialpartner.

Arbeithehmer

ASI: Verschiedene Strukturen und Gremien fiir die betriebliche Zusammenarbeit und der vorgeschla-
gene Wortlaut stehen nicht im Widerspruch zueinander. Der Zusatz ,,dort, wo es angemessen ist™ gewéhr-
leistet Flexibilitét.

CCOO, FGTB: Die Vorschldge des Amtes werden unterstiitzt.

CSC: Der Unterschied zwischen Beschwerdeverfahren und Streitbeilegungsmechanismen sollte ndher
erlautert werden.

CGSLB: In die Definition sollten verschiedene Formen der Beilegung von Konflikten aufgenommen
werden.

UGT (Brasilien): ,,Verfahren* wird unterstiitzt.

KOMMENTAR DES AMTES

In Anbetracht der Antworten bleibt der Text unveriandert.
Artikel 10 Buchstabe b Ziffer ii

(Artikel 11 Buchstabe b Ziffer ii)

Regierungen

Ungarn: Statt ,,Streitbeilegungsmechanismus* ist ,,Abhilfemanahme* zu verwenden.

Zypern: In dieser Bestimmung sowie in der gesamten Empfehlung sollte ,,Streitbeilegungsmechanis-
men* um ,,und/oder -verfahren* ergénzt werden.

KOMMENTAR DES AMTES

In Anbetracht der Antworten bleibt der Text unverandert.
Artikel 10 Buchstabe b Ziffer iii

(Artikel 11 Buchstabe b Ziffer iii)

Arbeitnehmer
CCOO, UGT (Brasilien): Der Vorschlag des Amtes wird unterstiitzt.

KOMMENTAR DES AMTES

In Anbetracht der Antworten bleibt der Text unveridndert.
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Artikel 10 Buchstabe b Ziffer iv

(Artikel 11 Buchstabe b Ziffer iv)
Regierungen
Belgien: Wer als ,,Opfer* gilt, ist unklar; die Bezugnahme sollte gestrichen werden.
Deutschland: Das Wort ,,und* ist durch ,,oder zu ersetzen.
Finnland: Die Art der SchutzmaBnahmen und die verantwortliche Partei sollten angegeben werden.

Indonesien. Stattdessen sollte es heilen: ,,Schutz von Beschwerde fiihrenden Personen, Opfern,
Zeugen und Hinweisgebern vor Viktimisierungs- oder Vergeltungshandlungen®.

Italien: Der Schutz von Zeugen und Informanten ist wichtig.
Katar, Siidafrika: Der Einbeziehung von ,,Opfern* wird zugestimmt.

Spanien: Im Spanischen sollte fiir ,,Beschwerde fiihrende Personen wie fiir ,,Hinweisge-
ber ,,denunciantes* verwendet werden.

Arbeitnehmer
BAK, UGT (Brasilien): Die Erwédhnung von ,,Opfern wird begriif3t.

KOMMENTAR DES AMTES

In Anbetracht der Antworten bleibt der Text unverandert.
Artikel 10 Buchstabe b Ziffer v

(Artikel 11 Buchstabe b Ziffer v)

Regierungen

Belgien: ,,Opfern® kann unter der Voraussetzung beibehalten werden, dass der Begriff alle Personen
abdeckt, die sich selbst als Opfer sehen.

Deutschland.: Es sollte klargestellt werden, was unter ,,administrative UnterstiitzungsmaB3nahmen* fallt.

Finnland: Die Art der SchutzmaBnahmen und die verantwortliche Partei sollten angegeben werden.
Katar, Siidafrika: Der Einbeziehung von ,,Opfern wird zugestimmt.
Niger: Nach ,rechtliche* sollte ,,gerichtliche eingefiigt werden.

Tunesien: Nach ,,Opfern” sollte ,,und ihren Familienangehorigen, insbesondere Kindern* hinzugefiigt
werden.

Arbeithehmer

BAK, UGT (Brasilien): Die Erwéhnung von ,,Opfern® wird begriifit.
KPBI, KSBSI, KSPI, KSPN, KSPSI, SARBUMUSI: Nach ,rechtliche” sollte ,,Unterstiitzung
sowie* hinzugefiigt werden.
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KOMMENTAR DES AMTES

In Anbetracht der Antworten bleibt der Text unverdandert.
Artikel 10 Buchstabe ¢

(Artikel 11 Buchstabe c)

Regierungen

Argentinien, Belgien, Finnland, Katar, Marokko, Mexiko, Panama, Siidafrika: Die Verschiebung der
Bestimmung zur Vertraulichkeit in diesen Artikel wird unterstiitzt.

Spanien: Die verwendeten Begriffe sind vage.

Vereinigte Staaten: Im Englischen sollte ,,individuals* durch ,,persons® ersetzt werden.
Arbeitnehmer

Konsolidierte Antwort, ACTU, CLC, CTC, COSATU, IFJ, FO: Der Vorschlag des Amtes wird unter-
stlitzt. Mit einem neuen Buchstaben sollte sichergestellt werden, dass Privatsphére und Vertraulichkeit nicht
mit einer missbrauchlichen Verwendung von ,,Knebel“-Klauseln und Vertraulichkeitsvereinbarungen gleich-
zusetzen sind, die eine abschreckende Wirkung auf die Meldung und Bekdmpfung von Gewalt und Belasti-
gung haben konnen.

BAK: Es wire klarzustellen, dass es sich bei den ,betroffenen Personen® um die von Gewalt bzw.
Belastigung betroffenen Personen handelt und nicht um den/die Téterln.

KPBI, KSBSI, KSPI, KSPN, KSPSI, SARBUMUSI: Vor , mdglich® sollte ,,irgend” hinzugefiigt
werden.

CCOO: Der Vorschlag des Amtes wird unterstiitzt. ,,moglich und* ist zu streichen.

CITUB, FGTB, MTUC, UGT (Brasilien): Der Vorschlag des Amtes wird unterstiitzt.

CLC: In Féllen von hauslicher Gewalt miissen Vertraulichkeit und Sicherheit eventuell gegeneinander
abgewogen werden.

CNTB: Der Passus ,,soweit dies moglich und angemessen ist“ sollte gestrichen werden.

NZCTU: Der Vorschlag des Amtes wird unterstiitzt. Folgender Wortlaut sollte in Betracht gezogen
werden: ,,die Privatsphére der betroffenen Personen, soweit dies angemessen und mdglich ist, zu schiitzen,
ohne die Opfer zum Schweigen zu bringen oder die Urheber ungerechtfertigt nach den Grundsétzen von
Recht und Billigkeit zu schiitzen®.

KOMMENTAR DES AMTES

In Anbetracht der Antworten bleibt der Text unverandert.
Artikel 10 Buchstabe d

(Artikel 11 Buchstabe d)

Regierungen

Osterreich: Angeregt wird, in der deutschen Fassung das Wort ,,Sanktionen statt ,,Strafen* zu ver-
wenden. [Anm. d. Ubers.: Dies wurde in der aktuellen deutschen Fassung des Ubereinkommens beriick-
sichtigt.]

Arbeitgeber
CIU, CNI, CPC (Chile): ,,in der Arbeitswelt* ist durch ,,am Arbeitsplatz zu ersetzen.
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Arbeithehmer

BAK, CCOO, OGB: Die Wortfolge ,,wo es angemessen ist ... ist zu streichen.
KPBI, KSBSI, KSPI, KSPN, KSPSI, SARBUMUSI: ,,vorzusehen* sollte durch ,,zu verhdngen* ersetzt
werden.

KOMMENTAR DES AMTES

In Anbetracht der Antworten bleibt der Text unverdandert.
Artikel 10 Buchstabe e

(Artikel 11 Buchstabe e)

Regierungen

Argentinien: Die dreigliedrige Kommission schldgt folgenden Zusatz vor: ,,Mediation und/oder
Schlichtung zwischen Opfer und Beldstiger sind untersagt.

Chile: ,,geschlechtsspezifischer und ,,Abhilfemainahmen* sollten gestrichen werden.
Ecuador: Verwendet werden sollte ,,alternativen Streitbeilegungsmechanismen®.

Spanien: Im Spanischen sollte wie folgt umformuliert werden: ,,Proporcionar a las victimas de la
violencia y acoso de género en el mundo del trabajo, un acceso efectivo a mecanismos, apoyos, servicios y
recursos seguros y eficaces para la resolucion de conflictos, que tengan en cuenta las cuestiones de género.

Arbeitgeber

Konsolidierte Antwort, UCCAEP: ,,sicheren® ist zu streichen.

DA: ,,geschlechterorientierten Streitbeilegungsmechanismen® sollte genauer erldutert werden.

Keidanren: ,,geschlechtsspezifischer* und ,,geschlechterorientierten sind zu streichen.

SGV-USAM: Der Passus ,,Zugang zu geschlechterorientierten Streitbeilegungsmechanismen® ist zu
streichen.

Arbeitnehmer

CGT: Die Bestimmung sollte klarer formuliert werden.

KOMMENTAR DES AMTES

In Anbetracht der Antworten bleibt der Text unverandert.
Artikel 10 Buchstabe f

(Artikel 11 Buchstabe f)
Regierungen

Chile: Die Bestimmung sollte gestrichen werden, da "Gewalt, die nicht am Arbeitsplatz auftritt oder
keinen Bezug zur Arbeit hat, iiber den Geltungsbereich des Ubereinkommens hinausgeht.

Ddinemark, Norwegen: Die Bestimmung sollte in die Praambel gezogen werden.

Deutschland: Folgende Umformulierung wird angeregt: ,,die Auswirkungen von hauslicher Gewalt auf
die Arbeitswelt anzuerkennen und ihnen zu begegnen*.
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Finnland: Die Bestimmung sollte in die Empfehlung verschoben werden. Auswirkungen von héus-
licher Gewalt konnen bis in die Arbeitswelt hineinreichen.

Kanada: Diese Bestimmung ist wichtig, da die Mitglieder eine Reihe von Maflnahmen gegen die nega-
tiven Auswirkungen von hauslicher Gewalt ergreifen konnen.

Osterreich: Da die Bekdimpfung hiuslicher Gewalt im Bereich des Privaten beziehungsweise des Straf-
rechts angesiedelt und der Bezug zum Arbeitsplatz schwach ist, sollte dieser Punkt gestrichen werden.

Mexiko: Das Konzept, die Auswirkungen von hduslicher Gewalt anzugehen, sollte weiterentwickelt
werden.

Neuseeland: In Anbetracht der Auswirkungen von héuslicher Gewalt auf die Arbeitswelt ist die
Bestimmung wichtig.

Polen: Die Verkniipfung mit hduslicher Gewalt in dieser Bestimmung wird nicht unterstiitzt.
Schweiz: ,,und MafBinahmen dagegen zu ergreifen® ist zu streichen.

Spanien: In der Bestimmung sollte angesprochen werden, was héusliche Gewalt ist, auf welche Mal3-
nahmen sie sich bezieht und worin die jeweiligen Verantwortlichkeiten des Arbeitgebers bestehen. Im Spani-
schen sollte ,,sobre* durch ,,en“ ersetzt werden.

Ungarn: Hiusliche Gewalt sollte im Ubereinkommen lediglich hinsichtlich ihrer Auswirkungen auf
die Arbeitswelt erfasst werden.

Arbeitgeber

Konsolidierte Antwort: Der Wortlaut sollte wie folgt gedndert werden: ,,soweit dies moglich und ange-
messen ist, die negativen Auswirkungen von héduslicher Gewalt auf die Arbeitswelt anzuerkennen und dage-
gen vorzugehen®.

CIU, CNI, CPC (Chile), Keidanren, UCCAEP: Der Buchstabe sollte gestrichen werden.

SAE: Vor ,,Auswirkungen® sollte ,,negativen* hinzugefiigt werden. ,,und MaBinahmen dagegen zu
ergreifen‘ ist zu streichen.

Arbeitnehmer

OPZZ: Hiusliche Gewalt sollte unberiicksichtigt bleiben; im Ubereinkommen sollte es ausschlieBlich
um die Arbeitswelt gehen.

TURK-IS: Hiusliche Gewalt sollte in das Ubereinkommen aufgenommen werden, da sie sich auf die
Produktivitit und den Arbeitsschutz von Frauen auswirkt.

KOMMENTAR DES AMTES

Einige Regierungen hoben die Bedeutung hervor, die dieser Bestimmung angesichts der Aus-
wirkungen von héduslicher Gewalt auf die Arbeitswelt zukommt. Andere schlugen vor, die Bestim-
mung zu streichen oder in andere Teile der Texte zu verschieben. In der konsolidierten Antwort der
Arbeitgeberverbinde wurde die Beibehaltung des Buchstaben mit bestimmten Einschrankungen
beflirwortet. In Anbetracht des allgemeinen Riickhalts fiir diese Bestimmung bleibt der Text unver-
andert.

Artikel 10 Buchstabe g

(Artikel 11 Buchstabe g)

Regierungen

Kanada: Es sollte heiflen ,,unmittelbare oder ernste Gefahr.
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Osterreich: ,jungerechtfertigte sollte durch ,,nachteilige ersetzt werden.
Schweiz: Im Franzdsischen ,,veiller* durch ,,garantir zu ersetzen, wird abgelehnt.

Spanien: Es konnte schwierig sein, Belédstigung mit der Definition von ,,unmittelbare und ernste
Gefahr* zu vereinbaren.

Vereinigte Staaten: ,sicherzustellen” sollte durch ,,vorzusehen“ ersetzt werden. Nach ,,Gesund-
heit“ sollte ,,oder Sicherheit™ hinzugefiigt werden, und der letzte Teilsatz sollte lauten ,,ohne Vergeltung oder
andere Folgen zu erleiden®.

Arbeitgeber

Konsolidierte Antwort, CEOE, CEPYME, CIP, CIU, CNI, CPC (Chile), UCCAEP, VBO-FEB: In
Anlehnung an die Ubereinkommen Nr. 167, Nr. 170 und Nr. 184 sollte hinzugefiigt werden ,,und verpflichtet
sind, unverziiglich ihre Vorgesetzten entsprechend zu informieren®.

UCCAEP: , hinreichenden® ist ndher zu erldutern.

Arbeitnehmer

BAK: Die Beendigung von Arbeitsverhiltnissen im Zusammenhang mit Vorfillen von Gewalt bzw.
Beléstigung darf nicht dazu fiihren, dass Opfer den Zugang zu oder Anspriichen aus Systemen der sozialen
Sicherheit verlieren.

CNTB: ,,ohne ungerechtfertigte Folgen zu erleiden® sollte ersetzt werden durch ,,und als unfaire Ent-
lassung gilt™.

KOMMENTAR DES AMTES

Die Arbeitgeberverbiande schlagen vor, dass das Recht von Arbeitnehmern, sich von einer
Arbeitssituation zu entfernen, mit der Pflicht der Arbeitnehmer entsprechend den IAO-Uberein-
kommen Nr. 167, Nr. 170 und Nr. 184 einhergehen sollte, ihre Vorgesetzten zu informieren. Das
Amt merkt an, dass es sich dabei um die einzigen Ubereinkommen mit einer solchen Verpflichtung
handelt und dass sie sich auf bestimmte Situationen beschrinken, beispielsweise die Exposition
gegeniiber Chemikalien. Das Ubereinkommen Nr. 155, in dem der Arbeitsschutz aus einem breite-
ren Blickwinkel betrachtet wird, sieht ein dhnliches Recht der Arbeitnehmer, sich von einer Arbeits-
situation zu entfernen, nicht jedoch die Pflicht zur Unterrichtung der Vorgesetzten vor. Daher bleibt
der Text unverandert.

Artikel 10 Buchstabe h

(Artikel 11 Buchstabe h)
Regierungen
Indonesien: Nach ,,Arbeitsaufsichtsbehorden und* sollte ,,/oder hinzugefiigt werden.

Israel: Der Passus ,,unter anderem indem sie ... Gesundheit einstellen lassen* sollte in die Empfehlung
gezogen werden.

Kanada: Nach ,,unmittelbaren* sollte ,,oder ernsten* hinzugefiigt werden.
Polen: Es sollte klargestellt werden, an wen solche Anordnungen zu richten sind.

Spanien: Die Bestimmung ist zu dndern oder zu streichen. Es kdnnte schwierig sein, Beldstigung mit
Lunmittelbare und ernste Gefahr zu vereinbaren. Im Spanischen sollte ,.entre otras cosas para dictar
ordenes® durch ,,incluyendo el dictado de 6rdenes* ersetzt werden.
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Vereinigte Staaten: ,,sicherzustellen” sollte durch ,,vorzusehen® ersetzt werden, und am Schluss sollte
,»oder Sicherheit* hinzugefiligt werden.

Arbeitgeber

Konsolidierte Antwort, CEOE, CEPYME, CONFIEP, UCCAEP: In Ubereinstimmung mit Uberein-
kommen Nr. 81 sollte im Englischen ,,relevant authorities” durch ,,competent authorities* ersetzt werden
[Anm. d. Ubers.: In beiden Fillen heiBt es im Deutschen ,,zustindige“.] Folgender Zusatz wird angeregt:
,vorbehaltlich eines etwaigen gesetzlichen Rechts auf Einspruch bei einer Gerichts- oder Verwaltungsbe-
horde. Nach ,,Gewalt und Beldstigung™ sollte ,,am Arbeitsplatz* hinzugefiigt werden.

CIU, CIP, CNI, CPC (Chile), VBO-FEB: Das Recht auf Einspruch sollte hinzugefiigt werden.

MALI: Die externe Kontrollbefugnis der Vorgesetzten sollte begrenzt werden; innerbetriebliche Durch-
setzungsmechanismen sind vorzuziehen.

SGV-USAM: Die Befugnis der Arbeitsaufsichtsbehdrden, ,,sofort vollziehbare Malnahmen anzuord-
nen®, ist zu breit abgefasst.

UIA: Es sollten Bestimmungen zum Schutz von Arbeitnehmern und Arbeitgebern bei kollektiven Strei-
tigkeiten aufgenommen werden.

Arbeitnehmer

OPZZ: Der unterschiedliche Umfang der Aufsichtstitigkeiten in einzelnen Mitgliedstaaten sollte in
Betracht gezogen werden.

KOMMENTAR DES AMTES

In Anbetracht der konsolidierten Antwort der Arbeitgeberverbidnde und im Hinblick auf eine
weitere Angleichung an das Ubereinkommen Nr. 81 wurde dieser Buchstabe am Ende um die For-
mulierung ,,vorbehaltlich eines etwaigen gesetzlichen Rechts auf Einspruch bei einer Gerichts- oder
Verwaltungsbehorde ergéinzt. Das Amt nimmt auch den Vorschlag der Arbeitgeberverbénde zur
Kenntnis, im Englischen ,,other relevant authorities* durch ,,competent authorities* zu ersetzen. Da
,,competent authorities im Ubereinkommen Nr. 81 in einem anderen Kontext verwendet wird,
wurde diese Anderung nicht vorgenommen.

LEITLINIEN, SCHULUNGEN UND SENSIBILISIERUNG
Artikel 11 (Einleitungssatz)

(Artikel 12 (Einleitungssatz))
Regierungen
Neuseeland, Niger, Paraguay: Unterstiitzen den Text.
Arbeitgeber
CIU, CNI, CPC (Chile): ,,Jedes Mitglied sollte durch ,,Jeder Staat* ersetzt werden.
Arbeitnehmer

KPBI, KSBSI, KSPI, KSPN, KSPSI, SARBUMUSI: Nach ,,Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbén-
den* sollte ,,Massenorganisationen hinzugefiigt werden.
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Artikel 11 Buchstabe a

(Artikel 12 Buchstabe a)
Regierungen
Chile: ,,sowie zur Migration“ ist zu streichen.

Vereinigte Staaten: ,,wie zum Arbeitsschutz, zur Gleichheit und Nichtdiskriminierung sowie zur
Migration® ist zu streichen.

Arbeitgeber

CIU, CNI, CPC (Chile): Es wird vorgeschlagen, ,,in der Arbeitswelt* durch ,,am Arbeitsplatz* zu erset-
zen und ,,wie zum Arbeitsschutz, zur Gleichheit und Nichtdiskriminierung sowie zur Migration zu streichen.

Arbeitnehmer

KPBI, KSBSI, KSPI, KSPN, KSPSI, SARBUMUSI: Vor ,,wie* sollte ,,Regelungen zu Arbeitskraf-
ten” hinzugefiigt werden.

Artikel 11 Buchstabe b

(Artikel 12 Buchstabe b)

Regierungen

Argentinien: In einem neuen Buchstaben sollten Leitlinien, Ressourcen, Schulungen oder sonstige
Instrumente ,,speziell zu geschlechtsspezifischer Gewalt und Beléstigung™ aufgenommen werden.

Argentinien, Belgien, Marokko, Panama, Siidafrika: Unterstlitzen die Anderungen des Amtes.

Chile: ,,Ressourcen” ist zu streichen. Folgender Wortlaut sollte hinzugefiigt werden: ,,die der Priven-
tion von Gewalt und Beléstigung in der Arbeitswelt und der Sensibilisierung dafiir dienen®.

Italien: Schulungen fiir alle zustindigen Behorden, einschlieBlich der Arbeitsaufsichtsbeamten, sind
wichtig.

Mexiko, Schweden: Ein konkreter Verweis auf geschlechtsspezifische Gewalt und Belédstigung sollte
aufgenommen werden.

Arbeitnehmer

Konsolidierte Antwort, ACTU, ASI, CCOO, CLC, NZCTU: Unterstiitzen die Anderung des Amtes. In
Buchstabe b oder in einem neuen Buchstaben sollte eine Formulierung aufgenommen werden, die Leitlinien,
Ressourcen und Schulungen speziell zu geschlechtsspezifischer Gewalt und Beldstigung betrifft.

CMTU, COSATU, FO, LO (Norwegen), NTUC (Philippinen), Unio, YS: Hinzugefiigt werden sollte
eine Formulierung, die Leitlinien, Ressourcen und Schulungen speziell zu geschlechtsspezifischer Gewalt
und Belastigung betrifft.

FGTB, FTF, LO (Dénemark), MTUC: Unterstiitzen die Anderung des Amtes.

TUC: Durch ,,ist bemiiht, ... sicherzustellen wird die Bedeutung und Verfligbarkeit der Instrumente
untergraben. ,,geeignete” ist vage. Es sollten Bereiche genannt werden, in denen Leitlinien méglicherweise
weniger verfiigbar sind, etwa geschlechtsspezifische Gewalt.

UGT (Brasilien): Zusétzlich sollten ,,Bildungs- und Vollzugsbehdrden aufgenommen werden.

60 ILC.108/V/2A

CICICITRCRC)



Eingegangene Antworten und Kommentare

Artikel 11 Buchstabe ¢

(Artikel 12 Buchstabe c)

Regierungen

Tunesien: Am Schluss sollte ,,insbesondere am Arbeitsplatz und in Beforderungsmitteln“ eingefiigt
werden.

Arbeitnehmer

CMTU: Es sollten Leitlinien, Ressourcen und Schulungen speziell zu geschlechtsspezifischer Gewalt
und Beldstigung aufgenommen werden.
COSATU: Vor ,,durchgefiihrt sollte ,,erortert™ eingefiigt werden.

KOMMENTAR DES AMTES

In Anbetracht der Antworten bleibt der Text weitgehend unveréndert. Unter Hinweis auf den
Vorschlag zahlreicher Arbeitnehmerverbande und einiger Regierungen, geschlechtsspezifische
Gewalt und Beldstigung ausdriicklich zu erwdhnen, wurde Buchstabe b am Ende um eine entspre-
chende Bezugnahme ergéinzt.

DURCHFUHRUNGSMETHODEN
Artikel 12

(Artikel 13)

Regierungen

Belgien, Katar, Marokko, Neuseeland, Niger, Panama, Paraguay: Unterstiitzen den Vorschlag des
Amtes.

Ecuador: Gewalt und Beléstigung sollten separat geregelt werden.

Indonesien: ,,auf Gewalt und Belistigung* sollte ersetzt werden durch ,,zur Uberwindung der Auswir-
kungen von Gewalt und Beldstigung*®.

Israel: Jeder Staat sollte iiber die besten Durchfithrungsmethoden entscheiden. Es wird angeregt ,,auch
durch die Ausweitung ... spezifischer Mainahmen* in die Empfehlung zu verschieben oder ,,bei Bedarf* vor
»auch durch die Ausweitung...“ zu riicken.

Osterreich: Es sollte klargestellt werden, dass eine Regelung iiber Gesamtarbeitsvertriige optional ist.
Schweiz: Der Zusatz ,,innerstaatliche” wird abgelehnt.

Spanien: Im Spanischen sollte ,.entre otras cosas, ampliando o adaptando™ durch ,.incluyendo la
ampliacion o adaptacion de* ersetzt werden.

Stidafrika: Nach ,,Rechtsvorschriften” sollte ,,und Politiken* eingefiigt werden, und im Englischen
sollte ,,safety and health* durch ,,health and safety* ersetzt werden

Arbeitgeber

CIU, CNI, CPC (Chile): ,,auch durch die Ausweitung bestehender Arbeitsschutzmafinahmen auf
Gewalt und Beldstigung oder deren diesbeziigliche Anpassung und bei Bedarf die Entwicklung spezifischer
MaBnahmen* ist zu streichen.
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Arbeitnehmer
CCOO, CUT (Brasilien), FGTB, NZCTU, UGT (Brasilien): Unterstiitzen den Vorschlag des Amtes.

KOMMENTAR DES AMTES

In Anbetracht der Antworten bleibt der Text unveridndert.

III. BEMERKUNGEN ZUR VORGESCHLAGENEN EMPFEHLUNG BETREFFEND
DIE BESEITIGUNG VON GEWALT UND BELASTIGUNG
IN DER ARBEITSWELT

Absatz 1
Regierungen
Marokko, Panama, Paraguay: Unterstiitzen den Text.

Vereinigtes Konigreich: Es sollte klargestellt werden, dass die Empfehlung Leitlinien zum Uberein-
kommen enthiilt.

KOMMENTAR DES AMTES

Der Text bleibt weitgehend unverindert, abgesehen von geringfiigigen redaktionellen Ande-
rungen.

ZENTRALE GRUNDSATZE

Absatz 2

Regierungen

Algerien: Nach ,,Arbeitsschutz-“ sollte ,,in der sozialen Sicherheit und in der Sozialfiirsorge* eingefiigt
werden.

Belgien, Katar, Marokko, Neuseeland, Panama, Paraguay: Unterstiitzen den Vorschlag des Amtes.
Chile: ,,sowie bei Bedarf im Strafrecht® ist zu streichen.

Peru: Dieser Ansatz ist kohdrent mit Programmen zur Beseitigung von Gewalt gegen Frauen.
Arbeitgeber

CPC (Chile): ,,in der Arbeitswelt™ ist durch ,,am Arbeitsplatz* zu ersetzen.

Keidanren: Am Ende der Bestimmung sollte ,,im Einklang mit der innerstaatlichen Gesetzgebung und
den innerstaatlichen Gegebenheiten* hinzugefiigt werden.

SGV-USAM: Es ist nicht klar, wie dieser Ansatz zu verstehen ist.

Arbeitnehmer
CCOO, UGT (Brasilien): Unterstiitzen den Vorschlag des Amtes.
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KOMMENTAR DES AMTES

Das Amt stellt fest, dass der Verweis auf das Arbeits- und Beschiftigungs-, das Arbeitsschutz-,
das Gleichheits- und Nichtdiskriminierungs- sowie das Strafrecht in dieser Bestimmung im Einklang
mit der Annahme eines inklusiven, integrierten und geschlechterorientierten Ansatzes steht. Verweise
auf solche Rechtsbereiche finden sich auch in anderen IAO-Instrumenten. In Anbetracht der Antwor-
ten bleibt der Text unverandert.

Absatz 3

Regierungen

Chile: ,,in vollem Umfang® ist zu streichen. Im Spanischen sollte ,,velar durch ,,considerar* ersetzt
werden.

Neuseeland: Unterstiitzt den Text.

Peru: Die Bezugnahme auf Vereinigungsfreiheit und das Recht zu Kollektivverhandlungen ist uner-
lasslich.

Spanien: Im Spanischen sollte ,,incluidos aquellos en los* durch ,,incluidos en aquellos* und ,,libertad
sindical® durch ,,libertad de asociacion® ersetzt werden.

Tunesien: Zusétzlich ist ein Verweis auf das Ubereinkommen Nr. 154 angebracht.

Vereinigte Staaten: ,,sollten sicherstellen® ist durch ,,sollten sich bemiihen, sicherzustellen zu ersetzen.

,,gemiB* sollte durch ,,in Ubereinstimmung mit* ersetzt werden.
Arbeitgeber

Konsolidierte Antwort, UCCAEP: Es wird angeregt, nach ,alle Arbeitnehmer” ,und Arbeitge-
ber einzufiigen, ,,das Recht zu“ in ,,die wirksame Anerkennung des Rechtes zu“ zu dndern und ,,gemaf3
dem* durch ,,unter Beriicksichtigung des* zu ersetzen.

CIP: Nach ,,alle Arbeitnehmer* sollte ,,und Arbeitgeber hinzugefiigt werden.

CONFIEP: ,,Das Recht zu“ sollte in ,,die wirksame Anerkennung des Rechtes zu“ geéndert werden.
»gemal dem* sollte durch ,,unter Beriicksichtigung des* ersetzt werden.

CPC (Chile): ,,Arbeitsregelungen* sollte um ,,6ffentlichen und privaten* ergéinzt werden.

SAE: Nach ,,Gewalt und Beldstigung ... ausgesetzt sind“ sollte ,,sowie die Arbeitgeber” eingefiigt
werden.

SN: Nach ,,Arbeitnehmer* sollte ,,und Arbeitgeber hinzugefiigt werden.

Arbeitnehmer
CTUM: Die Bezugnahme auf die IAO-Ubereinkommen Nr. 87 und Nr. 98 wird begriiBt.

KOMMENTAR DES AMTES

In Anbetracht der Antworten bleibt der Text unveridndert.

Absatz 4 (Einleitungssatz)

Regierungen

Deutschland: Tarifvertrige konnen staatlicherseits nicht ,,gefordert werden. Folgende Umformulie-
rung wird vorgeschlagen: ,,.Die Mitglieder sollten im Einklang mit der innerstaatlichen Gesetzgebung und
den innerstaatlichen Gegebenheiten geeignete MaBBnahmen priifen, um ...*.
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Osterreich: Gesetzlichen Regelungen sollte gegeniiber Kollektivvertrigen der Vorzug gegeben werden.
Die Moglichkeit, Betriebsvereinbarungen abzuschliefen, sollte ebenfalls bestehen.

Vereinigtes Konigreich: In Ubereinstimmung mit dem Ubereinkommen Nr. 98 sollte der Einleitungs-
satz wie folgt umformuliert werden: ,,Soweit erforderlich, sind den Landesverhéltnissen angepasste MalBinah-
men zu treffen, um im weitesten Umfang Entwicklung und Anwendung von Verfahren zu férdern, durch die
Arbeitgeber oder Organisationen von Arbeitgebern einerseits und Organisationen von Arbeitnehmern ande-
rerseits freiwillig Tiber den Abschluss von Gesamtarbeitsvertrigen zur Regelung der Lohn- und Arbeits-
bedingungen verhandeln kdnnen. Solche Vertrdge sollten bei Bedarf als Mittel zur ... genutzt werden.*

Arbeitgeber

CPC (Chile): ,,Mitglieder* sollte durch ,,Staaten‘ ersetzt werden.
Arbeitnehmer

NZCTU: Die Vorschlige des Amtes werden unterstiitzt.

Absatz 4 Buchstabe a

Regierungen

Argentinien, Belgien, Katar, Marokko, Panama: Unterstiitzen den Vorschlag des Amtes.

Chile: In Anbetracht der unterschiedlichen Ebenen von Kollektivverhandlungen in den Mitgliedstaaten
sollte ,,auf allen Ebenen‘ gestrichen werden. ,,und zur Bewéltigung ... auf die Arbeitswelt* ist zu streichen.

Indonesien: ,,zur Bewiltigung* sollte durch ,,zur Uberwindung* ersetzt werden.
Kolumbien: Buchstabe a ist zu streichen.

Neuseeland: Tm Englischen wird ,,promote gegeniiber ,,encourage bevorzugt [Anm. d. Ubers.: im
Deutschen jeweils ,,fordern®.] ,,Verhinderung von* sollte durch ,,Abschreckung vor* ersetzt werden.

Vereinigtes Konigreich: ,,Kollektivverhandlungen auf allen Ebenen als Mittel zu férdern ist zu strei-
chen.

Vereinigte Staaten: Im Englischen sollte ,,promote* durch ,,encourage* ersetzt werden.
Arbeitgeber

Konsolidierte Antwort, BusinessNZ, UCCAEP: Vor ,,Kollektivverhandlungen* sollte ,,die effektive
Anerkennung von‘ hinzugefiigt werden. ,,auf allen Ebenen* sollte ersetzt werden durch ,,wo es angemessen
ist, auf geeigneten Ebenen und entsprechend der innerstaatlichen Gesetzgebung und Praxis®, um klarzustellen,
dass es nicht um die Forderung von Kollektivverhandlungen auf jeder einzelnen Ebene geht. ,,als Mit-
tel sollte durch ,,neben anderen Mitteln* ersetzt werden. ,,Bewiltigung ... Arbeitswelt” sollte durch ,,Unter-
stiitzung der Opfer von héuslicher Gewalt™ ersetzt werden.

BUSINESSHUNGARY, SEV: ,,Verhandlungen auf allen Ebenen* hat Unsicherheit zur Folge.

CONFIEP, VBO-FEB: Die Formulierung sollte lauten ,,wo es angemessen ist, Kollektivverhandlungen
auf geeigneten Ebenen und entsprechend der innerstaatlicher Gesetzgebung und Praxis“. Die MaBnahmen
der Mitglieder sollten nicht der ,,Bewéltigung der Auswirkungen von hauslicher Gewalt®, sondern der Unter-
stitzung ihrer Opfer dienen.

CEOE, CEPYME: Folgende Umformulierung wird vorgeschlagen: ,,neben anderen Mitteln zur Ver-
hinderung und Bekdmpfung von Gewalt und Beldstigung in der Arbeitswelt die Entwicklung von Kollektiv-
verhandlungen auf geeigneten Ebenen zu fordern und die Opfer von héuslicher Gewalt zu unterstiitzen®.

CIP, CPC (Chile): Héusliche Gewalt fallt nicht in die Zustdndigkeit von Arbeitgebern.

CIP: Es wird vorgeschlagen, ,,auf allen Ebenen* durch ,,auf geeigneten Ebenen* zu ersetzen und anzu-
erkennen, dass moglicherweise andere Mittel vorhanden sind.

CPC (Chile): Folgende Umformulierung wird vorgeschlagen: ,,Kollektivverhandlungen als Mittel zur
Verhinderung und Bekdmpfung von Gewalt und Beléstigung am Arbeitsplatz zu fordern; und...*.
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SN: Nach ,,Kollektivverhandlungen® sollte ,,dort, wo es angemessen ist* eingefiigt werden.

SAE: Folgende Ersetzungen werden vorgeschlagen: ,,auf allen Ebenen® durch ,,auf geeigneten Ebenen,
auf allen Ebenen entsprechend der innerstaatlichen Gesetzgebung und ,,zur Bewéltigung der* durch ,,zur
Auseinandersetzung mit den”.

Arbeithehmer

Konsolidierte Antwort, CCOO, CITUB, COSATU, FTF, IFJ, LO (Danemark): Der Vorschlag des
Amtes, im Englischen ,,encourage® durch ,,promote* zu ersetzen, und die weiteren Erlduterungen zur Wort-
folge ,,Kollektivverhandlungen auf allen Ebenen® werden unterstiitzt.

ACTU, CMTU, MTUC, UGT (Brasilien): Die Ersetzung von ,,encourage* durch ,,promote* im Engli-
schen wird beflirwortet.

CGT-RA: Der Wortlaut sollte gedndert werden, damit dies keine negativen Folgen fiir Lander ohne
Rechtsvorschriften gegen hiusliche Gewalt hat.

FO: ,,fordern* sollte ersetzt werden durch ,,Kollektivverhandlungen zu etablieren und durchzusetzen®.

JTUC-RENGO: Im Englischen sollte es ,,promote* heiflen.

NTUC (Philippinen): Der Anderung wird zugestimmt.

Absatz 4 Buchstabe b

Regierungen
Chile: Der Buchstabe sollte gestrichen werden; der Inhalt von Gesamtarbeitsvertrigen ist vertraulich.
Arbeitgeber

Konsolidierte Antwort, CEOE, CEPYME: , Kollektivverhandlungen* sollte um ,,bei Bedarf* ergénzt
werden.

KOMMENTAR DES AMTES

Absatz 4 Buchstabe a wurde von den Arbeitnehmerverbédnden weitgehend unterstiitzt, und
auch von der Mehrzahl der Regierungen, die in einigen Fillen redaktionelle Anderungen vorschlu-
gen. Die meisten Arbeitgeberverbdnde regten an, ,,auf allen Ebenen® zu dndern, indem ,,wo es ange-
messen ist, auf geeigneten Ebenen und entsprechend der innerstaatlichen Gesetzgebung und Praxis®
hinzugefligt wird. In Anbetracht der Antworten bleibt der Text unveréndert.

Absatz 5

(Absatz 10)

Regierungen

Argentinien, Belgien, Bulgarien, Chile, Finnland, Katar, Marokko, Mexiko, Panama, Paraguay, Spa-
nien, Stidafrika: Die Verschiebung dieser Bestimmung in den Abschnitt ,,Schutz und Préavention® wird unter-
stiitzt.

Belgien: Es sollte klargestellt werden, welche Malinahmen im Herkunftsland ergriffen werden konnen.
Chile: ,ungeachtet des Migrantenstatus® sollte genauer erldutert werden.

Mexiko: Die Definition von ,,Arbeitsmigranten aus dem Ubereinkommen (Nr. 97) iiber Wanderarbei-
ter (Neufassung), 1949, sollte aufgenommen werden.

Neuseeland: Unterstiitzt den Text.

Niger: ,,Arbeitsmigranten, insbesondere Arbeitsmigrantinnen® sollte durch ,,Arbeitsmigranten, insbe-
sondere Arbeitsmigrantinnen, und ihre Familienangehdrigen* ersetzt werden.
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Paraguay: Folgender Zusatz wird vorgeschlagen: ,,unter der Voraussetzung, dass der Migrantenstatus
des Arbeitnehmers nicht die Folge eines VerstoBes gegen die innerstaatlichen Vorschriften ist®.

Osterreich: Arbeitsrechtliche Anspriiche kénnen nur im Rahmen eines vom Geltungsbereich des
jeweiligen Gesetzes erfassten Arbeitsverhéltnisses zur Anwendung kommen.

Schweiz: Folgende Umformulierung wird vorgeschlagen: ,,Die Mitglieder sollten Mafinahmen ergrei-
fen, um Arbeitsmigranten, insbesondere Arbeitsmigrantinnen, unabhéngig vom Migrantenstatus dort, wo es
angemessen ist, vor Gewalt oder Beléstigung zu schiitzen.*

Vereinigte Staaten: Arbeitsmigranten sind eine von vielen Gruppen, die besonders anfillig fiir Gewalt
und Belistigung bei der Arbeit sein konnen. Die Bestimmung ist zu streichen.

Arbeitgeber

Konsolidierte Antwort, CEOE, CEPYME, CIP, CPC (Chile), SAE, UCCAEP, VBO-FEB: In Anbe-
tracht des Geltungsbereichs und des inklusiven Ansatzes des Instruments sollte die Bestimmung gestrichen
werden.

Arbeitnehmer

Konsolidierte Antwort, ACTU, CITUB, CMTU, COSATU, CTC, FGTB, FTF, LO (Déanemark),
MTUC, NTUC (Philippinen), NZCTU: Die Verschiebung dieses Absatzes in den Abschnitt ,,Schutz und
Pravention* kdnnte unterstiitzt werden.

CCOQO: Da der Schutz von Arbeitsmigranten die Garantie ihrer grundlegenden Rechte beinhaltet, wird
die Verschiebung dieser Bestimmung in ein anderes Kapitel nicht unterstiitzt.

KOMMENTAR DES AMTES

Das Amt stellt fest, dass die Platzierung dieser Bestimmung in Teil II,,Schutz und Pravention*
in den meisten Antworten ohne weitere Anderungsvorschlige bevorzugt wurde. In anderen Ant-
worten wurden verschiedene Anderungen am Text oder die Streichung der Bestimmung angeregt.
In Anbetracht der Antworten wurde diese Bestimmung in ihrem derzeitigen Wortlaut verschoben
und erscheint als Absatz 10 in Teil Il der Empfehlung, und die Absitze wurden entsprechend
umnummeriert. Da die Konferenz iiber diesen Text beraten hat, wurde er nicht in eckige Klammern
gesetzt.

Absatz 6

(Absatz 5)

Regierungen

Neuseeland: Unterstiitzt den Text.
Spanien: Im Spanischen sollte ,,como* durch ,,incluyendo® ersetzt werden.

Vereinigte Staaten: Nach ,,Mitglieder sollten® ist ,,sich bemiihen* einzufiigen.
Arbeitgeber

CPC (Chile): ,,Mitglieder* sollte durch ,,Staaten‘ ersetzt werden.
Arbeitnehmer

CCOO: Zusitzlich sollte auf das Ubereinkommen Nr. 155 und die Empfehlung Nr. 200 verwiesen
werden.

66 ILC.108/V/2A

CICICITRCRC)



Eingegangene Antworten und Kommentare

CNV, FNV: Es sollte auch auf die Agenda 2030 sowie die Empfehlungen Nr. 188 und Nr. 200 Bezug
genommen werden, da diese das Verbot und die Verhinderung von Diskriminierung aufgrund der sexuellen
Orientierung und der Geschlechtsidentitét beinhalten.

NZCTU: Unterstiitzt den Vorschlag des Amtes.

UNT: Folgender Zusatz wird vorgeschlagen: ,,sowie anderer einschldgiger IAO-Instrumente und Men-
schenrechtsinstrumente®.

KOMMENTAR DES AMTES

In Anbetracht der Antworten bleibt der Text unveriandert.
SCHUTZ UND PRAVENTION
Absatz 7

(Absatz 6)

Regierungen

Indonesien: ,,Arbeitsschutz-* sollte gestrichen werden.
Neuseeland: Unterstiitzt den Text.

Peru: Mit den Instrumenten konnte ein Rahmen dafiir geschaffen werden, sexuelle Beléstigung als
psychosoziales Risiko anzusehen, dem durch Arbeitsschutzma3nahmen begegnet wird.

Arbeitgeber

Konsolidierte Antwort, UCCAEP: Am Ende sollte ,,einschlieBlich des Ubereinkommens (Nr. 187) iiber
den Forderungsrahmen fiir den Arbeitsschutz, 2006 hinzugefiigt werden.

Arbeitnehmer

NZCTU: Die Anderungen des Amtes werden unterstiitzt.
UNT: Am Schluss sollte ,,und andere Menschenrechtsbestimmungen zum Arbeitsschutz hinzugefiigt
werden.

KOMMENTAR DES AMTES

In Anbetracht der Antworten bleibt der Text unveridndert.
Absatz 8 (Einleitungssatz)

(Absatz 7 (Einleitungssatz))

Regierungen

Algerien: Es sollte ein Buchstabe mit folgendem Wortlaut eingefiigt werden: ,,vorsehen, dass die
Arbeitgeber gegeniiber den Arbeitnehmern die Durchfiihrung aller MaBnahmen gewdhrleisten, die fiir die
Verhinderung von Gewalthandlungen am Arbeitsplatz, den Umgang damit und ihre Ahndung erforderlich
sind“.

Finnland.: ,sollten” ist durch ,,kénnten® zu ersetzen.

Indonesien: Nach ,, Arbeitnehmer® sollte ,,und Arbeitgeber* hinzugefiigt werden. ,,und ihre Vertre-
ter sollte durch ,,oder ihre Vertreter ersetzt werden.
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Kanada: Es wird vorgeschlagen, einen Buchstaben mit dem Wortlaut ,,die Erkldrung enthalten, dass
es bei einem in gutem Glauben gemeldeten Vorfall Schutz vor Disziplinarmafinahmen geben wird* sowie
einen weiteren Buchstaben einzufligen, in dem die Rolle der Arbeitnehmer und ihrer Vertreter bei der Ver-
hinderung von Gewalt und Beléstigung weiter ausgefiihrt wird.

Marokko, Neuseeland, Panama, Paraguay: Unterstiitzen den Vorschlag des Amtes.

Peru: Die Schaffung einer Arbeitsplatzkultur, in der die Menschenrechte geachtet werden, ist uner-
lasslich.

Thailand: Es sollte ein Buchstabe mit folgendem Wortlaut eingefiigt werden: ,,die Privatsphére und
Vertraulichkeit der betroffenen Personen schiitzen®.

Tunesien: Folgender zusétzlicher Buchstabe wird vorgeschlagen: ,,Konzepte und Strategien zur Besei-
tigung von Ungleichheiten und Unterschieden aufgrund des Geschlechts fordern®.

Arbeitgeber

BusinessNZ: Die hier auferlegten Verpflichtungen sind fiir Arbeitgeber in kleinen Unternehmen
schwierig zu erfiillen.
CPC (Chile): ,,Mitglieder sollte durch ,,Staaten* ersetzt werden.

Arbeitnehmer
CCOO, NZCTU, UGT (Brasilien): Unterstiitzen den Vorschlag des Amtes.

Absatz 8 Buchstabe a

(Absatz 7 Buchstabe a)
Regierungen
Spanien: Im Spanischen sollte ,,afirmar* durch ,,declarar ersetzt werden.

Absatz 8 Buchstabe b

(Absatz 7 Buchstabe b)
Regierungen
Algerien: Nach ,,aufstellen” sollte ,,und durchfithren* hinzugefiigt werden.
Arbeitgeber
SGV-USAM: Dieser Passus ist zu offen formuliert.
Arbeitnehmer
CCOQO, UNT: ,,soweit angebracht™ ist zu streichen.

Absatz 8 Buchstabe ¢

(Absatz 7 Buchstabe c)

Regierungen

Kanada: Vertreter der Arbeitnehmer, etwa Ausschiisse fiir Arbeitsschutz oder Betriebspolitik, sollten
einbezogen werden.
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Spanien: ,,definir sollte durch ,,especificar” und ,,obligaciones* durch ,,responsabilidades* ersetzt wer-
den.

Absatz 8 Buchstabe d

(Absatz 7 Buchstabe d)

Regierungen

Belgien: Es wird vorgeschlagen, ,,sowie dort, wo es angemessen ist, iiber Melde- und Streitbeilegungs-
verfahren® einzufiigen.

Arbeitnehmer
CGT-RA: Zu streichen.

Absatz 8 Buchstabe e

(Absatz 7 Buchstabe e)

Regierungen

Algerien: Hinzugefligt werden sollte ,,entsprechend der innerstaatlichen Gesetzgebung und Praxis®.

Chile: Es sollte klargestellt werden, welche Folgen dies fiir das Recht auf die Vertraulichkeit von Mit-
teilungen hat.

Kanada: ,;zeitnah® sollte hinzugefiigt werden.

KOMMENTAR DES AMTES

In Anbetracht der Antworten bleibt der Text weitgehend unveréndert. Geringfligige redaktio-
nelle Anderungen wurden lediglich im Einleitungssatz zur Vermeidung von Redundanz sowie in
Buchstabe e zur Verbesserung der Lesbarkeit vorgenommen.

Absatz 9 (Einleitungssatz)

(Absatz 8 (Einleitungssatz))

Regierungen

Argentinien, Marokko, Neuseeland, Panama, Paraguay, Siidafrika: Unterstiitzen die Vorschldge des
Amtes.

Belgien: Ebenfalls einbezogen werden sollten organisatorische Faktoren, die die Wahrscheinlichkeit
von Gewalt und Beléstigung erh6hen.

Kanada: Zwei neue Buchstaben werden zur Aufnahme vorgeschlagen: ,,Es sollte angegeben werden,
in welchen regelmiBigen Abstinden die Arbeitsplatzpolitik tiberpriift wird; und ,,die Rechte aller Parteien
auf Vertraulichkeit, einschlieBlich derjenigen der Beschwerde fiihrenden Person, der Person(en), gegen die
sich die Beschwerde richtet, und aller Zeugen, sollten genannt und zugleich gegen die Rechte der anderen
Beschiftigten auf Information iiber jede bekannte oder vorhersehbare Gefahr fiir die Gesundheit oder Sicher-
heit am Arbeitsplatz abgewogen werden®.
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Mexiko: Es sollte ein Buchstabe mit folgendem Wortlaut eingefiigt werden: ,,unter anderem von unsi-
cheren, isolierten oder engen Umgebungen, Installationen und Bereichen ohne Beleuchtung oder ohne alter-
native Mdglichkeiten zum Betreten oder Verlassen ausgehen®.

Spanien: Zu streichen. Arbeitgeber sollten nicht verpflichtet werden, mdgliche Risiken und Faktoren
zu beriicksichtigen, die ohne Bezug zum Arbeitsplatz sind und die Festlegung nicht arbeitsbezogener Mal3-
nahmen erfordern.

Vereinigte Staaten: Der Schluss sollte wie folgt umformuliert werden: ,,einschlieBlich psychosozialer
Gefahren und Risiken, etwa solcher, die®.

Arbeitgeber

Konsolidierte Antwort, CEOE, CEPYME, CONFIEP, VBO-FEB: Durch die Formulierung ,,insbeson-
dere psychosoziale Gefahren und Risiken* kdnnte eine Schadenshierarchie geschaffen werden. Alle Risiken
sollten bewiltigt werden. ,,insbesondere* sollte durch ,,einschlieBlich* ersetzt werden. ,,solcher, die ... aus-
gehen® ist durch ,,sofern diese ... ausgehen® zu ersetzen.

BusinessNZ, CPC (Chile), UCCAEP: Der Verweis auf psychosoziale Gefahren und Risiken wird nicht
unterstuitzt.

Arbeitnehmer

Konsolidierte Antwort, ACTU, CITUB, CMTU, COSATU, FTF, IFJ, LO (Dénemark), MTUC, NTUC
(Philippinen), NZCTU: Unterstiitzen den Vorschlag des Amtes.

CCOQO: Der spanische Text sollte wie folgt lauten: ,en particular los peligros y los riesgos
psicosociales®.

Absatz 9 Buchstabe a

(Absatz 8 Buchstabe a)

Regierungen
Chile: Zu streichen.

Spanien.: Im Spanischen sollte zur Angleichung an das Englische ,,personas® durch ,,partes® ersetzt
werden.

Arbeitgeber

UCCAERP: Es ist unklar, wie Risiken bewertet werden, Verantwortlichkeiten der Arbeitgeber definiert
sind und Beldstigung nachgewiesen wird.

Arbeitnehmer
COSYLAC: Nach ,,Patienten sollte ,,Angehorigen der Vollzugsorgane* hinzugefiigt werden.

Absatz 9 Buchstabe b

(Absatz 8 Buchstabe b)
Regierungen
Kuwait: Tm Englischen sollte ,,gender* durch ,,sex‘ ersetzt werden
Mexiko: ,,Geschlechterstereotypen® sollte hinzugefiigt werden.

Arbeitgeber

Konsolidierte Antwort: ,,ungleichen Machtverhéltnissen sollte durch ,,Missbrauch ungleicher Macht-
verhiltnisse ersetzt werden. Die Reihenfolge von , kulturellen” und ,,geschlechtsspezifischen® ist umzukeh-
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ren. ,,Gewalt und Beldstigung billigen* sollte durch ,,zur Entstehung von Gewalt und Beldstigung beitra-
gen“ ersetzt werden.

CPC (Chile): Vor ,,Machtverhéltnissen® ist der Zusatz ,,Missbrauch von ... angebracht. ,,geschlechts-
spezifischen‘ sollte nach ,,sozialen Normen* stehen.

KOMMENTAR DES AMTES

In Anbetracht der Antworten bleibt der Text weitgehend unveréndert. In Buchstabe a wurde
,der Offentlichkeit® ,,Mitgliedern® vorangestellt, um fiir Einheitlichkeit mit den Anderungen an
Artikel 3 (nun Artikel 4) des Ubereinkommens zu sorgen.

Absatz 10

(Absatz 9)

Regierungen

Algerien: ,,Arbeitsregelungen® sollte durch ,,Berufe” (franzosisch: métiers) und Arbeitsbedingun-
gen* ersetzt werden.

Chile: Im Spanischen sollte ,,el ocio” durch ,,las actividades de espectaculo y entretenimiento™ ersetzt
werden.

Finnland: In Ubereinstimmung mit Artikel 8 sollte ,,spezifische MaBnahmen* durch ,bedarfsgerechte
Malnahmen® ersetzt werden.

Neuseeland: Nach ,,sollten* ist ,,dort, wo es angemessen ist* einzufiigen.
Peru: Es ist wichtig, solche Sektoren zu nennen, auch in der informellen Wirtschatft.
Vereinigtes Konigreich: Nach ,,sollten* ist ,,Politiken zur Férderung spezifischer ...* einzufiigen.

Vereinigte Staaten: ,,stirker ausgesetzt sind“ sollte durch ,,starker ausgesetzt sein konnen* ersetzt wer-
den. Hier sollte auch der landwirtschaftliche Sektor genannt werden.

Arbeitgeber

Konsolidierte Antwort, CIP, CPC (Chile), UCCAEP: Die Aufzéhlung ab ,,etwa Nachtarbeit* ist zu
streichen.

Keidanren: Hinzugefiigt werden sollte ,,soweit dies angemessen ist*.

SGV-USAM: Diese Formulierung wird abgelehnt, da sie die Schleuse fiir zusdtzliche, branchenspezi-
fische Regulierungen durch den Staat 6ffnet.

Arbeitnehmer

AEFIP, APOC, ASDECCOL, UEJN, UITOC: Folgender Zusatz wird vorgeschlagen: ,,Beschéftigte
des offentlichen Sektors mit Zugang zu vertraulichen Informationen, die als Informanten und/oder
Beschwerde fithrende Personen fungieren®.

CGT-RA: Zusitzlich sollte die Kommunikations- und Werbebranche aufgenommen werden.

NZCTU: Die Anderungen des Amtes werden unterstiitzt.

PSI: Die Aufzéhlung sollte um ,,Beschéftigte des 6ffentlichen Sektors mit Zugang zu sensiblen Infor-
mationen” und ,,Hinweisgeber* ergidnzt werden.

UNT: Vor ,,und Unterhaltung® sollte ,,Landwirtschaft, Stra3enarbeit* hinzugefiigt werden.
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KOMMENTAR DES AMTES

Das Amt stellt fest, dass sich hinsichtlich der Anderungen an diesem Absatz kein gemeinsa-
mer Standpunkt abzeichnete. Die meisten Arbeitnehmerverbande schlugen die Aufnahme zusétz-
licher Sektoren, Berufe oder Arbeitsregelungen vor, die meisten Arbeitgeberverbinde dagegen die
komplette Streichung dieser Aufzéhlung. In Anbetracht der Antworten bleibt der Text weitgehend
unverdndert, abgesehen von dem Zusatz ,,und andere betroffene Personen nach ,,Arbeitnehmer
zur Angleichung an die Anderungen an Artikel 8 Buchstabe a (nun Artikel 9 Buchstabe a).

Absatz 11

Regierungen

Belgien, Marokko, Neuseeland, Panama, Siidafrika: Unterstiitzen den Vorschlag des Amtes.

Chile: Die Einbeziehung von Mitteln und Unterstiitzung fiir Erwerbstitige in der informellen Wirt-
schaft wird nicht unterstiitzt.

Katar, Philippinen: Es sollte auch konkret auf Mittel und Unterstiitzung flir andere Akteure in der
informellen Wirtschaft Bezug genommen werden.

Mexiko: Es sollte genauer erléutert werden, um welche Mittel und Unterstiitzung es sich handelt.
Spanien: Unterstiitzt den Absatz.
Uganda: Zu streichen.

Vereinigte Staaten: Folgende Umformulierung wird vorgeschlagen: ,,.Die Mitglieder sollten die Ent-
wicklung und Einfithrung von Mechanismen zur Verhinderung und Bekdmpfung von Gewalt und Belasti-
gung in der formellen und informellen Wirtschaft in Betracht zichen.*

Arbeitgeber

Konsolidierte Antwort, CONFIEP, UCCAEP: Arbeitgeber und ihre Verbiande sollten ebenfalls genannt
werden. Es sollte auf,,Verbraucher in der informellen Wirtschaft Bezug genommen werden. Vor ,,Mittel ...
bereitstellen sollte ,,soweit dies durchfiihrbar ist* eingefiigt werden.

CGECI, CIP, CPC (Chile), VBO-FEB: Zusitzlich sollte auf Arbeitgeber in der informellen Wirtschaft
verwiesen werden.

Arbeitnehmer

Konsolidierte Antwort, ACTU, CCOO, CITUB, COSATU, FEDUSA, FO, FTF, IFJ, LO (Danemark),
MTUC, NTUC (Philippinen), NZCTU: Die Verschiebung dieses Absatzes in den Abschnitt ,,Schutz und
Pravention* wird unterstiitzt.

ACFTU: ,,Verbande* sollte durch ,,Gewerkschaften* ersetzt werden.

CGT-RA: Folgender Zusatz wird vorgeschlagen: ,,um den Mitgliedern eine nachhaltigere Entwicklung,
ein Wachstum ihrer Dienstleistungen und Unternehmen und eine bessere Lebensqualitét ihrer Bevolkerung
zu ermoglichen®.

CMTU: Unterstiitzt diesen Absatz.

UNT: ,,in der informellen Wirtschaft“ ist zu streichen.

KOMMENTAR DES AMTES

Die Verschiebung dieser Bestimmung zu ,,Schutz und Privention* fand deutlichen Riickhalt,
auch bei der Mehrheit der Arbeitnehmerverbande. Einige Regierungen regten an, zusitzlich auf
andere Akteure oder auf die jeweiligen Mittel oder die jeweilige Unterstiitzung Bezug zu nehmen.
Die meisten Arbeitgeberverbdnde schlugen vor, auch Arbeitgeber und ihre Verbénde zu nennen. In
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Anbetracht der Antworten wurde die Bestimmung in Kapitel IT der Empfehlung belassen und um
einen Verweis auf Arbeitgeber erginzt.

Absatz 12 (Einleitungssatz)

(Absatz 12)

Regierungen

Algerien: Um die Kategorisierung von Gruppen zu vermeiden, sollte die Liste gestrichen werden. Die
Anerkennung von LGBTI steht im Widerspruch zu den religidsen, geistigen und moralischen Werten mehre-
rer Mitgliedslénder.

Argentinien: ,verletzliche Gruppen® sollte gestrichen, eine Liste von Gruppen dagegen beibehalten
werden.

Bangladesch: Die Liste von Gruppen sollte gestrichen werden, um Einheitlichkeit mit Artikel 6 zu
wahren.

Belgien: Gegen die Aufnahme einer Liste in eine andere Bestimmung zur Ergénzung von Artikel 6
bestehen keine Einwénde.

Bulgarien: Die Aufnahme einer neuen Bestimmung mit der Liste verletzlicher Gruppen wird unter-
stiitzt.

Chile: Unterstiitzt die Ersetzung von ,verletzliche Gruppen* durch ,,Gruppen in Situationen der
Verletzlichkeit.

Ddénemark: Unterstiitzt eine neue Bestimmung in der Empfehlung zur Ergéinzung von Artikel 6.

Deutschland, Malta, Panama: Die Wiederherstellung des urspriinglichen Gehalts dieser Bestimmung
aus den Schlussfolgerungen und die Aufnahme einer Liste von Gruppen in eine neue Bestimmung werden
unterstiitzt.

Finnland: Unterstiitzt die Aufspaltung der zwei urspriinglichen Bestimmungen. Unterstiitzt eine Liste
in einer Bestimmung der Empfehlung.

Frankreich: Alle im Text erfassten Personen und Gruppen miissen angemessen vor Gewalt und Belisti-
gung geschiitzt werden.

Indonesien: Um langwierige Verhandlungen zu vermeiden, eine breite Akzeptanz durch die Mitglieder
zu fordern und die Aufzéhlung nicht zu begrenzen, sollte die Liste gestrichen werden.

Islamische Republik Iran: Die Liste in dieser Bestimmung ist komplett zu streichen.
Kamerun: Die Liste ist zu streichen.

Kanada: Unterstiitzt die Streichung der Liste aus Absatz 12. Eine nicht erschopfende Liste von Grup-
pen sollte Gegenstand einer eigenen neuen Bestimmung sein.

Katar: Der Vorschlag, die Liste zu streichen und sie nicht zum Gegenstand einer neuen Bestimmung
zu machen, wird unterstiitzt, da dadurch andere Gruppen ausgeschlossen oder {ibergangen werden konnten.

Kuwait: Die Liste in Absatz 12 sollte gestrichen werden, da sonst die Gefahr besteht, dass andere Kate-
gorien libergangen werden.
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Mexiko: ,,verletzliche Gruppen® sollte durch ,,Gruppen in Situationen der Verletzlichkeit* ersetzt wer-
den. Es wird vorgeschlagen, eine Liste von Gruppen auf der Grundlage internationaler Normen aufzunehmen
und dabei rechtliche, historische und soziale Dimensionen zu beriicksichtigen.

Neuseeland.: Es ist wichtig, in der Empfehlung ausdriicklich auf die in der Liste angegebenen Gruppen
Bezug zu nehmen. Die Aufnahme einer Liste in Absatz 12 dndert nichts an der Ausrichtung der Bestimmung.
In Anbetracht der Streichung der Liste sollte jedoch eine neue Bestimmung in die Empfehlung aufgenommen
werden, die Artikel 6 im Ubereinkommen erginzt und wie folgt eingeleitet wird: ,,Fiir die Zwecke der
Anwendung der Bestimmungen von Artikel 6 des Ubereinkommens umfassen die Arbeitnehmer, die einer
oder mehreren verletzlichen Gruppen oder Gruppen in Situationen der Verletzlichkeit angehdren, welche
unverhiltnismafBig stark von Gewalt und Beléstigung in der Arbeitswelt betroffen sind, ...

Norwegen, Ungarn: Die Verschiebung der Liste verletzlicher Personen in einen neuen Absatz und die
Ersetzung der Bezugnahme auf,,LGBTIQ* durch ,,sexuelle Orientierung* kdnnten annehmbar sein.

Peru: Es sollten Mallnahmen zur Verhinderung von Diskriminierung und Verletzungen der Rechte von
Gruppen in Situationen der Verletzlichkeit erwéhnt werden.

Schweden: Es ist wichtig, verletzlichen Gruppen Sichtbarkeit zu verleihen und die Perspektive von
LGBTQ zu beriicksichtigen. Eine Liste von Gruppen in einer separaten Bestimmung der Empfehlung wird
bevorzugt.

Spanien: Die Streichung der Liste aus dieser Bestimmung und ihre Aufnahme in einen neuen Absatz
werden unterstiitzt. Die Liste sollte nicht erschopfend sein. Der Wortlaut sollte allgemein gehalten werden,
etwa ,,Gruppen, die sich aufgrund personlicher, wirtschaftlicher und sozialer Umstéinde in Situationen der
Verletzlichkeit und/oder sozialen Ausgrenzung befinden®.

Stidafrika: Die Aufnahme einer Liste von Gruppen in Situationen der Verletzlichkeit wird unterstiitzt.
Uganda: Es sollte keine Liste geben.

Vereinigtes Konigreich: Die Aufnahme einer Liste von Gruppen in eine eigene neue Bestimmung der
Empfehlung zur Ergénzung von Artikel 6 wird unterstiitzt.

Vereinigte Staaten: Nach ,Mitglieder sollten® ist ,,sich bemiihen* einzufiigen. Eine Liste birgt immer
die Gefahr, dass eine oder mehrere mafBigebliche Gruppen ausgeschlossen werden. Die Liste sollte mit
»etwa‘ eingeleitet werden.

Arbeitgeber

Konsolidierte Antwort, CEOE, CEPYME, CONFIEP, UCCAEP, VBO-FEB: Das Amt sollte klarstel-
len, inwiefern die Streichung der Bezugnahme auf verletzliche Gruppen Stigmatisierung vermeiden wiirde.
Einem Verweis auf,,Gruppen in Situationen der Verletzlichkeit* anstelle von ,,verletzliche Gruppen* konnte
zugestimmt werden; dies ist jedoch moglicherweise nicht angemessen, da Frauen und Arbeitsmigranten an
anderer Stelle in den Instrumenten ausdriicklich genannt werden, LGBTI dagegen nicht. Die Beibehaltung
der Liste von Gruppen und insbesondere der Bezugnahme auf LGBTI wird unterstiitzt. Es wird angeregt, den
Einleitungssatz wie folgt zu fassen: ,,Die Mitglieder sollten sicherstellen, dass Malnahmen zur Verhinderung
von Gewalt und Beléstigung allen Personen den gleichen Schutz bieten, darunter:* In den Buchstaben a bis i
sollte ,,Arbeitnehmer* durch ,,Personen‘ ersetzt werden, mit Ausnahme des Verweises auf ,,schwangere und
stillende Frauen® in Buchstabe b und auf ,,Migranten* in Buchstabe e.

APINDO: Internationale Normen sollten Werten Rechnung tragen, die in unterschiedlichen religiosen
und kulturellen Kontexten verwurzelt sind. Die Liste ist zu streichen. Vorgeschlagen wird der Zusatz ,,ent-
sprechend ihrer Definition in innerstaatlichen Rechtsvorschriften®.

BusinessNZ: Es reicht aus, auf ,,alle Personen® Bezug zu nehmen.

CGECI, FEI: Die konsolidierte Antwort der Arbeitgeberverbiande wird unterstiitzt, mit Ausnahme der
Nennung von LGBTI.

CPC (Chile): Die Bestimmung sollte wie folgt umformuliert werden: ,,Die Mitglieder sollten sicher-
stellen, dass Mallnahmen zur Verhinderung von Gewalt und Beléstigung allen Arbeitnehmern den gleichen
Schutz bieten.* Eine Liste ist unnotig.
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NHO: Zur Foérderung von Vielfalt und Inklusion sollte die Liste verletzlicher Gruppen beibehalten
werden.

SAE: Diese Bestimmung sollte wie folgt umformuliert werden: ,,Die Mitglieder sollten sicherstellen,
dass MaBnahmen zur Verhinderung von Gewalt und Beléstigung nicht dazu fithren, dass Frauen und verletz-
liche Gruppen nur beschrénkt Zugang zu speziellen Arbeitsplédtzen, Sektoren oder Berufen haben oder infolge
dessen davon ausgeschlossen werden.*

SEV: Der Ausschluss von LGBTI aus der Liste geschiitzter Personen ist fragwiirdig.

Arbeithehmer

Konsolidierte Antwort, ASI, CLC, CTC, FTF, LO (Dinemark): Der Vorschlag des Amtes, den
urspriinglichen Gehalt dieser Bestimmung durch die Streichung der Liste von Gruppen wiederherzustellen,
wird unterstiitzt, da der Text durch die Stellung der Liste am Ende inkohdrent wird. Das in der Bestimmung
urspriinglich aufgegriffene Thema ist wichtig genug fiir eine Aufnahme in das Ubereinkommen, beispiels-
weise nach Artikel 6. LGBTI-Arbeitnehmer zdhlen zu den am stirksten diskriminierten und Gewalt und
Beléstigung ausgesetzten Personen. Die Arbeitnehmerverbénde wiirden eine Liste ohne LGBTI+-Arbeitneh-
mer nicht akzeptieren, selbst wenn sie nicht erschopfend wire. Es ist unerlésslich, sicherzustellen, dass die
Instrumente alle Arbeitnehmer erfassen, und anzuerkennen, dass bei bestimmten Gruppen, die aufgrund der
bestehenden Ungleichheit und diskriminierenden Einstellungen unverhdltnisméfig stark von Gewalt und
Beléstigung betroffen sind, besondere Anstrengungen erforderlich sein kdnnen. Die Wiederaufnahme der
Diskussion iiber die Aufnahme einer Liste von Gruppen in eine neue Bestimmung konnte jedoch erneut eine
Aufladung des Themas bewirken.

ACTU: Das in Punkt 26 angesprochene Thema ist wichtig genug, dass seine Aufnahme in das Uberein-
kommen gerechtfertigt ist. Es besteht kein Einwand gegen die Streichung der Liste.

AEFIP, ASDECCOL, APOC, UEJIN, UITOC: ,,Beschiftigte des dffentlichen Sektors mit Zugang zu
vertraulichen Informationen, die als Informanten und/oder Beschwerde fiihrende Personen fungieren® sollten
in die Liste aufgenommen werden.

BAK: Die Liste sollte Eingang in die Empfehlung finden. Angeregt wird zudem die Aufnahme von
Arbeitnehmerlnnen in prekéren Arbeitsverhdltnissen sowie von Personen, die einen Ersatzdienst flir den
Webhrdienst leisten.

CCOQO: Die Liste ist beizubehalten.

CGSLB, CGT, CSAC: Eine Liste von Gruppen wird nicht befiirwortet. Jeder Staat sollte eine solche
Liste auf der nationalen Ebene aufstellen.

CMTU: Unterstiitzt den Absatz.

COSATU, CTC, LBAS: Die Wiederherstellung des urspriinglichen Gehalts von Punkt 26 wird unter-
stiitzt. Eine erneute Diskussion iiber eine Liste konnte den Prozess erschweren.

CSC: Eine Liste wird abgelehnt. Die Instrumente kdnnten eventuell die Verpflichtung fiir die Staaten
vorsehen, eine solche Liste gemeinsam mit allen mafgeblichen Akteuren auf der nationalen Ebene aufzu-
stellen.

FEDUSA, ZCTU (Simbabwe): Der Absatz sollte wie folgt umformuliert werden: ,,Verletzliche Grup-
pen im Sinne dieses Ubereinkommens sind alle Personengruppen entsprechend ihrer Definition in den inter-
nationalen Instrumenten und innerstaatlichen Rechtsvorschriften, die historische Benachteiligungen erlitten
haben, diskriminiert oder ausgegrenzt werden und unverhéltnisméBig stark von Gewalt und Beldstigung
betroffen sein kdnnen.*

FGTB, LO (Schweden), TCO, Saco, UMT: Eine Liste wird nicht unterstiitzt.

CNV, FNV: Die Streichung der Liste wird unterstiitzt, da eine Wiederaufnhahme der Diskussion nicht
hilfreich wére. Mit einem inklusiven Begriff ohne ndhere Angabe der verletzlichen Gruppen wiirde sicher-
gestellt, dass niemand zuriickgelassen wird.

FO: Aufgrund ihrer Bedeutung sollte die Liste eigens in eine neue Bestimmung des Ubereinkommens
nach Artikel 6 aufgenommen werden.

FO, FTF, IFJ, LO (Danemark), LO (Norwegen), NTUC (Philippinen), Unio, YS: Die Wiederherstel-
lung des urspriinglichen Gehalts von Absatz 26 wird unterstiitzt.

IFJ: Unterstiitzt eine Liste mit Faktoren oder Merkmalen, die mit einem hoheren Risiko von Gewalt
und Beldstigung verbunden sind.

MTUC: Unterstiitzt den Vorschlag des Amtes.

NZCTU: Eine Liste ohne LGBTI+-Arbeitnehmer kann nicht unterstiitzt werden. Die aktuelle Liste
sollte in einen neuen Absatz der Empfehlung aufgenommen werden.
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OPZZ: Die Bestimmung sollte allgemein gehalten werden, da sich jede Person, die von Gewalt und
Belastigung betroffen ist, darauf berufen kann.

TUC: Der Vorschlag, die Liste aus Absatz 12 zu streichen und sie nicht in Artikel 6 aufzunehmen, wird
unterstiitzt, solange in den Instrumenten anerkannt wird, dass zum Schutz von Gruppen, die stirker von
Gewalt und Beldstigung betroffen sind, spezielle Ansétze benotigt werden.

UNT: Es wird vorgeschlagen, ,,und ... verletzlichen Gruppen durch ,,oder ...Gruppen in Situationen
der Verletzlichkeit* zu ersetzen und Hausangestellte, Heimarbeiter, Katalogverkaufer, Erwerbstétige auf der
Strafle und Landarbeiter hinzuzufiigen.

Absatz 12 Buchstabe a

(Absatz 13 Buchstabe a)
Regierungen
Chile: Im Spanischen sollte ,,de edad durch ,,adultos mayores* ersetzt werden.
Mexiko: Im Spanischen sollte ,,trabajadores de edad* durch ,,personas adultos mayores* ersetzt werden.

Arbeithehmer

UNT: Es sollte angegeben werden, ob sich dieser Punkt auf das Mindestarbeitsalter bzw. auf welches
Alter er sich bezieht.

Absatz 12 Buchstabe b

(Absatz 13 Buchstabe b)

Regierungen
Spanien: ,lactantes” sollte durch ,,en periodo de lactancia“ ersetzt werden.
Arbeitnehmer

CCOQ: Der Buchstabe sollte wie folgt unterteilt werden: ,,b) schwangere und stillende Arbeitnehme-
rinnen“ und ,,c) Arbeitnehmer mit Familienpflichten®.

Absatz 12 Buchstabe d

(Absatz 13 Buchstabe d)

Regierungen

Osterreich: Es sollte eine generelle bzw. erginzende Formulierung gefunden werden, etwa ,,Arbeit-
nehmer mit ansteckenden oder stigmatisierenden Krankheiten®.
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Absatz 12 Buchstabe f

(Absatz 13 Buchstabe f)

Arbeithehmer

CGT-RA: Folgende Umformulierung wird vorgeschlagen: ,,Arbeitnehmer aus ortsanséssigen und indi-
genen Bevolkerungsgruppen®.

Absatz 12 Buchstabe g

(Absatz 13 Buchstabe g)

Regierungen

Vereinigte Staaten: Vor ,.ethnische® sollte ,,rassische” eingefligt werden.
Absatz 12 Buchstabe i

(Absatz 13 Buchstabe i)

Regierungen

Agypten, Kamerun, Senegal: Zu streichen.

Finnland: Ein moglicher Kompromiss besteht darin, in Buchstabe i auf Gruppen zu verweisen, die
aufgrund der sexuellen Orientierung oder der Geschlechtsidentitét diskriminiert werden.

Italien, Malta: Der Buchstabe sollte so umformuliert werden, dass auf ,,sexuelle Orientierung* Bezug
genommen wird.

Mali: Verweise auf LGBTI werden nicht unterstiitzt.

Nigeria: Dieser Buchstabe ist nicht mit innerstaatlichen Rechtsvorschriften, Brauchen und Traditionen
vereinbar und wird daher nicht unterstiitzt.

Paraguay: Es sollten nur LGBTI-Arbeitnehmer erwéhnt werden.

Osterreich: Der Bezug zu LGBTIQ konnte durch einen expliziten Bezug auf die ,,sexuelle Orientie-
rung™ ersetzt werden.

Tunesien: Die religiosen Uberzeugungen, Briuche und Kapazititen der Staaten sollten beriicksichtigt
werden.

Ungarn: Die Definition von ,,gendernonkonforme Arbeitnehmer* sollte geklart werden.
Arbeitgeber

CBI: LGBTI sollten in die Liste aufgenommen werden.
SYNDUSTRICAM: Zu streichen.
UIA: Der Ausschluss von LGBTI wire inakzeptabel.

Arbeithehmer

UGTC (Kamerun): Der Wortlaut sollte durch ,,andere Kategorien von Arbeitnehmern® ersetzt werden.
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KOMMENTAR DES AMTES

Das Amt erinnert an die umfassenden Beratungen auf der Konferenz iiber Artikel 6 des Uber-
einkommens und den damit zusammenhéngenden Absatz 12 der Empfehlung zur Aufhahme einer
Liste spezifischer Gruppen von Arbeitnehmern, die unverhiltnisméfig stark von Gewalt und Belds-
tigung betroffen sind. Dabei wurden vielfdltige Meinungen geduBlert, sowohl fiir als auch gegen
eine Liste. Beurteilt wurde auch die Frage, ob im Falle der Aufnahme einer solchen Liste LGBTI
erwiahnt werden sollten oder nicht. Das Amt erinnert daran, dass der Ausschuss die in Artikel 6 des
Ubereinkommens enthaltene Liste im Rahmen des Anderungsverfahrens in Absatz 12 der Empfeh-
lung verschoben hat. Aus Zeitgriinden hat sich der Ausschuss nicht mit Absatz 12 befasst; der Text
wurde in Klammern gesetzt, d. h. weder angenommen noch abgelehnt.

Die Mehrzahl der Regierungen und Arbeitnehmerverbande sprach sich nachdriicklich dafiir
aus, den urspriinglichen Gehalt von Absatz 12 wiederherzustellen, um zu vermeiden, dass der
Zugang von Frauen oder unverhéltnismafig stark von Gewalt und Beldstigung betroffenen Gruppen
zu bestimmten Sektoren, Tétigkeiten oder Berufen durch MaBnahmen zur Verhinderung von
Gewalt und Beléstigung eingeschrankt wird oder ihnen ganz verwehrt bleibt. Absatz 12 wurde vor
diesem Hintergrund und im Einklang mit Artikel 6 (nun Artikel 7) des Ubereinkommens iiberar-
beitet.

Befiirwortet wurde auch, ergiinzend zu Artikel 6 (nun Artikel 7) des Ubereinkommens einen
gesonderten Absatz mit einer Aufzihlung der unverhiltnisméBig stark von Gewalt und Beléstigung
betroffenen Gruppen aufzunehmen. In den Antworten zu Artikel 6 und Absatz 12 von Bericht V(1)
wurde eine Reihe der bereits wihrend der Konferenz geduBerten Standpunkte bekriftigt, wobei
detaillierte Griinde flir wie gegen die Aufnahme einer Liste angefiihrt wurden. Die meisten Regie-
rungen, die diese Bestimmung kommentierten, unterstiitzten die Aufnahme einer Liste. Mehrere
andere Regierungen regten an, die Liste ganz zu streichen, und einige lehnten eine Liste an sich
nicht ab, schlugen jedoch die Streichung der expliziten Bezugnahme auf LGBTI-Arbeitnehmer vor.
Die Arbeitnehmerverbinde hielten es in ihren Antworten mehrheitlich fiir wichtig, alle Arbeitneh-
mer zu erfassen und anzuerkennen, dass bei bestimmten Gruppen besondere Anstrengungen erfor-
derlich sein konnten. Dabei vertraten sie die Position, dass eine Liste, sofern sie aufgenommen
wiirde, LGBTI+-Arbeitnehmer enthalten sollte. Allerdings seien Versuche zur Wiederaufnahme
einer Liste nicht hilfreich. Die Arbeitgeberverbénde bekundeten in der Mehrzahl ihrer Antworten
ihre Préferenz flir eine Liste und dariiber hinaus fiir eine Aufnahme von LGBTI in diese Liste.
Gleichzeitig machte eine Reihe von Arbeitgeberverbdnden deutlich, dass sie entweder die Auf-
nahme einer Liste oder die Einbeziehung von LGBTI in eine solche Liste ablehnten.

Angesichts der Unterstiitzung fiir die Beibehaltung einer Liste von Gruppen, die unverhaltnis-
maifig stark von Gewalt und Beléstigung betroffen sind, wurde an der Liste festgehalten, und zwar
in einem neuen Absatz (Absatz 13), dessen Einleitungssatz an Artikel 6 (nun Artikel 7) angeglichen
wurde. Zur besseren Angleichung und in Anbetracht vieler Antworten von Arbeitgeberverbianden
hat das Amt redaktionelle Anderungen vorgenommen, sodass in der Liste allgemeiner von Personen
gesprochen wird. Die nachfolgenden Absitze wurden entsprechend umnummeriert.

Das Amt verweist jedoch auf das Ziel der Instrumente, das darin besteht, allen Personen
Schutz vor Gewalt und Beldstigung zu bieten. Das Amt stellt fest, dass die Aufnahme einer Liste
bestimmter Gruppen in einigen Lidndern den Ausschluss anderer Gruppen, die in bestimmten
innerstaatlichen Kontexten besonders relevant sind, bewirken kénnte oder moglicherweise den
Umstand auller Acht ldsst, dass sich im Laufe der Zeit neue Gruppen herausbilden kdnnten. Zudem
erinnert das Amt an die langwierigen Beratungen im Ausschuss iiber die Aufnahme bestimmter
Gruppen in die Liste, die ein Hindernis fiir weitere Debatten darstellten. Der Geltungsbereich der
Begriffe ,,verletzliche Gruppen“ und ,,Gruppen in Situationen der Verletzlichkeit™ ist so weit
gefasst, dass er einen breiten Personenkreis abdecken und die Annahme und Durchfithrung der
Instrumente erleichtern diirfte.
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DURCHSETZUNG, ABHILFEMASSNAHMEN UND UNTERSTUTZUNG
Absatz 13 (Einleitungssatz)

(Absatz 14 (Einleitungssatz))

Regierungen

Algerien: Folgende Ergdnzungen werden vorgeschlagen: ,,Begleitung bei der beruflichen Wiederein-
gliederung*, ,,psychologische und soziale Unterstiitzung* und ,,medizinische, psychiatrische und psycho-
logische Betreuung der Opfer*.

Belgien: Die Einbeziehung des Rechts auf Kiindigung wird nicht unterstiitzt.

Chile: ,,wirksamen* ist zu streichen.

Ddnemark, Finnland, Norwegen: ,sollten ... umfassen® ist durch ,.kdnnten ... umfassen* zu ersetzen.
Neuseeland: Unterstiitzt den Text.

Osterreich: Die Umsetzung sollte im Einklang mit den jeweiligen nationalen Rechtsordnungen erfol-
gen.

Peru: Es ist wichtig, Abhilfemalinahmen wie Entschdadigung zu erwihnen.

Vereinigte Staaten: ,,Gewalt und Beldstigung sollten ... einschlieen* ist zu ersetzen durch ,,Gewalt
und Beldstigung hdngen von den spezifischen Umstéinden ab und konnten ... einschlieBen®. ,,Strafschaden-
ersatz““ und ,,Kiindigung mit Entschiddigung* werden zur Aufnahme in die Liste vorgeschlagen.

Arbeitgeber

Konsolidierte Antwort, BUSA, NEF: Nach ,,sondern* sollte ,,den Umstidnden entsprechend* hinzu-
gefligt werden.

CPC (Chile): ,,sollten* ist durch ,,kdnnten‘ zu ersetzen.

Keidanren: Hinzugefiigt werden sollte ,,soweit dies angemessen ist*.

Absatz 13 Buchstabe a

(Absatz 14 Buchstabe a)

Regierungen

Belgien: Die Wiedereingliederung von Arbeitnehmern, deren Arbeitsverhdltnis beendet wurde, kann
nur mitgetragen werden, wenn die Beendigung eine Vergeltungsmafinahme war.

Osterreich: Die Wiedereinstellung von Personen, deren Arbeitsverhiltnis aufgeldst wurde, obliegt der
Vertragsautonomie des Arbeitgebers.

Schweiz: Zu streichen.
Arbeitgeber

Konsolidierte Antwort, BUSA, UCCAEP: Der Begriff ,,oder Versetzung™ sollte hinzugefiigt werden.

SAE: Nach ,,Wiedereinstellung® sollte hinzugefiigt werden ,,auf Ersuchen des Opfers von Gewalt und
Belastigung™.

SGV-USAM: Eine Pflicht zur Wiedereinstellung ist abzulehnen.

Arbeithehmer

UNT: ,,unter den gleichen Bedingungen* sollte hinzugefiigt werden.
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Absatz 13 Buchstabe b

(Absatz 14 Buchstabe b)

Regierungen
Chile: Zu streichen.

Osterreich: Diese Bestimmung kann potenziell sehr weit gehen.

Vereinigte Staaten: ,jmaterielle und nichtmaterielle Schiaden sollte durch ,,Auslagen, entgangener
Lohn sowie kdrperlichen und emotionalen Schaden® ersetzt werden.

Arbeitnehmer

UNT: Zusitzlich sollte es heiflen ,,Ersatz fiir korperlichen, seelischen, wirtschaftlichen, vermdgens-
rechtlichen oder moralischen Schaden®.

Absatz 13 Buchstabe ¢

(Absatz 14 Buchstabe c)

Regierungen

Belgien, Marokko, Panama, Paraguay: Unterstiitzen den Vorschlag des Amtes.
Spanien: ,,sofort vollziechbare Malnahmen® sollte ndher erldutert werden.

Vereinigte Staaten: ,sicherzustellen ... zu dndern sind* ist zu ersetzen durch ,,bestimmte Verhaltens-
weisen unterbunden oder Politiken und Praktiken geéndert werden®.

Arbeitnehmer
CCOQ: Unterstiitzt den Vorschlag des Amtes.

Absatz 13 Buchstabe d

(Absatz 14 Buchstabe d)

Regierungen

Spanien.: Im Spanischen sollte wie folgt umformuliert werden: ,,honorarios legales y costes™.

Thailand: Es sollte angegeben werden, wer die gerichtlichen Gebiihren und Kosten zu tragen hat.
Arbeitnehmer

CGIL, CISL, UIL: Gerichtliche Kosten sollten nicht von Opfern getragen werden miissen.

CNTB: Hinzugefiigt werden sollte ,,darunter eine vom Urheber der Gewalthandlung oder Beléstigung
getragene Entschidigung fiir die Verletzung™.

UNT: Folgende Umformulierung wird vorgeschlagen: ,,psychologische, medizinische sowie gericht-
liche Gebiihren und Kosten®.

KOMMENTAR DES AMTES
In Anbetracht der Antworten bleibt der Text weitgehend unverdndert, abgesehen von gering-

fiigigen redaktionellen Anderungen im Einleitungssatz zur Vermeidung von Redundanz und in
Buchstabe ¢ aus sprachlichen Griinden.
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Absatz 14

(Absatz 15)

Regierungen
Chile: Zu streichen.

Osterreich: Diese Bestimmung ist sehr allgemein gehalten; die Umsetzung sollte im Einklang mit den
jeweiligen nationalen Rechtsordnungen erfolgen.

Neuseeland: Unterstutzt den Text.

Spanien: Diese Bestimmung sollte sich auf Entschiddigung beziehen, die vom Urheber zu leisten ist.
Im Spanischen sollte ,,indemnizacion® durch ,,compensacion® ersetzt werden.

Vereinigte Staaten: Es wird vorgeschlagen, von ,,Gewalt und Beldstigung™ zu sprechen und
,Behinderung, die zu Arbeitsunfahigkeit fithrt* durch ,,Verletzungen und Erkrankungen, die ... fiihren* zu
ersetzen.

Arbeitgeber

Konsolidierte Antwort, CEOE, CEPYME, SN, VBO-FEB: ,,psychosozialer oder physischer* sollte
gestrichen werden, da die Adjektive zur Beschreibung von Behinderung variieren kénnen.

CIP, CONFIEP, CPC (Chile), UCCAEP: ,,psychosozialer oder physischer* ist zu streichen.

SGV-USAM: Ein genereller Anspruch auf Entschidigung fiir Opfer in solchen Fillen ist abzulehnen.

Arbeithehmer

BAK: Opfern von Gewalt und Beléstigung miissen nicht erst bei Arbeitsunfahigkeit, sondern bereits
bei negativen Beeintrachtigungen, die langfristige und damit kostenintensive Therapien notwendig machen,
Entschadigungsanspriiche zustehen.

KOMMENTAR DES AMTES

In Anbetracht der Antworten bleibt der Text unveridndert.
Absatz 15 (Einleitungssatz)

(Absatz 16 (Einleitungssatz))

Regierungen

Belgien: Vereinigungen, Verbdnden und juristischen Personen sollte Zugang zu Streitbeilegungs- und
Gerichtsverfahren gewihrt werden. ,,Streitbeilegungsmechanismen® sollte durch ,,Abhilfemafinahmen und
Wiedergutmachungsmechanismen* ersetzt werden.

Diinemark, Finnland, Norwegen, Osterreich, Vereinigtes Konigreich: Die Mitgliedstaaten sollten mehr
Spielraum haben; es sollte auf die Angemessenheit der innerstaatlichen Gesetzgebung und Praxis oder Uber-
einstimmung damit verwiesen werden.

Osterreich: Es sollte den Mitgliedstaaten mdglich sein, spezialisierte Unterstiitzung fiir besonders
betroffene Gruppen einzurichten.

Kanada: In einem zusétzlichen Buchstaben sollte auf Mechanismen wie die von einem Dritten vermit-
telte/moderierte friihzeitige Einigung mit dem Arbeitgeber oder eine Untersuchung durch eine sachkundige,
unabhéngige und unparteiische Person Bezug genommen werden.
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Peru: Die Einrichtung spezieller Mechanismen fiir eine beschleunigte Streitbeilegung und die Umkehr
der Beweislast werden unterstiitzt.

Vereinigte Staaten: ,;sollten” ist durch ,.kdnnten‘ zu ersetzen.
Arbeitgeber

Konsolidierte Antwort, CEOE, CEPYME, CIP, CONFIEP, VBO-FEB, UCCAEP: Am Schluss sollte
»soweit dies angemessen* eingefiigt werden.

CPC (Chile): ,,Beldstigung* sollte um ,,am Arbeitsplatz* ergénzt werden.

Keidanren: Zu streichen.

SN: Es wird vorgeschlagen, ,,sollten* durch ,.kdnnen‘ zu ersetzen und ,,soweit/dort, wo dies angemes-
sen ist* hinzuzufiigen. Anderenfalls sind die Buchstabe a, b und e zu streichen.

Arbeitnehmer

CGSLB, FGTB: Vereinigungen, Verbande oder juristische Personen sollten an der Streitbeilegung mit-
wirken, um Beschwerde fithrende Personen zu vertreten oder zu unterstiitzen.

Absatz 15 Buchstabe a

(Absatz 16 Buchstabe a)

Regierungen

Chile: Zu streichen.

Schweden: Alle allgemeinen Gerichte sollten in der Lage sein, Félle aller Art zu behandeln.
Arbeitgeber

NHO, SN: Zu streichen.
Arbeitnehmer

UNT: Vor ,,in Féllen* sollte ,,in Gleichstellungs- und Menschenrechtsfragen eingefiligt werden.
Absatz 15 Buchstabe b

(Absatz 16 Buchstabe b)

Regierungen

Kanada: ,beschleunigte Verfahren“ sollte durch ,,zeitgerechte oder effiziente Bearbeitung® ersetzt
werden.

Schweden: Die Bestimmung ist in Bezug auf die jeweiligen Systeme der Mitglieder zu detailliert. Die
Verpflichtung zu einer raschen Bearbeitung solcher Fille kann sich negativ auf den Riickhalt der Mitglieder
fiir die Empfehlung auswirken.

Arbeitgeber
SN: Zu streichen.
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Absatz 15 Buchstabe ¢

(Absatz 16 Buchstabe c)

Regierungen
Belgien: Eine Bezugnahme allein auf Opfer wird bevorzugt.
Arbeitnehmer

UNT: Vor ,,Unterstiitzung™ sollte ,,medizinische und psychologische* hinzugefiligt werden.
Absatz 15 Buchstabe d

(Absatz 16 Buchstabe d)

Arbeithehmer

CNTB: Hinzugefiigt werden sollte ,,die fiir Arbeitnehmer in Ubersetzungen in den am weitesten ver-
breiteten Sprachen des Landes verfligbar sind*.

Absatz 15 Buchstabe e

(Absatz 16 Buchstabe e)

Regierungen

Belgien: Die Umkehr der Beweislast fiir alle Missbrauchsfille in Zivilverfahren wird unterstiitzt. Die
Bestimmung sollte in Artikel 10 aufgenommen werden.

Chile: Die Bestimmung sollte durch ,Einsatz aller gesetzlich zuldssigen Beweismittel mit einer
Begrenzung rechtswidriger Beweise® ersetzt werden.

Ddnemark, Norwegen: ,,Umkehr der Beweislast™ ist bei einer fehlenden Unterscheidung zwischen
Straf- und Zivilrecht bedenklich und sollte durch innerstaatliche Bestimmungen geregelt werden.

Finnland: Die Umkehr der Beweislast kann nicht fiir Strafsachen gelten.

Islamische Republik Iran: Das Verfahren fiir den Zugang zur Quelle der Beweise und/oder die Bewer-
tung ihrer Qualitét sollte néher erldutert werden.

Italien: Die Formulierung sollte gedndert werden, um Umsetzungsschwierigkeiten zu vermeiden.
Kanada: Hinzugefiigt werden sollte ,,soweit dies angemessen ist*.
Neuseeland, Schweiz, Ungarn, Vereinigtes Konigreich: Diese Bestimmung ist zu streichen.

Osterreich: Es wird vorgeschlagen, die Formulierung ,,Umkehr der Beweislast* durch ,reduzierte
Beweislast zu ersetzen. Die Bestimmung ist sehr allgemein gehalten, und es wird nicht ausgefiihrt, worauf
sich eine Umkehr der Beweislast beziehen und in welchen Féllen sie zur Anwendung kommen soll.

Schweden: Die Umkehr der Beweislast im Strafrecht wird nicht unterstiitzt.

Spanien. Es sollte klargestellt werden, dass sich diese Bestimmung auf die Arbeitsgerichtsbarkeit und
in keinem Fall auf die Strafgerichtgerichtsbarkeit bezieht.

Vereinigte Staaten: ,,sofern dies angemessen ist, in Zivilverfahren* sollte hinzugefiigt werden.
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Arbeitgeber

CPC (Chile), NHO, SGV-USAM: Zu streichen.

DA: In Strafsachen kann die Beweislast nicht umgekehrt werden.

SN: Zu streichen. Die Beweislast kann in Strafsachen und in einigen Zivilsachen nicht umgekehrt
werden.

Arbeithehmer

CGSLB, FGTB: Die Umkehr der Beweislast wird fiir alle Arten von missbrauchlichem Verhalten
unterstiitzt.

CIDA: Die Umkehr der Beweislast ist ein heikles Thema.

FO: Es wird bedauert, dass die Umkehr der Beweislast nur in der Empfehlung enthalten ist.

UNT: Nach ,,Beweislast“ sollte ,,auf den Urheber* hinzugefiigt werden.

KOMMENTAR DES AMTES

Fiir den Einleitungssatz regten einige Regierungen an, ,,gemal der innerstaatlichen Gesetzge-
bung und Praxis* hinzuzufiigen, und viele Arbeitgeberverbande schlugen den Zusatz ,,sofern dies
angemessen ist“ vor. In Anbetracht der Antworten bleibt der Einleitungssatz unverindert.

In Buchstabe d wurden kleinere redaktionelle Anderungen vorgenommen, um die Lesbarkeit
zu verbessern. Das Amt nimmt die Bedenken zur Kenntnis, die in einer Reihe von Antworten zu
Buchstabe e hinsichtlich der Umkehr der Beweislast in Strafsachen gedufB3ert wurden, und merkt an,
dass diese Bestimmung nicht fiir eine Anwendung in Strafverfahren gedacht war. Im Interesse gro-
Berer Klarheit wurde am Schluss des Buchstaben ,,ausgenommen Strafverfahren* hinzugefiigt.

Absatz 16 (Einleitungssatz)

(Absatz 17 (Einleitungssatz))

Regierungen

Belgien: ,,AbhilfemaBnahmen® sollte gestrichen werden, da sich diese Bestimmung nicht auf Gerichts-
verfahren bezieht.

Didnemark, Finnland: Es wird vorgeschlagen, am Ende des Einleitungssatzes ,,geeignete Mafnahmen,
etwa“ einzufiigen oder ,,sollten ... umfassen* durch ,.konnten ... umfassen® zu ersetzen.

Kolumbien: Die Buchstaben e, f und g sollten innerstaatlich geregelt werden.
Neuseeland, Vereinigte Staaten: ,;sollten ... umfassen® ist durch ,,koénnten ... umfassen zu ersetzen.
Norwegen: Am Ende sollte es heillen ,,geeignete MaBBnahmen umfassen, etwa ...*.

Vereinigtes Konigreich: Am Schluss sollte ,,soweit dies angemessen ist™ eingefligt werden.
Arbeitgeber

Konsolidierte Antwort, CIP, CPC (Chile), UCCAEP: Am Schluss sollte ,,soweit dies angemessen
ist eingefiigt werden.

DA: In Anbetracht des Gehalts dieser Bestimmung erscheint eine Einhaltung unrealistisch.

Keidanren, SGV-USAM: Zu streichen.

SN: Die MaBnahmen miissen freiwilliger Art sein.
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Absatz 16 Buchstabe a

(Absatz 17 Buchstabe a)

Regierungen

Algerien: Folgende Umformulierung wird vorgeschlagen: ,,materielle oder moralische und/oder soziale
Unterstiitzung fiir die Wiedereingliederung der Opfer in den Arbeitsmarkt*.

Absatz 16 Buchstabe b

(Absatz 17 Buchstabe b)

Regierungen

Indonesien: Angebracht ist der Zusatz ,,oder andere Dienstleistungen, die gemdf3 den Regelungen im
Mitgliedsland auBerhalb des Arbeitsplatzes erbracht werden®.

Tunesien: Vor ,,Beratungs-* sollte ,,Begleitung und* hinzugefiigt werden.

Vereinigte Staaten: Es sollte heillen ,,Beratungs- und Informations- sowie zivilrechtliche Dienste®.
Absatz 16 Buchstabe e

(Absatz 17 Buchstabe e)

Arbeitnehmer

UNT: Folgende Anderung wird vorgeschlagen: ,rechtliche Unterstiitzung sowie medizinische und
psychologische Betreuung®.

Absatz 16 Buchstabe f

(Absatz 17 Buchstabe f)

Regierungen
Algerien: Stattdessen sollte es heiflen: ,,Aufnahme- und Beratungszentren, einschlieBlich Unterbrin-
gungseinrichtungen®.

Absatz 16 Buchstabe g

(Absatz 17 Buchstabe g)

Regierungen

Schweden: Eine detaillierte Formulierung ist zu vermeiden, da die Mitglieder iiber die Organisation
polizeilicher Aktivititen entscheiden sollten.

Vereinigte Staaten: Es wird vorgeschlagen, am Anfang ,.staatliche Behorden, darunter und nach
»Polizei” ,die fiir die Unterstiitzung von Opfern geschult wurden* hinzuzufiigen.

Arbeithehmer

CGT-RA: ,spezielle Organismen oder Zentren fiir die Opferbetreuung™ sollte hinzugefiigt werden.
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UNT: Folgende Anderung wird vorgeschlagen: ,,auf Gleichstellungs- und Menschenrechtsfragen spe-
zialisierte Einheiten der Justizpolizei zur Unterstiitzung von Opfern®.

KOMMENTAR DES AMTES

In Anbetracht der Antworten bleibt der Text unveridndert.
Absatz 17 (Einleitungssatz)

(Absatz 18 (Einleitungssatz))
Regierungen
Belgien, Vereinigte Staaten: ,,sollten ist durch ,.kénnten“ zu ersetzen.

Chile: Da hiusliche Gewalt iiber den Geltungsbereich des Ubereinkommens hinausgeht, ist der Absatz
zu streichen.

Ddnemark, Finnland, Norwegen: Hinzugefiigt werden sollte ,,geeignete MalBinahmen, etwa®. ,soll-
ten‘ ist durch ,,.konnten® zu ersetzen.

_Deutschland: Es wird angeregt, den Einleitungssatz wie folgt zu fassen: ,,Die in Artikel 10 Buchstabe f
des Ubereinkommens genannten Maflnahmen gegen die Auswirkungen von hiuslicher Gewalt auf die
Arbeitswelt sollten dort, wo es angemessen ist, z. B. Folgendes umfassen:

Neuseeland: ,,sollten* ist durch , konnten‘ zu ersetzen.

Peru: Die Notwendigkeit von Maflnahmen gegen die negativen Auswirkungen von hauslicher Gewalt
in der Arbeitswelt sollte anerkannt werden.

Polen: Es sollte klargestellt werden, wer als Opfer von hduslicher Gewalt gilt und von wem solche
MalBnahmen zu ergreifen sind.

Osterreich: Staatliche Verpflichtungen betreffend hiusliche Gewalt in dieser Breite erscheinen als dem
gegenstindlichen Anliegen nicht dienlich. Sollte das Thema in das Instrument aufgenommen werden, so wére
dies maximal in Form einer Empfehlung an Arbeitgeber sinnvoll, sensibilisiert zu sein.

Schweiz, Spanien: Zu streichen.
Vereinigtes Konigreich: Hinzugefligt werden sollte ,,je nach Bedarf*.

Arbeitgeber

Konsolidierte Antwort, CONFIEP, UCCAEP, VBO-FEB: Hausliche Gewalt sollte nicht in den Gel-
tungsbereich der Instrumente fallen. Es ist unklar, wie die Arbeitswelt und ihre Institutionen Gewalt ent-
gegenwirken konnen, die in Privathaushalten und aus Griinden auftritt, die auBerhalb ihrer Einflusssphire
liegen. Bedenken bestehen hinsichtlich der Auferlegung rechtlicher Verantwortlichkeiten fiir Arbeitgeber
und der damit verbundenen Kosten. Die MaBinahmen sollten rein freiwilliger Art sein. Folgende Umformu-
lierung wird vorgeschlagen: ,,.Die Malnahmen zur Unterstiitzung der Opfer von héuslicher Gewalt kdnnen
dort, wo es angemessen ist, Folgendes umfassen:*

BUSA, NEF: Die Einbeziechung héuslicher Gewalt wird nicht unterstiitzt

CIP: Hauslicher Gewalt sollte im Rahmen des Strafrechts entgegengewirkt werden.

DA: Die Einhaltung der Bestimmung erscheint unrealistisch. Die Buchstaben b, ¢ und d sind proble-
matisch, insbesondere fiir KMU.

NHO: ,,sollten ist durch ,,kénnten® zu ersetzen.

Keidanren, CPC (Chile): Zu streichen.

SAE: Die Bestimmung sollte gestrichen oder wie folgt umformuliert werden: ,,Die MaBBnahmen zur
Unterstlitzung der Opfer von héuslicher Gewalt kdnnen dort, wo dies durchfiihrbar ist, Folgendes umfassen:*
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SGV-USAM: Die MafBinahmen bedeuten massive Eingriffe in die Dispositionsfreiheit der Arbeitgeber
und kénnen von KMU nicht umgesetzt werden.
SN: Die MaBnahmen miissen je nach der innerstaatlichen Gesetzgebung freiwilliger Art sein.

Arbeithehmer

OPZZ: Hausliche Gewalt sollte in der Empfehlung unberiicksichtigt bleiben.
UNT: Hinzugefiigt werden sollte ,,rechtliche Unterstiitzung sowie psychologische und medizinische
Betreuung fiir Opfer von hauslicher Gewalt*.

Absatz 17 Buchstabe a

(Absatz 18 Buchstabe a)

Regierungen

Deutschland: Folgende Umformulierung wird vorgeschlagen: ,,bezahlte Arbeitsfreistellung bei physi-
schen und/oder psychischen Erkrankungen von Arbeitnehmern, die Opfer von hauslicher Gewalt sind, wenn
die Erkrankungen zur Arbeitsunfahigkeit fiihren®.

Spanien: Diese Bestimmung ist zu streichen, da sie sich auf Leistungen der sozialen Sicherheit bezieht.
Arbeitgeber

Konsolidierte Antwort, CONFIEP, UCCAEP: ,,bezahlte* ist zu streichen.
BUSA, NEF, VBO-FEB: Eine Bestimmung, die eine zusétzliche Arbeitsfreistellung vorsieht, wird
nicht unterstiitzt; dies sollte durch Standardregelungen abgedeckt werden.

Absatz 17 Buchstabe b

(Absatz 18 Buchstabe b)

Regierungen

Deutschland: Es wird angeregt, den Buchstaben mit dem Wortlaut ,,soweit praktisch durchfiihrbar zu
ergianzen.

Arbeitgeber
NHO, VBO-FEB: Zu streichen.
Arbeitnehmer

CGT-RA: Hinzugefiigt werden sollte ,,und mit Unterstiitzung der IAO die Foérderung des fachlichen
Instrumentariums zur Entwicklung kiinftiger Rechtsvorschriften in den Mitgliedstaaten, in denen sie nicht
bereits vorhanden sind*.

Absatz 17 Buchstabe ¢

(Absatz 18 Buchstabe c)

Regierungen

Deutschland: Es wird angeregt, den Buchstaben mit dem Wortlaut ,,soweit praktisch durchfiihrbar* zu
erginzen.

Schweden: Der Schwerpunkt sollte auf MaBnahmen liegen, die sich gegen die Urheber richten, damit
Opfer ihren Arbeitsplatz nicht aufgeben miissen.
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Vereinigte Staaten: Am Schluss sollte ,,darunter zu Telearbeitspldtzen eingefiigt werden.
Arbeitgeber

NHO: Zu streichen.
Arbeitnehmer

CGT-RA: Zusitzlich sollte auf Nachstellungen (Stalking) sowie auf den Schutz in einem bestimmten
Umkreis und vor hiuslicher Gewalt verwiesen werden.

Absatz 17 Buchstabe d

(Absatz 18 Buchstabe d)

Regierungen

Spanien: Sollte diese Bestimmung nicht gestrichen werden, ist ndher zu erldutern, unter welchen
Bedingungen Schutz gewihrt wiirde.

Thailand: Auch Schutz vor Disziplinarma3nahmen sollte einbezogen werden.
Arbeitgeber
NHO, VBO-FEB: Zu streichen.

Absatz 17 Buchstabe e

(Absatz 18 Buchstabe e)

Regierungen

Deutschland: Eine arbeitsplatzbezogene Risikobewertung speziell zu héduslicher Gewalt wird wegen
der praktischen Umsetzungsschwierigkeiten abgelehnt.

Spanien: Zu streichen.

Vereinigte Staaten: Es wird vorgeschlagen, nach ,,Risiko-“ ,,und Sicherheits-“ einzufiigen und die
Bestimmung am Ende um , fiir den unmittelbar betroffenen Arbeitnehmer und fiir seine Arbeitskollegen® zu
ergianzen.

Arbeitgeber
Konsolidierte Antwort, SAE, UCCAEP, VBO-FEB: Zu streichen.
Arbeithnehmer

CGT-RA: In Bezug auf Mitglieder, die nicht iiber innerstaatliche Rechtsvorschriften zu hauslicher
Gewalt verfligen, ist behutsam zu verfahren.

Absatz 17 Buchstabe f

(Absatz 18 Buchstabe f)

Arbeithehmer

CGT-RA: Stattdessen sollte es heilen: ,,Forderung von Sensibilisierungsmafnahmen mit dem Ziel,
alle Formen von Gewalt und Beldstigung einzudimmen*.
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Absatz 17 Buchstabe g

(Absatz 18 Buchstabe g)

Regierungen
Vereinigte Staaten: Am Ende sollte ,,auf die Arbeitswelt* eingefiigt werden.
Arbeitgeber

VBO-FEB: ,,Gewalt“ sollte um ,,sowie ihre Verhinderung und mogliche GegenmalBnahmen* erginzt
werden.

KOMMENTAR DES AMTES

In den Bemerkungen mehrerer Regierungen und der meisten Arbeitgeberverbidnde wurde der
Wunsch nach mehr Klarheit und Flexibilitdt zum Ausdruck gebracht, unter anderem durch die
Hinzufiigung von Formulierungen wie ,,geeignete MaBBnahmen* oder ,,je nach Bedarf* oder die
Anderung von ,,sollten* in , kénnten* im Einleitungssatz. Einige Regierungen und Arbeitgeberver-
binde schlugen in ihren Antworten vor, diesen Absatz zu streichen. Um klarzustellen, dass es sich
hierbei nicht um eine abgeschlossene Liste handelt und dass Spielraum hinsichtlich der zu ergrei-
fenden Maflnahmen besteht, hat das Amt den Einleitungssatz am Ende um ,,je nach Bedarf* ergénzt.

Absatz 18

(Absatz 19)

Regierungen

Kanada: Nach ,,Beléstigung™ sollte ,,dort, wo dies machbar ist* hinzugefiigt werden, damit Beratung
und Wiedereingliederung nicht zu Lasten der Fahigkeit des Opfers zur Riickkehr ins Erwerbsleben gehen.

Neuseeland: Unterstiitzt den Text.

Spanien: Um zu verhindern, dass Beratung und andere MaBinahmen die Handlungsfahigkeit des Arbeit-
gebers {iberschreiten, sollte der Absatz gestrichen werden. Im Spanischen sollte ,evitar durch
Lprevenir ersetzt und ,,reincidencia“ um ,,en violencia y acoso* erginzt werden.

Vereinigte Staaten: Es wird vorgeschlagen, von ,,Gewalt oder Beldstigung* zu sprechen und ,,durch ...
unterstiitzt werden durch ,,auf ... zuriickgreifen kdnnen* zu ersetzen. Vor ,,zu erleichtern® sollte ,,dort, wo
dies machbar ist* eingefligt werden, und am Ende sollte es zusétzlich heiflen ,,Soweit dies in Bezug auf die
begangene Verfehlung angebracht ist, sollte es fiir Urheber andere Konsequenzen, einschlieBlich einer
moglichen Strafverfolgung, geben.*

Arbeitgeber

CPC (Chile): ,,in der Arbeitswelt™ ist durch ,,am Arbeitsplatz zu ersetzen.
UCCAEP: Die Anwendung des Absatzes sollte ndher erlédutert werden.

KOMMENTAR DES AMTES

In Anbetracht der Antworten bleibt der Text unveridndert.
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Absatz 19

(Absatz 20)

Regierungen

Belgien, Marokko, Neuseeland, Panama, Siidafrika: Unterstiitzen den Vorschlag des Amtes.

Osterreich: Arbeitsinspektoren sollten nicht nur eine Schulung zu geschlechtsspezifischen Fragen
erhalten, sondern generell zu allen Fragen von Diversity.

Spanien: Im Spanischen sollte ,,inspectores del trabajo* durch ,,inspectores de trabajo* ersetzt werden.
Nach ,,grupos* sollte ,,de trabajadores* hinzugefiigt werden.

Vereinigte Staaten: Vor ,,psychosoziale® sollte ,;und Risiken von Gewalt und Belédstigung in der
Arbeitswelt, wozu ... zdhlen kdnnen hinzugefiigt werden, und ,,von bestimmten Gruppen von Arbeitneh-
mern‘ ist zu streichen.

Arbeitgeber

SN: Nach ,,und* sollte ,,Joder hinzugefligt werden, und ,,Behérden* sollte durch ,,Stellen* ersetzt wer-
den.

Arbeithehmer

CCOQO: Der Vorschlag des Amtes wird unterstiitzt.
CGT-RA: ,bestimmte Gruppen“ sollte durch ,,Minderheiten und Gruppen in Situationen der Verletz-
lichkeit* ersetzt werden.

KOMMENTAR DES AMTES

In Anbetracht der Antworten bleibt der Text unveridndert.
Absatz 20

(Absatz 21)

Regierungen

Algerien: Vor ,innerstaatlichen Stellen® sollte ,,Sektoren, Institutionen und* hinzugefiigt werden.

Indonesien: Nach ,,sollte” ist ,,die Bemithungen mit dem Ziel, die Auswirkungen von ... zu verhindern
und einzuddmmen** hinzuzufiigen.

Neuseeland: Unterstiitzt den Text.
Thailand: Statt ,,und Gleichheit® sollte ,,oder Gleichheit” verwendet werden.

Vereinigtes Konigreich: Da jedes Mitglied selbst iiber die Mandate seiner innerstaatlichen Stellen ent-
scheidet, sollte die Bestimmung gestrichen werden. Alternativ ist ,,das Mandat der zu streichen. Nach
»@eschlechtergleichstellung zusténdig sind* sollte ,,oder je nach Bedarf anderer innerstaatlicher Stellen hin-
zugefligt werden.

Arbeitgeber

CPC (Chile): ,,in der Arbeitswelt* ist durch ,,am Arbeitsplatz zu ersetzen.
SN: Das Instrument konnte sich auf die Mandate mehrerer innerstaatlicher Behdrden auswirken.
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Arbeithehmer

TUC: Die Rolle der Vollzugsbehdrden bei der Bekdmpfung von Gewalt gegen Frauen und Méadchen
wird seit einiger Zeit genauer gepriift.

KOMMENTAR DES AMTES

In Anbetracht der Antworten bleibt der Text unverdandert.
Absatz 21

(Absatz 22)

Regierungen

Neuseeland: Unterstiitzt den Text. Klarungsbedarf besteht in Bezug auf Schwellen, Mittel der Daten-
erhebung und Berichtslasten.

Schweiz: Folgende Umformulierung wird vorgeschlagen: ,,Die Mitglieder sollten die Vorfille von
Gewalt und Beldstigung in der Arbeitswelt bei der Erhebung von arbeitsmarktbezogenen Daten beriicksich-
tigen und Statistiken dariiber veroffentlichen.

Thailand: Die Daten sollten auch nach dem Alter aufgeschliisselt werden.

Vereinigtes Konigreich: In Anbetracht des breiten Geltungsbereichs des Ubereinkommens kénnte die
Einhaltung dieser Bestimmung schwierig sein.

Vereinigte Staaten: Folgende Einleitung wird vorgeschlagen: ,,Die Mitglieder sollten erwégen ...zu
erheben...“. Nach ,,dem Geschlecht* sollte ,,der Rasse und Ethnizitdt hinzugefiigt werden. ,,insbesondere* ist
zu streichen.

Arbeitgeber

Konsolidierte Antwort, UCCAEP: ,,Arbeitnehmern® sollte durch ,,Personen‘ ersetzt werden.
CPC (Chile): ,,in der Arbeitswelt* ist durch ,,am Arbeitsplatz zu ersetzen.
Keidanren: Hinzugefiigt werden sollte ,,soweit dies angemessen ist*.

Arbeitnehmer

CGT-RA: ,,der Form* sollte durch ,,der Formen* ersetzt werden.
TUC: Die Mitgliedstaaten konnen Gewalt und Beldstigung am Arbeitsplatz nicht wirksam bek&dmpfen,
ohne grundlegende Daten iiber das Ausmal} des Problems zu erheben.

KOMMENTAR DES AMTES
In Anbetracht vieler Antworten der Arbeitgeberverbinde, in denen vorgeschlagen wurde,

,,Arbeitnehmern® durch ,,Personen® zu ersetzen, und im Einklang mit anderen Anderungen im
neuen Absatz 13 hat das Amt den Begriff ,,von Arbeitnehmern* gestrichen.
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LEITLINIEN, SCHULUNGEN UND SENSIBILISIERUNG
Absatz 22 (Einleitungssatz)

(Absatz 23 (Einleitungssatz))

Regierungen

Neuseeland: Unterstiitzt den Text.
Peru: Die MaBnahmen in den Buchstaben a und e sind wichtig.

Vereinigtes Konigreich: Am Schluss sollte ,,soweit dies angemessen ist™ eingefiigt werden.
Arbeitgeber

Konsolidierte Antwort: Es wird vorgeschlagen, vor ,,entwickeln ,.finanzieren“ einzufiigen und ,,ver-
breiten* durch ,,soweit dies angemessen ist™ zu ergénzen.

CPC (Chile), Keidanren: Hinzugefligt werden sollte ,,soweit dies angemessen ist™.

UCCAEP: Vor ,,entwickeln‘ sollte es zusatzlich ,,finanzieren* heillen.

Arbeitnehmer

CGIL, CISL, UIL: Bewihrte Schutzpraktiken auf der Grundlage von Informationsinstrumenten und
Regulierung sowie Verhandlungsinterventionen auf der Unternehmens-, Sektor- und/oder lokalen Ebene sind
wirksam.

Absatz 22 Buchstabe a

(Absatz 23 Buchstabe a)
Regierungen
Kanada: Hier und in Artikel 9 sollte von ,,Faktoren der Organisation der Arbeit* gesprochen werden.

Arbeitgeber

Konsolidierte Antwort: Statt ,,ungleiche Machtverhéltnisse sollte es heilen ,,Missbrauch ungleicher
Machtverhiltnisse®. ,,... billigen* sollte durch ,,zur Entstehung von... beitragen® ersetzt werden.
CPC (Chile), UCCAEP: Vor ,,Machtverhiltnisse ist der Zusatz ,,Missbrauch von ... angebracht.

Absatz 22 Buchstabe b

(Absatz 23 Buchstabe b)

Regierungen

Belgien: ,,geschlechterorientierte* sollte durch ,,insbesondere* eingegrenzt werden.
Schweden: Die detaillierte Formulierung kann problematisch sein, insbesondere fiir Richter.

Vereinigte Staaten: Nach beiden Nennungen von ,,Gewalt und Beldstigung® sollte ,,in der Arbeits-
welt* hinzugefiigt werden.

Arbeitgeber

Konsolidierte Antwort, CPC (Chile), UCCAEP: Es sollte ausdriicklich auf 6ffentliche und private
Arbeitgeber und ihre Verbénde Bezug genommen werden.
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Arbeithehmer

CGT-RA: Nach ,,Arbeitnehmer* sollte ,,im privaten oder 6ffentlichen Sektor hinzugefiigt werden.
UNT: Zusitzlich sollte ,,eine Gleichstellungs- und Menschenrechtsperspektive* aufgenommen werden.
»--. ZU helfen® bzw. ,,... zu unterstiitzen* sollte durch ,,Instrumente an die Hand zu geben* ersetzt werden.

Absatz 22 Buchstabe ¢

(Absatz 23 Buchstabe c)

Regierungen

Ecuador: Soweit dies angemessen ist, sollte auf verletzliche Gruppen Bezug genommen werden.
Niger: Die Anderung des Amtes erfasst nicht individuell betroffene Arbeitnehmer.

Spanien: Im Spanischen sollte ,,expuestos* durch ,,afectados* und ,,a la violencia y acoso* durch ,,por
la violencia y acoso* ersetzt werden.

Vereinigte Staaten: Es wird vorgeschlagen, nach ,,Gewalt und Belédstigung* ,,in der Arbeitswelt* ein-
zufligen, ,,alle Formen von® zu streichen und ,,Arbeitnehmern® durch ,,Personen‘ zu ersetzen.

Arbeitgeber

Konsolidierte Antwort: Statt ,,von Arbeitnehmern, die ... Gruppen angehdren sollte es ,,die ... genannt
sind“ heiflen.

CPC (Chile): ,,Die ... Gruppen angehoren” sollte gestrichen werden. ,,in der Arbeitswelt™ ist durch ,,am
Arbeitsplatz zu ersetzen.

UCCAEP: Statt ,,Von Arbeitnehmern, die ... Gruppen angehdren* sollte es ,,die ... genannt sind* heiflen.

Arbeitnehmer

CCOQO: ,,Die unverhiltnismiBig stark ... betroffen sind“ sollte durch ,die fiir ... verletzlich
sind* ersetzt werden.

Absatz 22 Buchstabe d

(Absatz 23 Buchstabe d)

Regierungen

Belgien: In dem Buchstaben sollte von den von Arbeitsmigranten am meisten verwendeten Sprachen
die Rede sein.

Chile: ,,insbesondere geschlechtsspezifischer Gewalt und Beldstigung* sollte gestrichen werden.
Arbeitgeber

Konsolidierte Antwort, UCCAEP: Vor ,,Sensibilisierungskampagnen® sollte ,,6ffentliche™ eingefiigt
werden.

SAE: Am Anfang der Bestimmung sollte ,,6ffentliche* eingefiigt werden. ,,einschlieSlich der von den
im Land anséssigen Arbeitsmigranten gesprochenen Sprachen® sollte gestrichen werden.

Arbeitnehmer

BAK: Die Sensibilisierungskampagnen sollten dariiber informieren, in welchen Branchen es vermehrt
zu Ubergriffen kommt, wohin sich von Gewalt bzw. Belistigung Betroffene wenden und was sie tun konnen
sowie welche Aufgaben der/die ArbeitgeberIn hat.

CGT-RA: Es wird angeregt, ,,Unannehmbarkeit” zu streichen sowie ,,und der” durch ,,und dadurch
der zu ersetzen.
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UNT: , Einstellungen* sollte durch ,,Praktiken* ersetzt werden.
Absatz 22 Buchstabe e

(Absatz 23 Buchstabe e)

Regierungen

Algerien: Die Verhinderung von Gewalt und Beldstigung sollte aufgenommen werden.

Belgien: Es sollte auf Lehrpldne Bezug genommen werden, die die Bekdmpfung von Gewalt und
Beléstigung allgemein thematisieren.

Chile: Zu streichen.

Vereinigte Staaten: Folgende Umformulierung wird vorgeschlagen: ,,je nach Bedarf und im Einklang
mit der innerstaatlichen Gesetzgebung und den innerstaatlichen Gegebenheiten Lehrplédne und Lehrmateria-
lien auf allen Stufen der allgemeinen und beruflichen Bildung, die der Auseinandersetzung mit Faktoren
dienen, welche die Wahrscheinlichkeit von Gewalt und Beldstigung in der Arbeitswelt erhhen konnen®.

Arbeitgeber

SGV-USAM: Die verbindliche Ausgestaltung von ,,geschlechtergerechten Lehrpldnen® wird nicht
unterstiitzt

Arbeitnehmer

CNTB: Es wird vorgeschlagen, ,,zu Gewalt und Beldstigung am Arbeitsplatz* hinzuzufiigen.
UNT: ,,geschlechtergerechte* sollte durch ,,an einer Gleichstellungs- und Menschenrechtsperspektive
orientierte* ersetzt werden.

Absatz 22 Buchstabe f

(Absatz 23 Buchstabe f)

Regierungen

Chile: Um allgemeiner von Medienschaffenden und Schulungsprogrammen zu sprechen, sollten ,,Jour-
nalisten und andere* und ,,geschlechtsspezifischer gestrichen werden.

Arbeitgeber

BUSA, NEF: Dies konnte sich auf den Grundsatz der Medienfreiheit auswirken.
Arbeitnehmer

CGT-RA: Nach ,,andere Medienschaffende* sollte ,,und die Werbebranche* hinzugefiigt werden.

Absatz 22 Buchstabe g

(Absatz 23 Buchstabe g)

Arbeitgeber

Konsolidierte Antwort: Vor ,,Kampagnen* sollte ,,6ffentliche* eingefiigt werden.
UCCAEP: Vor ,,Kampagnen“ sollte ,,6ffentliche* hinzugefiigt werden.
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KOMMENTAR DES AMTES

In Anbetracht der Antworten bleibt der Text weitgehend unverdndert. Im Sinne groBerer
Klarheit wurde in Buchstabe a nach ,,Wahrscheinlichkeit von Gewalt und Beldstigung® der Begriff
,in der Arbeitswelt* eingefiigt.

In Buchstabe ¢ hat das Amt nach ,,Arbeitnehmern* den Begriff ,,und anderen Personen* einge-
fiigt, um fiir Kohérenz innerhalb der vorgeschlagenen Texte zu sorgen und den Wortlaut an Arti-
kel 1 Buchstabe ¢ und Artikel 6 (nun Artikel 2 und 7) des Ubereinkommens anzugleichen. Zudem
hat das Amt in Buchstabe ¢ im Einklang mit friiheren Anderungen (siehe den Kommentar des Amtes
zu Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe a des Ubereinkommens) den Begriff , fiir alle Formen von Gewalt
und Beléstigung* gestrichen. Im Interesse der Klarheit wurde ,,Risikobewertungsinstrumente* um
,»ZzUu Gewalt und Beléstigung* ergénzt.

ILC.108/V/2A 95

R O



	Abkürzungsverzeichnis
	Verbände der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer

	Einleitung
	EINGEGANGENE ANTWORTEN UND KOMMENTARE
	I. ALLGEMEINE BEMERKUNGEN
	KOMMENTAR DES AMTES
	II. BEMERKUNGEN ZUM VORGESCHLAGENEN ÜBEREINKOMMEN ÜBER DIE BESEITIGUNG VON GEWALT UND BELÄSTIGUNG IN DER ARBEITSWELT
	Präambelabsatz 4

	KOMMENTAR DES AMTES
	Präambelabsatz 5

	KOMMENTAR DES AMTES
	Präambelabsatz 6

	KOMMENTAR DES AMTES
	Präambelabsatz 7

	KOMMENTAR DES AMTES
	Präambelabsatz 8

	KOMMENTAR DES AMTES
	Präambelabsatz 9

	KOMMENTAR DES AMTES
	Präambelabsatz 10

	KOMMENTAR DES AMTES
	Präambelabsatz 11

	KOMMENTAR DES AMTES
	Präambelabsatz 12

	KOMMENTAR DES AMTES
	I. BEGRIFFSBESTIMMUNGEN UND GELTUNGSBEREICH
	Artikel 1 (Einleitungssatz)

	KOMMENTAR DES AMTES
	Artikel 1 Buchstabe a
	(Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe a)

	KOMMENTAR DES AMTES
	Artikel 1 Buchstabe b
	(Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe b)

	KOMMENTAR DES AMTES
	Artikel 1 Buchstabe c
	(Artikel 2)

	KOMMENTAR DES AMTES
	Artikel 2 (Einleitungssatz)
	(Artikel 3 (Einleitungssatz))
	Artikel 2 Buchstabe a
	(Artikel 3 Buchstabe a)
	Artikel 2 Buchstabe b
	(Artikel 3 Buchstabe b)
	Artikel 2 Buchstabe c
	(Artikel 3 Buchstabe f)
	Artikel 2 Buchstabe d
	(Artikel 3 Buchstabe c)
	Artikel 2 Buchstabe e
	(Artikel 3 Buchstabe d)
	Artikel 2 Buchstabe f
	(Artikel 3 Buchstabe e)

	KOMMENTAR DES AMTES
	Artikel 3
	(Artikel 4)

	KOMMENTAR DES AMTES
	ZENTRALE GRUNDSÄTZE
	Artikel 4 Absatz 1
	(Artikel 5 Absatz 1)
	Artikel 4 Absatz 2 (Einleitungssatz)
	(Artikel 5 Absatz 2 (Einleitungssatz))
	Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe a
	(Artikel 5 Absatz 2 Buchstabe a)
	Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe b
	(Artikel 5 Absatz 2 Buchstabe b)
	Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe c
	(Artikel 5 Absatz 2 Buchstabe c)
	Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe d
	(Artikel 5 Absatz 2 Buchstabe d)
	Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe e
	(Artikel 5 Absatz 2 Buchstabe e)
	Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe f
	(Artikel 5 Absatz 2 Buchstabe f)
	Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe g
	(Artikel 5 Absatz 2 Buchstabe g)
	Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe h
	(Artikel 5 Absatz 2 Buchstabe h)

	KOMMENTAR DES AMTES
	Möglicher neuer Artikel nach Artikel 4
	(Artikel 5 Absatz 3)

	KOMMENTAR DES AMTES
	Artikel 5
	(Artikel 6)

	KOMMENTAR DES AMTES
	Artikel 6
	(Artikel 7)

	KOMMENTAR DES AMTES
	SCHUTZ UND PRÄVENTION
	Artikel 7
	(Artikel 8)

	KOMMENTAR DES AMTES
	Artikel 8 (Einleitungssatz)
	(Artikel 9 (Einleitungssatz))
	Artikel 8 Buchstabe a
	(Artikel 9 Buchstabe a)
	Artikel 8 Buchstabe b
	(Artikel 9 Buchstabe b)

	KOMMENTAR DES AMTES
	Artikel 9 (Einleitungssatz)
	(Artikel 10 (Einleitungssatz))

	KOMMENTAR DES AMTES
	Artikel 9 Buchstabe a
	(Artikel 10 Buchstabe a)

	KOMMENTAR DES AMTES
	Artikel 9 Buchstabe b
	(Artikel 10 Buchstabe b)

	KOMMENTAR DES AMTES
	Artikel 9 Buchstabe c
	(Artikel 10 Buchstabe c)

	KOMMENTAR DES AMTES
	Artikel 9 Buchstabe d
	(Artikel 10 Buchstabe d)

	KOMMENTAR DES AMTES
	DURCHSETZUNG UND ABHILFEMASSNAHMEN
	Artikel 10 (Einleitungssatz)
	(Artikel 11 (Einleitungssatz))

	KOMMENTAR DES AMTES
	Artikel 10 Buchstabe a
	(Artikel 11 Buchstabe a)

	KOMMENTAR DES AMTES
	Artikel 10 Buchstabe b (Einleitungssatz)
	(Artikel 11 Buchstabe b (Einleitungssatz))

	KOMMENTAR DES AMTES
	Artikel 10 Buchstabe b Ziffer i
	(Artikel 11 Buchstabe b Ziffer i)

	KOMMENTAR DES AMTES
	Artikel 10 Buchstabe b Ziffer ii
	(Artikel 11 Buchstabe b Ziffer ii)

	KOMMENTAR DES AMTES
	Artikel 10 Buchstabe b Ziffer iii
	(Artikel 11 Buchstabe b Ziffer iii)

	KOMMENTAR DES AMTES
	Artikel 10 Buchstabe b Ziffer iv
	(Artikel 11 Buchstabe b Ziffer iv)

	KOMMENTAR DES AMTES
	Artikel 10 Buchstabe b Ziffer v
	(Artikel 11 Buchstabe b Ziffer v)

	KOMMENTAR DES AMTES
	Artikel 10 Buchstabe c
	(Artikel 11 Buchstabe c)

	KOMMENTAR DES AMTES
	Artikel 10 Buchstabe d
	(Artikel 11 Buchstabe d)

	KOMMENTAR DES AMTES
	Artikel 10 Buchstabe e
	(Artikel 11 Buchstabe e)

	KOMMENTAR DES AMTES
	Artikel 10 Buchstabe f
	(Artikel 11 Buchstabe f)

	KOMMENTAR DES AMTES
	Artikel 10 Buchstabe g
	(Artikel 11 Buchstabe g)

	KOMMENTAR DES AMTES
	Artikel 10 Buchstabe h
	(Artikel 11 Buchstabe h)

	KOMMENTAR DES AMTES
	LEITLINIEN, SCHULUNGEN UND SENSIBILISIERUNG
	Artikel 11 (Einleitungssatz)
	(Artikel 12 (Einleitungssatz))
	Artikel 11 Buchstabe a
	(Artikel 12 Buchstabe a)
	Artikel 11 Buchstabe b
	(Artikel 12 Buchstabe b)
	Artikel 11 Buchstabe c
	(Artikel 12 Buchstabe c)

	KOMMENTAR DES AMTES
	DURCHFÜHRUNGSMETHODEN
	Artikel 12
	(Artikel 13)

	KOMMENTAR DES AMTES
	III. BEMERKUNGEN ZUR VORGESCHLAGENEN EMPFEHLUNG BETREFFEND DIE BESEITIGUNG VON GEWALT UND BELÄSTIGUNG IN DER ARBEITSWELT
	Absatz 1

	KOMMENTAR DES AMTES
	ZENTRALE GRUNDSÄTZE
	Absatz 2

	KOMMENTAR DES AMTES
	Absatz 3

	KOMMENTAR DES AMTES
	Absatz 4 (Einleitungssatz)
	Absatz 4 Buchstabe a
	Absatz 4 Buchstabe b

	KOMMENTAR DES AMTES
	Absatz 5
	(Absatz 10)

	KOMMENTAR DES AMTES
	Absatz 6
	(Absatz 5)

	KOMMENTAR DES AMTES
	SCHUTZ UND PRÄVENTION
	Absatz 7
	(Absatz 6)

	KOMMENTAR DES AMTES
	Absatz 8 (Einleitungssatz)
	(Absatz 7 (Einleitungssatz))
	Absatz 8 Buchstabe a
	(Absatz 7 Buchstabe a)
	Absatz 8 Buchstabe b
	(Absatz 7 Buchstabe b)
	Absatz 8 Buchstabe c
	(Absatz 7 Buchstabe c)
	Absatz 8 Buchstabe d
	(Absatz 7 Buchstabe d)
	Absatz 8 Buchstabe e
	(Absatz 7 Buchstabe e)

	KOMMENTAR DES AMTES
	Absatz 9 (Einleitungssatz)
	(Absatz 8 (Einleitungssatz))
	Absatz 9 Buchstabe a
	(Absatz 8 Buchstabe a)
	Absatz 9 Buchstabe b
	(Absatz 8 Buchstabe b)

	KOMMENTAR DES AMTES
	Absatz 10
	(Absatz 9)

	KOMMENTAR DES AMTES
	Absatz 11

	KOMMENTAR DES AMTES
	Absatz 12 (Einleitungssatz)
	(Absatz 12)
	Absatz 12 Buchstabe a
	(Absatz 13 Buchstabe a)
	Absatz 12 Buchstabe b
	(Absatz 13 Buchstabe b)
	Absatz 12 Buchstabe d
	(Absatz 13 Buchstabe d)
	Absatz 12 Buchstabe f
	(Absatz 13 Buchstabe f)
	Absatz 12 Buchstabe g
	(Absatz 13 Buchstabe g)
	Absatz 12 Buchstabe i
	(Absatz 13 Buchstabe i)

	KOMMENTAR DES AMTES
	DURCHSETZUNG, ABHILFEMASSNAHMEN UND UNTERSTÜTZUNG
	Absatz 13 (Einleitungssatz)
	(Absatz 14 (Einleitungssatz))
	Absatz 13 Buchstabe a
	(Absatz 14 Buchstabe a)
	Absatz 13 Buchstabe b
	(Absatz 14 Buchstabe b)
	Absatz 13 Buchstabe c
	(Absatz 14 Buchstabe c)
	Absatz 13 Buchstabe d
	(Absatz 14 Buchstabe d)

	KOMMENTAR DES AMTES
	Absatz 14
	(Absatz 15)

	KOMMENTAR DES AMTES
	Absatz 15 (Einleitungssatz)
	(Absatz 16 (Einleitungssatz))
	Absatz 15 Buchstabe a
	(Absatz 16 Buchstabe a)
	Absatz 15 Buchstabe b
	(Absatz 16 Buchstabe b)
	Absatz 15 Buchstabe c
	(Absatz 16 Buchstabe c)
	Absatz 15 Buchstabe d
	(Absatz 16 Buchstabe d)
	Absatz 15 Buchstabe e
	(Absatz 16 Buchstabe e)

	KOMMENTAR DES AMTES
	Absatz 16 (Einleitungssatz)
	(Absatz 17 (Einleitungssatz))
	Absatz 16 Buchstabe a
	(Absatz 17 Buchstabe a)
	Absatz 16 Buchstabe b
	(Absatz 17 Buchstabe b)
	Absatz 16 Buchstabe e
	(Absatz 17 Buchstabe e)
	Absatz 16 Buchstabe f
	(Absatz 17 Buchstabe f)
	Absatz 16 Buchstabe g
	(Absatz 17 Buchstabe g)

	KOMMENTAR DES AMTES
	Absatz 17 (Einleitungssatz)
	(Absatz 18 (Einleitungssatz))
	Absatz 17 Buchstabe a
	(Absatz 18 Buchstabe a)
	Absatz 17 Buchstabe b
	(Absatz 18 Buchstabe b)
	Absatz 17 Buchstabe c
	(Absatz 18 Buchstabe c)
	Absatz 17 Buchstabe d
	(Absatz 18 Buchstabe d)
	Absatz 17 Buchstabe e
	(Absatz 18 Buchstabe e)
	Absatz 17 Buchstabe f
	(Absatz 18 Buchstabe f)
	Absatz 17 Buchstabe g
	(Absatz 18 Buchstabe g)

	KOMMENTAR DES AMTES
	Absatz 18
	(Absatz 19)

	KOMMENTAR DES AMTES
	Absatz 19
	(Absatz 20)

	KOMMENTAR DES AMTES
	Absatz 20
	(Absatz 21)

	KOMMENTAR DES AMTES
	Absatz 21
	(Absatz 22)

	KOMMENTAR DES AMTES
	LEITLINIEN, SCHULUNGEN UND SENSIBILISIERUNG
	Absatz 22 (Einleitungssatz)
	(Absatz 23 (Einleitungssatz))
	Absatz 22 Buchstabe a
	(Absatz 23 Buchstabe a)
	Absatz 22 Buchstabe b
	(Absatz 23 Buchstabe b)
	Absatz 22 Buchstabe c
	(Absatz 23 Buchstabe c)
	Absatz 22 Buchstabe d
	(Absatz 23 Buchstabe d)
	Absatz 22 Buchstabe e
	(Absatz 23 Buchstabe e)
	Absatz 22 Buchstabe f
	(Absatz 23 Buchstabe f)
	Absatz 22 Buchstabe g
	(Absatz 23 Buchstabe g)

	KOMMENTAR DES AMTES


	Dernière page: 
	Suivante: 
	Contents: 
	Retour: 
	Précédente: 
	Première: 


